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Jahrestagung 2019 des Arbeitskreises Völkerstrafrecht 

Einführung zum Inhalt der aktuellen Ausgabe 
 

Von Prof. Dr. Florian Jeßberger, Hamburg 
 
 
Die fünfzehnte Jahrestagung des Arbeitskreises Völkerstraf-
recht1 fand in diesem Jahr auf Einladung von Prof. Dr. Kirsten 

Schmalenbach, Prof. Dr. Kurt Schmoller und Dr. Astrid 

Reisinger Coracini am 10. und 11. Mai an der Paris-Lodron-
Universität Salzburg statt. Erneut stand der Austausch zwi-
schen Wissenschaft und Praxis über aktuelle Fragen und Ent-
wicklungen auf dem Gebiet des Völkerstrafrechts im Mittel-
punkt der Veranstaltung. Ein Teil der Referate kommt in dieser 
Ausgabe der ZIS – Zeitschrift für Internationale Strafrechts-
dogmatik – zur Veröffentlichung. 

Kurt Schmoller und Prof. Dr. Florian Jeßberger (Ham-
burg) hießen die rund 80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer im 
Europasaal der Edmundsburg über den Dächern von Salzburg 
willkommen. 

In seinem Eröffnungsvortrag befasste sich RiBGH Dr. 
Frank Tiemann2 (BGH, Karlsruhe) mit dem „Völkerstrafrecht 
in der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes“. Im Mittel-
punkt des Vortrages stand die Auslegung der Tatbestände des 
Völkerstrafgesetzbuches durch den 3. Strafsenat sowie dessen 
Rechtsprechung zum Verhältnis von VStGB zu IStGH-Statut, 
humanitärem Völkerrecht und sonstigen völkervertraglichen 
und völkergewohnheitsrechtlichen Regelungen. Besonderes 
Gewicht hatte die Darstellung der Merkmale der Kriegsverbre-
chen in den §§ 8, 9 und 10 VStGB, die anhand der durch den 
Senat entwickelten Kasuistik erläutert wurden. Florian Jeß-

berger moderierte die anschließende Aussprache. 
Unter dem Vorsitz von RiJStGH a.D. Christoph Flügge 

(JStGH/IRMCT, Den Haag) schloss sich der bewährte The-
menblock „Berichte aus der Praxis” an. Zunächst informierte 
Eleni Chaitidou3 (KSC, Den Haag) über die Judikatur des 
Internationalen Strafgerichtshofes in den Jahren 2018 und 
2019. In den Blick genommen wurden dabei vor allem die 
Entwicklungen in den Situationen Demokratische Republik 
Kongo, Darfur/Sudan, Libyen, Palästina, Bangladesch/Myan-
mar, Mali und Zentralafrikanische Republik. Vorgestellt wurde 
auch die kontrovers aufgenommene Entscheidung der Vorver-
fahrenskammer in der Situation Afghanistan.4 Es folgten die 
Landesberichte von Richterin Christine Gödl5 (BMVRDJ, 
Wien), Bundesanwalt Christian Ritscher6 (GBA, Karlsruhe) 
und Staatsanwältin des Bundes Miriam Spittler (BA, Bern) 
über die jüngsten Entwicklungen bei der Verfolgung von Völ-
kerstraftaten in Österreich, Deutschland und der Schweiz. 

 
1 Weitere Informationen zum Arbeitskreis finden sich unter 
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-
fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis.html 
(2.12.2019). 
2 Tiemann, ZIS 2019, 553. 
3 Chaitidou, ZIS 2019, 567. 
4 IStGH (Pre-Trial Chamber II), Entsch. v. 12.4.2019 – ICC-
02/17-33. 
5 Gödl, ZIS 2019, 597. 
6 Ritscher, ZIS 2019, 599. 

Zum Abschluss des ersten Tages widmete sich Min.-Dir. 
a.D. Peter Wilkitzki (Berlin) dem Zustand des Völkerstraf-
rechts und seiner Institutionen und fragte „Was ist geblieben 
von der Euphorie der 1990er Jahre?“. Fehlende Universalität 
des völkerstrafrechtlichen Projekts, mangelnde Kooperation 
der Staaten, überlange Verfahrensdauer bei insgesamt nur 
wenigen Verfahren (und noch weniger Verurteilungen), Rich-
terschelte, die immer öfter berechtigt erscheint – die Liste der 
Monita, die zur Vertreibung der anfänglichen Euphorie beige-
tragen hätten, sei, so diagnostizierte Wilkitzki, lang. Freilich: 
Die Entwicklungen der vergangenen zehn Jahre bildeten keine 
ihrer Art nach neuen Herausforderungen, nicht etwa einen 
“negativen Quantensprung“, sondern signalisierten „nur“ ein – 
allerdings besorgniserregendes – Anwachsen der Schwere und 
Menge der Alarmzeichen, die ein entschlossenes Gegensteuern 
erlaubten und erforderten. 

Der zweite Tag war vollständig dem Thema „Das Völker-
strafrecht und die Völkerrechtskommission der Vereinten 
Nationen“ gewidmet. Bekanntlich war die Bedeutung der 
Kommission für die Kristallisation des völkerrechtlichen Straf-
rechts im Verlauf des 20. Jahrhunderts erheblich. Aber auch in 
jüngerer Zeit waren (und sind) völkerstrafrechtliche Schlüssel-
fragen Gegenstand der Beratungen der Kommission: etwa die 
Entstehung und Feststellung von Völkergewohnheitsrecht, die 
(auch innerhalb der Kommission heftig umstrittene) Frage der 
Immunität und ihrer völkerstrafrechtlichen Ausnahmen sowie 
nicht zuletzt Inhalt und Reichweite eines Übereinkommens zur 
Verhütung und Bestrafung von Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit durch die Erarbeitung von Draft Articles on Crimes 
against Humanity.7 Moderiert von Prof. Dr. Gerhard Hafner 
(Wien) gaben Kirsten Schmalenbach, Prof. Dr. Claus Kreß 
(Köln) und Prof. Dr. Stefan Oeter (Hamburg) inhaltliche Im-
pulse, an die sich eine lebhafte Aussprache anschloss. Disku-
tiert wurde dabei auch die kurz zuvor ergangene Entscheidung 
des Internationalen Strafgerichtshofes in der Sache Al Bashir.8 

Die nächste Tagung des Arbeitskreises wird im Juni 2020 
in Den Haag stattfinden. Neben den Referaten und Praxisbe-
richten zu aktuellen Fragen wird dann zum dritten Mal die 
Verleihung des Robert Kempner-Preises auf dem Programm 
stehen, der vom Arbeitskreis alle zwei Jahre für eine herausra-
gende Monografie auf dem Gebiet des Völkerstrafrechts ver-
geben wird. Nominierungen sind noch bis zum 31. Dezember 
2019 möglich.9 

 
7 Zum aktuellen Stand der Beratungen siehe unter 
http://legal.un.org/ilc/summaries/4_2.shtml; 
https://legal.un.org/ilc/summaries/7_7.shtml (2.12.2019). 
8 IStGH (Appeals Chamber), Urt. v. 6.5.2019 – ICC-02/05-
01/09 OA2 (Al Bashir). 
9 Näher  
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-
fakultaet/professuren/professur-
jessberger/arbeitskreis/kempner-preis-formular-2019.pdf 
(2.12.2019). 

https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis.html
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis.html
http://legal.un.org/ilc/summaries/4_2.shtml
https://legal.un.org/ilc/summaries/7_7.shtml
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis/kempner-preis-formular-2019.pdf
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis/kempner-preis-formular-2019.pdf
https://www.jura.uni-hamburg.de/die-fakultaet/professuren/professur-jessberger/arbeitskreis/kempner-preis-formular-2019.pdf
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Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum Völkerstrafgesetzbuch 
 

Von Dr. Frank Tiemann, Karlsruhe 
 
 
I. Einleitung 

Das Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) ist aufgrund des Geset-
zes zur Einführung des Völkerstrafgesetzbuches vom 26. Juni 
20021 am 30. Juni 2002 in Kraft getreten und damit ein ver-
hältnismäßig junges Regelwerk. Es dient der Anpassung des 
deutschen materiellen Strafrechts an das Römische Statut des 
Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH-Statut) und zur 
Erleichterung der darin vorgesehenen vorrangigen innerstaat-
lichen Strafverfolgung.2 Das IStGH-Statut wurde im Rahmen 
einer von den Vereinten Nationen im Jahr 1998 in Rom ein-
berufenen internationalen Konferenz erarbeitet und trat eben-
falls im Jahr 2002 in Kraft.3 Durch das IStGH-Statut ist der 
Internationale Strafgerichtshof in Den Haag errichtet worden, 
der gemäß Art. 1 S. 2 IStGH-Statut – ergänzend zu der inner-
staatlichen Strafgerichtsbarkeit – befugt ist, seine Gerichts-
barkeit wegen der in dem Statut genannten Delikte auszu-
üben, bei denen es sich dem Selbstverständnis des Statuts 
zufolge um die „schwersten Verbrechen“ handelt, „welche 
die internationale Gemeinschaft als Ganzes berühren“ (Art. 5 
S. 1 IStGH-Statut). Die Gerichtsbarkeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs erstreckt sich gemäß Art. 5 S. 2 IStGH-
Statut auf das Verbrechen des Völkermordes, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und das Verbre-
chen der Aggression. Entsprechende Verbrechenstatbestände 
sind in den §§ 6 bis 13 VStGB normiert.4 

Die folgenden Ausführungen sollen einen Überblick über 
die bisherige Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum 
Völkerstrafgesetzbuch geben. Es handelt sich dabei um 
Rechtsprechung des 3. Strafsenats des Bundesgerichtshofs. 
Denn nach dem Geschäftsverteilungsplan des Bundesge-
richtshofs sind dem 3. Strafsenat alle Revisionen gegen erst-
instanzliche Urteile von Oberlandesgerichten in Strafsachen 
zugewiesen, und zur erstinstanzlichen Zuständigkeit der 
Oberlandesgerichte zählen unter anderem Verfahren, die 
Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch betreffen (§ 120 
Abs. 1 Nr. 8 GVG). In diesen Verfahren ist der 3. Strafsenat 
des Bundesgerichtshofs (im Folgenden: Senat) nicht nur 
Revisionsinstanz, sondern auch Beschwerde- und Haftprü-
fungsgericht, also regelmäßig bereits während des Ermitt-
lungsverfahrens mit der Sache befasst. 

Trotz dieser umfassenden Zuständigkeit kommt Straftaten 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch in der Rechtsprechung des 
Senats rein zahlenmäßig nur untergeordnete Bedeutung zu, 
allerdings mit zunehmender Tendenz. Relevanz hat die Ver-
folgung von Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch vor 
allem im Zusammenhang mit dem Konflikt in Syrien erlangt. 

 
1 BGBl. I, S. 2254. 
2 BT-Drs. 14/8524, S. 12. 
3 Näher dazu Werle/Jeßberger, Völkerstrafrecht, 4. Aufl. 2016, 
Rn. 60 ff. 
4 Die Vorschrift des § 13 VStGB über das Verbrechen der 
Aggression wurde ergänzt durch das am 1.1.2017 in Kraft 
getretene Gesetz zur Änderung des Völkerstrafgesetzbuches 
vom 22.12.2016 (BGBl. I S. 3150). 

Die zunehmende Tendenz völkerstrafrechtlich relevanter 
Verfahren in letzter Zeit resultiert daraus, dass immer mehr 
Erkenntnisse über die Ereignisse in Syrien gewonnen werden. 
Infolgedessen wird Beschuldigten, die sich nach Syrien be-
geben hatten, um sich dort einer Organisation wie dem „Is-
lamischen Staat“ oder der „Jabhat al-Nusra“ anzuschließen 
und am Kampf gegen das Assad-Regime zu beteiligen, im-
mer häufiger nicht mehr nur mitgliedschaftliche Beteiligung 
an einer ausländischen terroristischen Vereinigung (§§ 129a, 
129b StGB) zur Last gelegt, sondern darüber hinaus auch ein 
Kriegsverbrechen im Sinne der §§ 8 ff. VStGB. 

Die völkerstrafrechtlichen Fragen, mit denen der Senat 
bislang befasst war, betrafen vornehmlich den Besonderen 
Teil des Völkerstrafgesetzbuchs, also die in den §§ 6 ff. 
VStGB normierten Straftaten gegen das Völkerrecht. In Be-
zug auf die allgemeinen Regelungen der §§ 1 bis 5 VStGB 
waren Fragen der Verantwortlichkeit militärischer Befehls-
haber und anderer Vorgesetzter gemäß § 4 VStGB Gegen-
stand der Rechtsprechung des Senats. Hier soll zunächst auf 
die Rechtsprechung zu den Straftaten gegen das Völkerrecht 
eingegangen werden (II.), anschließend auf diejenige zur 
Vorgesetztenverantwortlichkeit (III.). 
 
II. Straftaten gegen das Völkerrecht 

Die zu Straftaten gegen das Völkerrecht ergangene Recht-
sprechung des Senats betrifft vorwiegend Kriegsverbrechen 
(§§ 8 ff. VStGB), im Wesentlichen Kriegsverbrechen gegen 
Personen. 
 
1. Kriegsverbrechen 

Die im Völkerstrafgesetzbuch normierten Kriegsverbrechen 
setzen stets voraus, dass die in den §§ 8 bis 12 VStGB be-
schriebenen Einzeltaten im Zusammenhang mit einem be-
waffneten Konflikt begangen werden. Ob es sich dabei um 
einen internationalen oder einen nichtinternationalen bewaff-
neten Konflikt handelt, ist für die Verwirklichung des gesetz-
lichen Tatbestands regelmäßig nicht von Bedeutung – wohl 
aber beispielsweise für die Frage des geschützten Personen-
kreises bei Kriegsverbrechen gegen Personen. Zu den einzel-
nen Merkmalen hat der Senat bereits mehrfach Ausführungen 
gemacht. Danach gilt:5 

Maßgebend für das Vorliegen eines bewaffneten Kon-
flikts ist der Einsatz von Waffengewalt, die einer der beteilig-
ten Konfliktparteien zuzurechnen ist. Während ein internatio-
naler bewaffneter Konflikt die Anwendung von Waffenge-
walt zwischen Staaten voraussetzt, sind unter einem nichtin-
ternationalen bewaffneten Konflikt solche Auseinanderset-
zungen zu verstehen, bei denen Streitkräfte innerhalb eines 
Staates gegen organisierte bewaffnete Gruppen oder solche 
Gruppen untereinander kämpfen, sofern die Kampfhandlun-

 
5 Die im Text wiedergegebenen Ausführungen des Senats 
sind den zitierten Entscheidungen jeweils weitgehend wört-
lich entnommen, die im Fließtext der Entscheidungen ange-
führten Belege werden in Fußnoten angeführt. 



Frank Tiemann 

_____________________________________________________________________________________ 
 

_____________________________________________________________________________________ 
 

ZIS 12/2019 
554 

gen von einer gewissen Dauer und Intensität sind. Die Erfor-
dernisse einer gewissen Organisationsstruktur der betreffen-
den Gruppen sowie der Intensität und Dauer der bewaffneten 
Auseinandersetzungen stellen sicher, dass bloße innere Unru-
hen, Spannungen, Tumulte, vereinzelt auftretende Gewaltta-
ten und andere ähnliche Handlungen nicht als bewaffnete 
Konflikte eingestuft werden.6 

Der Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt ist 
funktional zu verstehen. Er ist gegeben, wenn das Vorliegen 
des bewaffneten Konflikts für die Fähigkeit des Täters, das 
Verbrechen zu begehen, für seine Entscheidung zur Tatbege-
hung, für die Art und Weise der Begehung oder für den 
Zweck der Tat von wesentlicher Bedeutung ist; die Tat darf 
nicht lediglich „bei Gelegenheit“ des bewaffneten Konflikts 
begangen werden. Eine Tatausführung während laufender 
Kampfhandlungen oder eine besondere räumliche Nähe dazu 
sind hingegen nicht erforderlich.7 
 
a) Kriegsverbrechen gegen Personen 

Im Hinblick auf die in § 8 VStGB geregelten Kriegsverbre-
chen gegen Personen hat den Senat wiederholt die Frage nach 
dem geschützten Personenkreis beschäftigt. 
 
aa) Geschützter Personenkreis 

Kriegsverbrechen gegen Personen setzen regelmäßig voraus, 
dass die Tat zum Nachteil einer nach dem humanitären Völ-
kerrecht zu schützenden Person begangen wird. Diesen Be-
griff hat der Gesetzgeber in § 8 Abs. 6 VStGB definiert. 
Dabei hat er eine Differenzierung zwischen internationalen 
und nichtinternationalen bewaffneten Konflikten vorgenom-
men, die Fragen aufwirft. 

Keine Probleme bereitet insoweit naturgemäß § 8 Abs. 6 
Nr. 3 VStGB, der sich sowohl auf internationale als auch auf 
nichtinternationale bewaffnete Konflikte bezieht und wonach 
jeweils Angehörige der Streitkräfte und Kämpfer der gegneri-
schen Partei geschützt sind, welche die Waffen gestreckt 
haben oder in sonstiger Weise wehrlos sind. § 8 Abs. 6 Nr. 1 
VStGB betrifft dagegen nur den internationalen, § 8 Abs. 6 
Nr. 2 VStGB ausschließlich den nichtinternationalen bewaff-
neten Konflikt. Danach sind nach dem humanitären Völker-
recht zu schützende Personen im internationalen bewaffneten 
Konflikt: geschützte Personen im Sinne der Genfer Abkom-
men und des Zusatzprotokolls I, insbesondere Verwundete, 
Kranke, Schiffbrüchige, Kriegsgefangene und Zivilpersonen, 
im nichtinternationalen bewaffneten Konflikt demgegenüber: 
Verwundete, Kranke, Schiffbrüchige sowie Personen, die 
nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten teilnehmen und 
sich in der Gewalt der gegnerischen Partei befinden.  

 
6 BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16, Rn. 23; BGH, 
Beschl. v. 6.4.2017 – AK 14/17, Rn. 23; BGH, Beschl. v. 
25.9.2018 – StB 40/18, Rn. 20; BGH, Urt. v. 20.12.2018 –     
3 StR 236/17 = NJW 2019, 1818 Rn. 74. 
7 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354 (355); BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16, Rn. 29; 
BGH, Beschl. v. 6.4.2017 – AK 14/17, Rn. 27; BGH, Urt. v. 
27.7.2017 – 3 StR 57/17; BGHSt 62, 272 Rn. 55. 

Den Senat hat wiederholt die in § 8 Abs. 6 Nr. 2 VStGB 
enthaltene Regelung beschäftigt, wonach im nichtinternatio-
nalen bewaffneten Konflikt im Gegensatz zu der Bestimmung 
in § 8 Abs. 6 Nr. 1 VStGB für den internationalen bewaffne-
ten Konflikt nicht „Zivilpersonen“ geschützt sind, sondern 
„Personen, die nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten 
teilnehmen und sich in der Gewalt der gegnerischen Partei 
befinden“. Denn die Fälle, über die der Senat zu befinden 
hatte, betrafen bislang stets nichtinternationale bewaffnete 
Konflikte, insbesondere denjenigen in Syrien, und bei den 
Geschädigten handelte es sich regelmäßig um Personen, die 
nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten teilnahmen, na-
mentlich Zivilisten, in Bezug auf die indes nicht ohne weite-
res klar war, ob sie sich „in der Gewalt der gegnerischen 
Partei“ befanden. Die Problematik soll anhand von drei Bei-
spielsfällen veranschaulicht werden: 
 
(1) Beispielsfälle 

(a) Opfer plündernder Milizionäre 

In einem Fall8 führte der Beschuldigte eine Miliz mit ca. 150 
Kämpfern an, die offiziell der sog. Freien Syrischen Armee 
(FSA) angehörte und sich an den Kämpfen gegen syrische 
Sicherheitskräfte, regierungsnahe Milizen und die reguläre 
syrische Armee in Aleppo beteiligte. Die von ihm geführte 
Miliz hatte verschiedene Stadtteile von Aleppo unter ihre 
Kontrolle gebracht. Die dadurch gewonnene Herrschaftsge-
walt nutzte der Beschuldigte aus, um sich und seine Miliz in 
den von ihr kontrollierten Gebieten durch Plünderungen zu 
bereichern. Personen, die sich den Plünderungen widersetz-
ten, sich der durch Waffengewalt begründeten Herrschaft des 
Beschuldigten nicht bedingungslos unterwarfen oder ihm 
aufgrund anderer Umstände missliebig waren, wurden durch 
seine Milizionäre gefangengenommen, in von ihm geführte 
Gefängnisse verschleppt und dort körperlich misshandelt. 

Opfer der Misshandlungen waren unter anderem zwei 
Personen, die einer bewaffneten Gruppierung angehörten, die 
sich zum Ziel gesetzt hatte, ihren Stadtteil nach dem Abzug 
der syrischen Sicherheitskräfte vor Plünderungen zu schüt-
zen; zu diesem Zweck übten sie polizeiähnliche Tätigkeiten 
aus und hielten Milizionäre, die entweder der Miliz des Be-
schuldigten oder einer Miliz angehörten, die dem Beschuldig-
ten zumindest nahe stand und mit ihm zusammenarbeitete, 
unter Vorhalt von Waffen davon ab, Geschäfte zu plündern. 
Deshalb wurden sie kurz darauf ebenso von Milizionären des 
Beschuldigten festgenommen wie vier weitere Personen, die 
eine Bäckerei betrieben und sich gegen die Plünderung ihres 
Geschäfts durch die Miliz des Beschuldigten zur Wehr ge-
setzt hatten. Schließlich wurde der Betreiber einer anderen 
Bäckerei festgenommen, der sich geweigert hatte, Brot an 
Kämpfer der FSA herauszugeben, weil das Brot für Zivilisten 
bestimmt sei, nicht dagegen für Milizionäre. 

War die Miliz des Beschuldigten im Verhältnis zu den 
Betroffenen eine gegnerische Partei? 

 
 

 
8 BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16. 
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(b) Getöteter Kriegsberichterstatter 

Ein anderer Fall betraf einen amerikanischen Journalisten, 
von dem anzunehmen war, dass er als neutraler Kriegsbe-
richterstatter tätig gewesen war.9 Er war im August 2014 von 
Mitgliedern des IS gefangengenommen und vor laufender 
Kamera enthauptet worden. War der IS im Verhältnis zu ihm 
eine gegnerische Partei? 
 
(c) Opfer von Vergeltungsaktionen der FOCA 

Ein dritter, erst vor Kurzem in der Revision vom Senat zu 
beurteilender Fall betraf den Konflikt in Ruanda.10 Dort war 
es Mitte der 1990er Jahre nach einem jahrelangen Bürger-
krieg einer von ruandischen Tutsi dominierten Rebellenbe-
wegung gelungen, die im Wesentlichen aus Hutu bestehende 
Regierung zu stürzen. Daraufhin waren massenhaft Ruander 
– vornehmlich Angehörige der Hutu – in den Kongo (seiner-
zeit noch Republik Zaire) emigriert; dort hatten sie sich – mit 
Unterstützung der kongolesischen Regierung – politisch und 
militärisch reorganisiert, unter anderem durch Gründung der 
terroristischen Vereinigung FDLR. Deren armeeähnlich or-
ganisierte Miliz FOCA, zu der mehrere tausend Kämpfer 
gehörten, hatte sich sodann jahrelang an bewaffneten Ausei-
nandersetzungen im Osten der Demokratischen Republik 
Kongo beteiligt. Die FDLR-Kämpfer hatten weite Teile der 
an Ruanda angrenzenden Provinzen des Kongo unter ihre 
Kontrolle gebracht und lebten von der Ausbeutung der dort 
wohnhaften kongolesischen Zivilbevölkerung, indem sie von 
dieser planmäßig Schutzsteuern, Zwangsabgaben sowie 
Wegezölle erhoben und bei ihr systematische Plünderungen 
vornahmen. Die beiden Angeklagten, die in Ruanda geboren 
waren und seit Ende der 1980er Jahre in Deutschland lebten, 
waren bis zu ihrer Inhaftierung im November 2009 in führen-
den Positionen – als Präsident und erster Vizepräsident – für 
die FDLR tätig.  

Nachdem sich die ruandische und die kongolesische Re-
gierung einander angenähert und zum gemeinsamen Kampf 
gegen die FDLR verbündet hatten, gerieten die FOCA-
Truppen Anfang 2009 im Zuge von militärischen Offensiven 
der ruandischen und kongolesischen Streitkräfte unter starken 
militärischen Druck und mussten sich aus den von ihnen 
kontrollierten Siedlungen zurückziehen; deren Bewohner 
stellten sich in der Folge unter den Schutz der Regierungs-
truppen. Da sich die FDLR von den kongolesischen Streit-
kräften ebenso verraten fühlte wie von Teilen der kongolesi-
schen Zivilbevölkerung, entwickelte die FOCA-Führung die 
Strategie sogenannter Vergeltungsaktionen. Diese dienten 
jedenfalls auch dem Zweck, die Zivilbevölkerung in den 
Siedlungen zu bestrafen und davon abzuschrecken, den Geg-
nern der FDLR Hilfe zu leisten. Während der Vergeltungsan-
griffe drangen Milizionäre der FOCA in die Dörfer ein, 
schlugen gegnerische Kämpfer in die Flucht und gingen an-

 
9 BGH, Beschl. v. 20.12.2016 – 3 StR 435/16 = NStZ-RR 
2017, 109. 
10 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818. 

schließend gezielt gegen die Bevölkerung vor, insbesondere 
indem sie Zivilisten töteten. 

Waren die FOCA-Kämpfer im Verhältnis zu den getöte-
ten Dorfbewohnern als gegnerische Partei anzusehen und 
befanden sich die Zivilisten in deren Gewalt? 
 
(2) Rechtsprechung des Senats 

Inzwischen hat sich folgende Rechtsprechung des Senats 
herausgebildet: 
 
(a) Das Merkmal des Sich-in-der-Gewalt-Befindens 

Im Hinblick auf das Merkmal des Sich-in-der-Gewalt-Befin-
dens gilt:11 

Durch die in § 8 Abs. 6 VStGB normierten Legaldefiniti-
onen der nach dem humanitären Völkerrecht zu schützenden 
Person hat der Gesetzgeber ausdrücklich das Ziel verfolgt, 
eine Trennung zwischen Kriegsverbrechen gegen Personen   
(§ 8 VStGB) und solchen des Einsatzes verbotener Methoden 
der Kriegsführung (§ 11 VStGB) vorzunehmen.12 Anders als 
nach internationalem Kriegsvölkerrecht13 sind sogenannte 
Distanzangriffe gegen die Zivilbevölkerung nach deutschem 
Recht grundsätzlich nicht als Kriegsverbrechen gegen Perso-
nen zu ahnden. Sie unterfallen – allenfalls – dem Straftatbe-
stand des § 11 Abs. 1 VStGB, sofern die Voraussetzungen 
einer der dort geregelten Tathandlungsvarianten vorliegen.14 

Mit der Einfügung des Zusatzes „und sich in der Gewalt 
der gegnerischen Partei befinden“ hat der Gesetzgeber die für 
den nichtinternationalen bewaffneten Konflikt geltende Rege-
lung des § 8 Abs. 6 Nr. 2 VStGB im Verhältnis zum interna-
tionalen Kriegsvölkerrecht damit bewusst eingeschränkt; 
dabei hat er sich an der den internationalen bewaffneten Kon-
flikt betreffenden Vorschrift des Art. 4 Abs. 1 des IV. Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivil-
personen in Kriegszeiten (BGBl. 1954 II, S. 917; im Folgen-
den: GK IV) orientiert.15 

Für Art. 4 Abs. 1 GK IV ist anerkannt, dass das Erforder-
nis, fremder Gewalt unterworfen zu sein, in einem weiten 
Sinne zu verstehen ist. Es genügt, wenn sich das Opfer in 
einem von der gegnerischen Konfliktpartei kontrollierten 

 
11 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 79 ff. 
12 Vgl. BT-Drs. 14/8524, S. 30; Werle/Nerlich, Humanitäres 
Völkerrecht – Informationsschriften 2002, 124 (130). 
13 Siehe Art. 3 der Genfer Abkommen I–IV sowie Art. 8   
Abs. 2 lit. c IStGH-Statut. 
14 Vgl. Geiß/Zimmermann, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Mün-
chener Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 8, 3. Aufl. 
2018, VStGB § 8 Rn. 92, 129; Werle/Nerlich, Humanitäres 
Völkerrecht – Informationsschriften 2002, 124 (130); kritisch 
zum Wortlaut des § 8 Abs. 6 Nr. 2 VStGB Gropengießer/ 

Kreicker, in: Eser/Kreicker (Hrsg.), Nationale Strafverfol-
gung völkerrechtlicher Verbrechen, Bd. 1: Deutschland, 
2003, S. 162 f. 
15 Vgl. BT-Drs. 14/8524, S. 30; Werle/Nerlich, Humanitäres 
Völkerrecht – Informationsschriften 2002, 124 (130); Geiß/ 

Zimmermann (Fn. 14), VStGB § 8 Rn. 91 f. 
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Gebiet aufhält.16 Dieses Verständnis ist auch für § 8 Abs. 6 
Nr. 2 VStGB maßgebend. 
 
(b) Der Begriff der gegnerischen Partei 

In Bezug auf den Begriff der gegnerischen Partei ist von 
Folgendem auszugehen:17 

Nach der Vorschrift des Art. 4 Abs. 1 GK IV, an die sich 
§ 8 Abs. 6 Nr. 2 VStGB anlehnt, ist geschützt, wer sich im 
Machtbereich einer an der Auseinandersetzung beteiligten 
Partei oder einer Besatzungsmacht befindet, deren Angehöri-
ger er nicht ist. Die Regelung, die auch inhaltlich auf den 
internationalen Konflikt zugeschnitten ist, knüpft im Grund-
satz an die Staatsangehörigkeit der Person an, die fremder 
Gewalt unterworfen ist; das wird besonders deutlich an der 
englischen Fassung der Norm („in the hands of a Party […] 
or […] Power of which they are not nationals“). Da dieses 
formale Abgrenzungskriterium den Realitäten moderner mit 
militärischen Mitteln ausgetragener Auseinandersetzungen 
nicht mehr gerecht wird, haben es der Internationale Strafge-
richtshof für das ehemalige Jugoslawien und – ihm folgend – 
der Internationale Strafgerichtshof an die neuen Gegebenhei-
ten angepasst. Nach der Rechtsprechung der internationalen 
Strafgerichte kommt es darauf an, ob die Opfer bei materiel-
ler Betrachtung der jeweiligen Gegenseite zuzurechnen 
sind.18 

Für den nichtinternationalen bewaffneten Konflikt, an 
dem häufig nichtstaatliche Akteure derselben Nationalität 
beteiligt sind, erweist sich die Staatsangehörigkeit ohnehin 
zumeist nicht als sachgerechtes Kriterium, mit dem der Um-
fang eines Schutzes nach dem humanitären Völkerrecht sinn-
voll festgelegt werden könnte. Um zu bestimmen, wer als 
Gegner der Konfliktpartei im nichtinternationalen bewaffne-
ten Konflikt anzusehen ist, bietet es sich vielmehr an, darauf 
abzustellen, was die Auseinandersetzung prägt. Handelt es 
sich etwa um einen interethnischen Konflikt, so wird es auf 
die ethnische Zugehörigkeit ankommen; im Fall einer religiös 
motivierten Auseinandersetzung wird die konfessionelle und 
weltanschauliche Überzeugung von Bedeutung sein.19 Bei 
einer komplexen Bürgerkriegslage unter Beteiligung einer 
Vielzahl staatlicher und nichtstaatlicher Akteure mit unter-
schiedlichsten Interessen – wie etwa im Fall des syrischen 
Bürgerkriegs – kann bereits diejenige Person einem Gegner 
zuzurechnen sein, die Ziele verfolgt, welche den Absichten 
der Konfliktpartei entgegenstehen. 
 

 
16 Vgl. Geiß/Zimmermann (Fn. 14), VStGB § 8 Rn. 84, 92; 
Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1182, jeweils m.w.N. 
17 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 85 f.; vgl. ferner BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 
54/16, Rn. 26. 
18 Vgl. hierzu BGH, Urt. v. 21.2.2001 – 3 StR 372/00 = 
BGHSt 46, 292 (300 f.); siehe auch die Nachweise bei BT-
Drs. 14/8524, S. 30; Ambos, NStZ 2000, 71 f.; Geiß/Zimmer-

mann (Fn. 14), VStGB § 8 Rn. 85. 
19 Vgl. Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1186 f. mit Nachweisen 
aus der Rechtsprechung der internationalen Strafgerichte zu 
Art. 4 Abs. 1 GK IV. 

(3) Beurteilung der Beispielsfälle: 

Die zur Veranschaulichung angeführten Beispielsfälle hat der 
Senat wie folgt beurteilt: 
 
(a) Opfer plündernder Milizionäre 

In dem ersten Fall handelte es sich zunächst nicht nur bei den 
Betreibern der Bäckereien, sondern bei allen Opfern um 
Personen, die nicht unmittelbar an den Feindseligkeiten teil-
genommen hatten, und zwar auch bei denjenigen, die sich 
nach dem Rückzug der syrischen Sicherheitskräfte einer 
bewaffneten Gruppe angeschlossen hatten, die sich zum Ziel 
gesetzt hatte, in dem betroffenen Gebiet polizeiähnliche Auf-
gaben wahrzunehmen und Plünderungen zu verhindern.20 

Dass sich die Geschädigten in der Gewalt der gegneri-
schen Partei befanden, hat der Senat mit Blick auf die Beson-
derheiten von nichtinternationalen bewaffneten Konflikten im 
Allgemeinen sowie diejenigen des innersyrischen Konflikts 
im Besonderen daraus hergeleitet, dass die Betroffenen nicht 
der an den Kampfhandlungen beteiligten Gruppierung des 
Beschuldigten angehörten und deren Absichten entgegenste-
hende Ziele verfolgten. Nach der Auffassung des Senats kam 
ein anderes Abgrenzungskriterium angesichts der Komplexi-
tät des syrischen Bürgerkrieges nicht in Betracht, insbesonde-
re nicht das – bei nichtinternationalen bewaffneten Konflik-
ten regelmäßig untaugliche – Kriterium der Staatsangehörig-
keit, aber auch nicht das Kriterium der ethnischen Zugehö-
rigkeit, weil es sich bei dem Bürgerkrieg in Syrien nicht um 
einen interethnischen Konflikt handelte. Anzahl und Ausrich-
tung der in die Kämpfe verwickelten Gruppen waren viel-
mehr kaum überschaubar und wechselnd. Einzelne Gruppie-
rungen entstanden, lösten sich wieder auf und kämpften in 
wechselnden Koalitionen mal gemeinsam, mal gegeneinan-
der. Die Geschädigten waren letztlich von der Miliz des Be-
schuldigten gefangengenommen worden, weil sie von ihr als 
der Regierung nahe stehend und deshalb als Gegner betrach-
tet wurden, und die Miliz des Beschuldigten stellte sich aus 
Sicht der Geschädigten ihrerseits als Gegner dar.21 

 
(b) Getöteter Kriegsberichterstatter 

Im Hinblick auf den amerikanischen Journalisten in dem 
anderen Beispielsfall konnte demgegenüber nicht einmal 
davon ausgegangen werden, dass er als Kriegsberichterstatter 
Ziele verfolgte, die den Absichten des IS entgegenstanden. In 
seinem Fall spitzte sich die Problematik auf die Frage zu, ob 
der IS in Anlehnung an Art. 4 Abs. 1 des IV. Genfer Ab-
kommens gleichwohl allein deshalb „gegnerische Partei“ 
war, weil der Journalist der Organisation nicht angehörte, 
oder ob einer solchen Auslegung der Wortsinn des Begriffs 
„gegnerische Partei“ entgegensteht. 

Der Senat hat die Frage letztlich offengelassen, weil es für 
die Entscheidung im Ergebnis nicht darauf ankam.22 Der 
Angeklagte war wegen Billigung von Straftaten gemäß § 140 

 
20 BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16, Rn. 25. 
21 BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16, Rn. 26. 
22 BGH, Beschl. v. 20.12.2016 – 3 StR 435/16 = NStZ-RR 
2017, 109. 
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Nr. 2 i.V.m. § 126 Abs. 1 Nr. 2 StGB verurteilt worden, weil 
er die Hinrichtung in einem mit ihm geführten Interview 
gutgeheißen hatte. Die Strafbarkeit des Angeklagten nach 
diesen Vorschriften war unabhängig davon begründet, ob die 
von ihm gebilligte Straftat als Kriegsverbrechen gegen Per-
sonen oder jedenfalls als Totschlag zu qualifizieren war. 

 
(c) Opfer von Vergeltungsaktionen der FOCA 

Im Hinblick auf die Vergeltungsaktionen im Rahmen des 
Ruanda-Konflikts hat der Senat angenommen, dass sich die 
Zivilisten in der Gewalt der FOCA-Kämpfer befanden, nach-
dem diese die gegnerischen Soldaten aus den Siedlungen 
vertrieben hatten, weil die FOCA-Kämpfer danach faktisch 
die Gewalt über die verbliebenen Zivilpersonen ausübten. 
Auch hat der Senat die FDLR im Verhältnis zu den getöteten 
kongolesischen Zivilisten als gegnerische Partei beurteilt, 
weil sie mit Blick auf ihr Ziel, die Macht in Ruanda zu über-
nehmen, in den unter ihre Kontrolle gebrachten Gebieten des 
Kongo wie eine Besatzungsmacht agierte und die FDLR-
Milizionäre von der Ausbeutung der kongolesischen Zivilbe-
völkerung lebten, die sich während der gegen die FDLR 
gerichteten Militäroffensiven unter den Schutz der kongolesi-
schen Armee sowie der mit dieser verbündeten Gruppierun-
gen gestellt hatte.23 
 
bb) Die Tatbestände im Einzelnen 

Von den Einzeltatbeständen des § 8 VStGB waren diejenigen 
der Nr. 3 und der Nr. 9 Gegenstand näherer Betrachtung 
durch den Senat, wobei das Schwergewicht auf § 8 Abs. 1 
Nr. 9 VStGB lag. 
 
(1) § 8 Abs. 1 Nr. 3 VStGB 

Zu § 8 Abs. 1 Nr. 3 VStGB, wonach bestraft wird, wer eine 
nach dem humanitären Völkerrecht zu schützende Person 
grausam oder unmenschlich behandelt, indem er ihr erhebli-
che körperliche oder seelische Schäden oder Leiden zufügt, 
insbesondere sie foltert oder verstümmelt, hat der Senat ent-
schieden:  

Das Merkmal der unmenschlichen Behandlung ist weit 
auszulegen. Es erfasst die Zufügung erheblicher körperlicher 
oder seelischer Schäden oder Leiden. Die Erheblichkeit ist 
unter Berücksichtigung aller Umstände des Falles zu beurtei-
len, insbesondere der Art der Handlung sowie ihres Kontex-
tes. Das Ausmaß der Beeinträchtigung muss über dasjenige 
einer körperlichen Misshandlung im Sinne von § 223 StGB 
deutlich hinausgehen.24 
 
(2) § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 

§ 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB, der die schwerwiegende entwürdi-
gende oder erniedrigende Behandlung einer nach dem huma-
nitären Völkerrecht zu schützenden Person mit Strafe be-

 
23 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 82, 87. 
24 BGH, Beschl. v. 17.11.2016 – AK 54/16, Rn. 27; BGH, 
Beschl. v. 25.9.2018 – StB 40/18, Rn. 22. 

droht, war mehrfach Gegenstand von Entscheidungen des 
Senats. 
 
(a) Anwendbarkeit der Vorschrift bei Verstorbenen 

Es ging dabei wiederholt um Konstellationen, in denen getö-
tete Soldaten bzw. Kämpfer der gegnerischen Partei betroffen 
waren. Dazu hat der Senat ausgeführt: 

§ 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB erfasst auch Verstorbene; die 
Vorschrift dient insoweit auch dem Schutz der Totenehre 
bzw. der über den Tod hinaus fortwirkenden Würde des 
Menschen. 

Das ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Norm. Der 
Gesetzgeber wollte mit dem VStGB die Strafvorschriften des 
IStGH-Statuts umsetzen und sicherstellen, dass Deutschland 
stets in der Lage ist, die in die Zuständigkeit des Internationa-
len Strafgerichtshofs fallenden Verbrechen selbst zu verfol-
gen. In der Orientierung an den Strafvorschriften des IStGH-
Statuts sowie den dazu formulierten sog. Verbrechenselemen-
ten sah der Gesetzgeber einen wesentlichen Schritt zur Um-
setzung gesicherten Völkergewohnheitsrechts in nationales 
Recht, denn er betrachtete das gesicherte Völkergewohnheits-
recht im Wesentlichen als im IStGH-Statut festgeschrieben.25 

§ 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB orientiert sich an Art. 8 Abs. 2   
lit. b Nr. xxi und lit. c Nr. ii IStGH-Statut, wonach die ent-
würdigende und erniedrigende Behandlung in internationalen 
und nichtinternationalen bewaffneten Konflikten als Kriegs-
verbrechen erfasst wird. Zur Auslegung der in Art. 8 IStGH-
Statut enthaltenen Bestimmungen dienen nach Art. 9 Abs. 1 
IStGH-Statut die „Verbrechenselemente“. Darin ist im Hin-
blick auf die Elemente, die Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi und    
lit. c Nr. ii IStGH-Statut betreffen, jeweils in einer Fußnote 
ausgeführt, dass auch Tote erfasst sind.26 Gleichermaßen ist 
dementsprechend auch § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB zu verste-
hen.27 

Diese Auffassung hat der Senat erstmals im Rahmen einer 
Haftbeschwerdeentscheidung vertreten.28 Im Schrifttum ist 
die Entscheidung auf Kritik gestoßen.29 Dem Senat wurde 
entgegengehalten, dass § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB Leichen-
schändungen nicht erfasse, weil der Gesetzgeber nur den 
gesicherten Bestand des Völkergewohnheitsrechts habe kodi-
fizieren wollen, dem die „Strafbewehrtheit“ von Leichen-
schändungen in bewaffneten Konflikten jedoch nicht zuge-
rechnet werden könne. Deren völkergewohnheitsrechtliche 
Verfestigung ergebe sich weder aus dem kodifizierten Kon-
fliktvölkerrecht von Genf noch aus späterer Völkerrechtspra-
xis, insbesondere nicht aus den Verbrechenselementen oder 
aus der internationalen Völkerrechtsprechung. So handele es 

 
25 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272 
Rn. 19. 
26 Verbrechenselemente zu Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi IStGH-
Statut, Ziffer 1 Fn. 49; zu Art. 8 Abs. 2 lit. c Nr. ii IStGH-
Statut, Ziffer 1 Fn. 57. 
27 BGH, Beschl. v. 8.9.2016 – StB 27/16 = NJW 2016, 3604 
Rn. 22; Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272   
Rn. 20. 
28 BGH, Beschl. v. 8.9.2016 – StB 27/16 = NJW 2016, 3604. 
29 Berster, ZIS 2017, 264. 
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sich bei den Verbrechenselementen lediglich um „unverbind-
liche Interpretationshilfen“, und die Erstreckung von Art. 8 
Abs. 2 lit. b Nr. xxi sowie lit. c Nr. ii IStGH-Statut auf tote 
Personen ergebe sich zudem lediglich aus Fußnoten zu den 
betreffenden Verbrechenselementen. Außerdem verstoße die 
Subsumtion Verstorbener unter den Begriff „Person“ gegen 
das Analogieverbot des Art. 103 Abs. 2 GG. Schließlich sei 
die für Verstöße gegen § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB i.V.m. § 38 
Abs. 2 StGB angedrohte Freiheitsstrafe von einem bis zu 
fünfzehn Jahren im Hinblick auf Leichenschändungen schuld-
unangemessen hoch. 

Der Senat hat seine Auffassung aus Anlass einer Revisi-
onsentscheidung vor dem Hintergrund der Kritik nochmals 
eingehend überprüft. Er ist indes nicht davon abgerückt; er 
hat insbesondere daran festgehalten, dass der Gesetzgeber das 
gesicherte Völkergewohnheitsrecht im Wesentlichen als im 
IStGH-Statut festgeschrieben betrachtete und dass sich die 
der Vorschrift des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB entsprechenden 
Bestimmungen des IStGH-Statuts ausweislich der Verbre-
chenselemente auch auf Tote erstrecken. Darin hat der Senat 
zugleich seine Auffassung bestätigt gesehen, dass die Straf-
bewehrtheit von Leichenschändungen in bewaffneten Kon-
flikten dem gesicherten Bestand des Völkerstrafrechts zuge-
rechnet werden kann. Denn das IStGH-Statut ist selbst eine 
zentrale Rechtsquelle des Völkerstrafrechts, die das nach 
Völkergewohnheitsrecht geltende Strafrecht weithin bestätigt 
und präzisiert. Bei den Regelungen des Statuts handelt es sich 
teilweise um originär vertraglich begründetes Völkerrecht 
und teilweise um eine bloße deklaratorische Feststellung von 
bereits bestehendem Völkergewohnheitsrecht. Letzteres gilt 
insbesondere für die – unter anderem in Art. 8 IStGH-Statut – 
normierten Verbrechenstatbestände.30 

Der Einwand, dass es sich bei den Verbrechenselementen 
lediglich um „unverbindliche Interpretationshilfen“ handele 
und sich die Erstreckung von Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi so-
wie lit. c Nr. ii IStGH-Statut auf tote Personen lediglich aus 
Fußnoten zu den betreffenden Verbrechenselementen ergebe, 
verfängt aus Sicht des Senats aufgrund folgender Erwägun-
gen nicht: 

Unabhängig von der Frage der rechtlichen Verbindlich-
keit der Verbrechenselemente ist festzuhalten, dass diese 
durch eine Arbeitsgruppe (sog. PrepCom) formuliert wurden, 
die neben Vorschlägen verschiedener Mitgliedstaaten ihrer 
Ausarbeitung auch eine Studie des Internationalen Komitees 
vom Roten Kreuz (IKRK) zugrunde legte. Diese Studie re-
präsentierte alle relevanten Quellen des Völkerrechts und 
basierte ihrerseits auf umfassenden Forschungen und Analy-
sen, nicht zuletzt der maßgeblichen Entscheidungen interna-
tionaler und nationaler Kriegsverbrecherprozesse.31 In der 
Studie sind zu Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi IStGH-Statut u.a. 
Verfahren aufgeführt, die sich mit der Verstümmelung toter 

 
30 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272 
Rn. 21. 
31 Dörmann, in: Fischer/Kreß/Lüder (Hrsg.), International 
and National Prosecution of Crimes, Under International Law 
2001, S. 95, 96. 

Kriegsgefangener befassten.32 Dies erhellt, dass das Verbot 
von Leichenschändungen aus Sicht des IKRK und der 
PrepCom zum Bestand des humanitären Völkergewohnheits-
rechts zählte und dementsprechend in das IStGH-Statut auf-
genommen werden sollte. Die im Schrifttum geäußerte Auf-
fassung, dies könne die PrepCom „nicht ernsthaft“ ange-
nommen haben,33 bleibt demgegenüber ebenso spekulativ wie 
die Ansicht, die Erwähnung von „toten Personen“ lediglich in 
Fußnoten der Verbrechenselemente lasse „vermuten“, dass 
insoweit kein voller Konsens erzielt worden sei.34 

Die völkergewohnheitsrechtliche Ächtung von Leichen-
schändungen in bewaffneten Konflikten ergibt sich überdies 
aus den vom IKRK veröffentlichten Regeln des humanitären 
Völkerrechts in internationalen und nichtinternationalen 
bewaffneten Konflikten (Customary International Humanita-
rian Law). Die völkergewohnheitsrechtliche Verankerung der 
vom IKRK zusammengefassten Regeln beruht auf einer ent-
sprechenden weltweiten Staatenpraxis. Danach ist gemäß 
Regel Nr. 113 zum einen anerkannt, dass jede Konfliktpartei 
alle möglichen Maßnahmen treffen muss, um zu verhindern, 
dass die Toten ausgeplündert werden; zum anderen ist die 
Verstümmelung von Leichen verboten. 

Die vom IKRK veröffentlichte Regel Nr. 113 des humani-
tären Völkergewohnheitsrechts steht in Einklang mit Art. 8 
des II. Zusatzprotokolls vom 8. Juni 1977 zu den Genfer 
Abkommen vom 12. August 1949 über den Schutz der Opfer 
nichtinternationaler bewaffneter Konflikte. Danach sind, 
„sobald die Umstände es zulassen, insbesondere aber nach 
einem Gefecht“, unverzüglich alle durchführbaren Maßnah-
men zu treffen, um unter anderem „die Toten zu suchen, ihre 
Beraubung zu verhindern und sie würdig zu bestatten“. 

Die völkergewohnheitsrechtliche Strafbewehrtheit von 
Leichenschändungen in bewaffneten Konflikten hat zudem in 
Entscheidungen internationaler Gerichte ihren Niederschlag 
gefunden. So hat der Internationale Strafgerichtshof für das 
ehemalige Jugoslawien die würdelose Behandlung, Ver-
stümmelung, Bestattung in Massengräbern sowie „Wiederbe-
stattung“ von Getöteten als erniedrigend angesehen.35 Ent-
sprechend beurteilt hat der Internationale Strafgerichtshof für 
Ruanda das Einführen einer Flasche in die Vagina eines 
weiblichen Leichnams.36 

Es stellt auch keinen Verstoß gegen das Analogieverbot 
dar, Verstorbene als nach dem humanitären Völkerrecht zu 
schützende Personen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 
anzusehen. Der Begriff „Person“ ist nach allgemeinem 
Sprachgebrauch im Wesentlichen gleichbedeutend mit 
„Mensch“.37 Er erfasst gleichermaßen lebende und tote Men-

 
32 Vgl. UN Doc. PCNICC/1999/WGEC/INF.2, S. 49; vgl. 
auch Dörmann, Elements of War Crimes, 2003, S. 314. 
33 Berster, ZIS 2017, 264 (267). 
34 Berster, ZIS 2017, 264 (266). 
35 Vgl. JStGH, Urt. v. 1.9.2004 – IT-99-36-T (Brđanin),     
Nr. 1014 ff., 1019. 
36 Vgl. RStGH, Urt. v. 18.12.2008 – ICTR-98-41-T (Bagosora 
u.a.), Nr. 2219, 2222; vgl. ferner RStGH, Urt. v. 14.12.2011 – 
ICTR-98-41-A (Bagosora u.a.), Nr. 729. 
37 Vgl. 
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schen; ob der betreffende Mensch lebendig oder tot ist, wird 
durch Beifügung des entsprechenden Adjektivs deutlich ge-
macht. Dem entspricht auch der Sprachgebrauch des Strafge-
setzbuchs. Das zeigt sich am Beispiel des § 168 Abs. 1 StGB, 
in dem von einem „verstorbenen Menschen“ die Rede ist. 
Gleichermaßen verhält es sich letztlich im internationalen 
Strafrecht, wie der Blick auf die bereits erörterten Verbre-
chenselemente zu Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi und lit. c Nr. ii 
IStGH-Statut verdeutlicht. In der englischsprachigen Origi-
nalfassung heißt es dazu jeweils: „For this crime, ‚persons‘ 
can include dead persons.“ Es wird mithin gleichermaßen 
durch Hinzufügung des entsprechenden Adjektivs klarge-
stellt, dass eine verstorbene Person gemeint ist. 

In Anbetracht der Tatsache, dass das IStGH-Statut zum 
Schutz der Totenehre bzw. der über den Tod hinaus fortwir-
kenden Würde des Menschen auch die entwürdigende und 
erniedrigende Behandlung von verstorbenen, nach dem hu-
manitären Völkerrecht zu schützenden Personen in bewaffne-
ten Konflikten als Kriegsverbrechen qualifiziert, kann es 
schließlich nicht zweifelhaft sein, dass es dem deutschen 
Gesetzgeber freisteht, in Umsetzung des IStGH-Statuts einen 
entsprechenden Verbrechenstatbestand zu normieren. 

Es ist dem Gesetzgeber grundsätzlich unbenommen, Art 
und Mindestmaß der Strafe zu bestimmen, die er für die Be-
gehung einer Straftat androht. Die Festlegung eines Straf-
rahmens beruht auf einem nur in Grenzen rational begründba-
ren Akt gesetzgeberischer Wertung. Welche Sanktion für 
eine Straftat – abstrakt oder konkret – angemessen ist und wo 
die Grenzen einer an der Verfassung orientierten Strafdro-
hung zu ziehen sind, hängt von einer Fülle von Wertentschei-
dungen ab. Das Grundgesetz gesteht dem Gesetzgeber bei der 
Normierung von Strafdrohungen einen weiten Gestaltungs-
spielraum zu. Ein Verstoß gesetzlicher Strafdrohungen gegen 
den Schuldgrundsatz und das Übermaßverbot kommt deshalb 
nur in Betracht, wenn die gesetzliche Regelung – gemessen 
an der Idee der Gerechtigkeit – zu schlechthin untragbaren 
Ergebnissen führt.38 

Es ist nicht ersichtlich, dass die gesetzliche Regelung des 
§ 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB als solche die Grenzen des dem 
Gesetzgeber zustehenden Gestaltungsspielraums – auch so-
weit sie die entwürdigende oder erniedrigende Behandlung 
Verstorbener umfasst – überschreiten könnte. Dem im Ver-
gleich mit anderen Kriegsverbrechen gegen Personen in der 
Regel geringeren Unrechts- und Schuldgehalt einer Leichen-
schändung kann im Einzelfall innerhalb des Strafrahmens 
hinreichend Rechnung getragen werden.39 
 
 

 
www.duden.de/rechtschreibung/Person; 
www.woerterbuchnetz.de/dwb, Stichwort „Person“ 
(3.12.2019) 
38 Vgl. BVerfG, Beschl. v. 13.2.1973 – 2 BvL 8/71 = BVerf-
GE 34, 261, 267; BVerfG, Beschl. v. 16.1.1979 – 2 BvL 4/77 
= BVerfGE 50, 125 (133 f., 138, 140). 
39 Vgl. zu allem BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = 
BGHSt 62, 272 Rn. 23 ff. 

(b) Anwendbarkeit von § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB bei Leichen-

teilen 

In einem der vom Senat zu beurteilenden Fälle, die Verstor-
bene betrafen, stellte sich zudem die Frage, ob § 8 Abs. 1   
Nr. 9 VStGB auch Konstellationen erfasst, in denen lediglich 
Leichenteile betroffen sind.40 Der Sachverhalt stellte sich im 
Wesentlichen wie folgt dar: 

Eine Gruppe jihadistischer Kämpfer hatte zwei Soldaten 
der syrischen Regierungstruppen gefangengenommen und 
getötet. Während des Tötens oder danach hatten Kämpfer der 
Gruppe die beiden Soldaten enthauptet, die abgetrennten 
Köpfe auf Metallstangen aufgespießt, an deren unteren Enden 
Beschwerungen angebracht waren, und sie öffentlich zur 
Schau gestellt. Der Angeklagte fasste den Entschluss, die 
beiden Opfer zu verhöhnen. Zu diesem Zweck posierte er – 
mit Tarnkleidung bekleidet – mit den Köpfen, indem er sich 
in unmittelbarer Nähe zu einem der aufgespießten Köpfe 
zwischen die beiden Metallstangen auf den Boden hockte und 
eine entspannte Haltung einnahm. In dieser Pose ließ er sich 
mehrfach fotografieren, teilweise gemeinsam mit einer weite-
ren Person, die eine AK-47 mit sich führte. Die Köpfe der 
Opfer waren auf den Fotos deutlich zu erkennen, so dass 
deren Identifizierung ohne weiteres möglich war. 

Nach Auffassung des Senats steht es der Anwendbarkeit 
des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB nicht entgegen, wenn sich die 
Tathandlung nur gegen Leichenteile richtet. Das gilt jeden-
falls dann, wenn es sich dabei um den Kopf des Toten han-
delt. 

Es ist insoweit ohne Bedeutung, dass § 8 Abs. 1 Nr. 9 
VStGB Leichenteile im Gegensatz zu § 168 Abs. 1 StGB 
nicht ausdrücklich als mögliche Tatobjekte benennt. Dass 
auch sie erfasst werden, ergibt sich aus dem Sinn und Zweck 
der Vorschrift. Sie dient ebenso wie Art. 8 Abs. 2 lit. b       
Nr. xxi und lit. c Nr. ii IStGH-Statut dem Schutz der persön-
lichen Würde; die Bestimmungen des IStGH-Statuts bringen 
dies in besonderem Maße dadurch zum Ausdruck, dass sie 
„die Beeinträchtigung der persönlichen Würde“ in den Vor-
dergrund stellen und eine entwürdigende und erniedrigende 
Behandlung lediglich beispielhaft anführen. 

Die persönliche Würde eines Verstorbenen kann auch 
durch Verhaltensweisen beeinträchtigt werden, die lediglich 
seinen abgetrennten Kopf betreffen. Denn der Kopf ist das 
herausragende Identifikationsmerkmal eines Menschen und 
bestimmt die Außenwahrnehmung einer Person am meisten.41 
 
(c) Das Merkmal des Behandelns 

Zu dem Merkmal des Behandelns hat der Senat ebenfalls im 
Zusammenhang mit dem vorgenannten Fall nähere Ausfüh-
rungen gemacht. Sie betrafen die Frage, ob eine Behandlung 
eine physische oder psychische Einwirkung auf das Opfer 
voraussetzt. Der Senat hat beides verneint. Danach gilt: 

 
40 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272. 
41 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272 
Rn. 32 ff. 

http://www.duden.de/rechtschreibung/Person
http://www.woerterbuchnetz.de/dwb
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Als „Behandeln“ im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 
kommt jedes unmittelbar auf das Opfer bezogene Verhalten 
in Betracht. 

Es ist nicht erforderlich, dass der Täter physisch auf den 
Betroffenen einwirkt; vielmehr können selbst Beschimpfun-
gen ausreichend sein.42 Das folgt schon aus dem allgemeinen 
Sprachgebrauch. Danach wird unter „Behandeln“ verstanden, 
dass mit jemandem bzw. etwas in bestimmter Weise umge-
gangen wird. Eine körperliche Einwirkung muss damit nicht 
verbunden sein.43 

Dem entspricht auch der juristische Sprachgebrauch.44 So 
setzt eine gefährliche Körperverletzung mittels einer das 
Leben gefährdenden „Behandlung“ im Sinne des § 224     
Abs. 1 Nr. 5 StGB nicht notwendig eine physische Einwir-
kung voraus. Sie kann auch durch Unterlassen begangen 
werden45 oder unter Umständen durch bloße Bedrohung46. 

Gleiches gilt für die entwürdigende Behandlung eines Un-
tergebenen gemäß § 31 Abs. 1 WStG. Darunter wird jedes 
Verhalten eines Vorgesetzten verstanden, mit dem er den 
Untergebenen zu einem austauschbaren Objekt erniedrigt, ihn 
der Lächerlichkeit und Verachtung preisgibt und damit den 
sozialen Wert- und Achtungsanspruch missachtet, den der 
Untergebene allgemein als Mensch in der sozialen Gemein-
schaft und im Besonderen als Soldat in der soldatischen Ge-
meinschaft besitzt.47 Dementsprechend liegt eine entwürdi-
gende Behandlung im Sinne von § 31 Abs. 1 WStG bei-
spielsweise vor bei bloßen Äußerungen mit sexuellem Bezug 
gegenüber untergebenen weiblichen Sanitätsoffizieren oder 
bei Beleidigungen bloßstellenden, erniedrigenden oder sexu-
ellen Charakters.48 

Schließlich entspricht es auch internationalem Verständ-
nis, dass eine entwürdigende und erniedrigende Behandlung 
keine körperliche Einwirkung auf das Opfer voraussetzt. So 
hat der Internationale Strafgerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien insoweit bereits bloße Äußerungen für ausrei-
chend erachtet.49 Eine – nicht mit körperlicher Einwirkung 
verbundene – entwürdigende Behandlung hat er zudem in der 
permanenten Beleidigung von gefangenen bosnischen Mus-
limen gesehen, die gezwungen wurden, serbische Lieder zu 
singen, den „serbischen Gruß“ zu entrichten und sich ser-

 
42 Zimmermann/Geiß (Fn. 14), VStGB § 8 Rn. 201. 
43 Vgl. 
www.duden.de/rechtschreibung/Behandlung; vgl. auch 
www.woerterbuchnetz.de/dwb, „Behandeln“ (3.12.2019). 
44 Vgl. Hardtung, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener 
Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 4, 2. Aufl. 2012, StGB 
§ 224 Rn. 36. 
45 Vgl. Fischer, Strafgesetzbuch mit Nebengesetzen, 66. Aufl. 
2019, § 224 Rn. 29. 
46 BGH, Urt. v. 26.11.1985 – 1 StR 393/85 = NStZ 1986, 
166. 
47 Dau, in: Joecks/Miebach (Rn. 14), WStG § 31 Rn. 3; ders., 
in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, 226. Lfg., 
Stand: August 2019, WStG § 31 Rn. 3 m.w.N. 
48 Dau (Fn. 47 – Erbs/Kohlhaas), WStG § 31, Rn. 4. 
49 JStGH, Urt. v. 2.11.2001 – IT-98-30/1-T (Kvočka u.a.),   
Nr. 172. 

bisch-nationalistischen Symbolen zu unterwerfen;50 gleich-
ermaßen bewertet hat er, dass Gefangene gezwungen wurden, 
sich in die eigene Kleidung zu erleichtern51 oder nackt auf 
einem Tisch zu tanzen52. Auch der Internationale Strafge-
richtshof für Ruanda hat darin, dass ein – zuvor gewaltsam 
entkleidetes – weibliches Opfer ohne erneute körperliche 
Einwirkung gezwungen wurde, vor einer Gruppe von Tätern 
gymnastische Übungen auszuführen, eine entwürdigende 
Behandlung gesehen.53 

Dementsprechend soll auch nach der Intention des Ge-
setzgebers grundsätzlich „jede Art“ von entwürdigender oder 
erniedrigender Behandlung zur Tatbestandserfüllung ausrei-
chen, neben körperlichen Züchtigungen insbesondere auch 
„die Zurschaustellung von Gefangenen oder deren Beleidi-
gung“54. 

Ein „Behandeln“ im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 
setzt auch keine psychische Einwirkung auf den Betroffenen 
voraus; die Behandlung muss vielmehr nicht einmal von ihm 
wahrgenommen werden. Dies folgt ebenfalls bereits aus dem 
allgemeinen Sprachgebrauch, wonach es lediglich darauf 
ankommt, dass mit jemandem bzw. etwas in bestimmter 
Weise umgegangen wird. So kann eine Person beispielsweise 
„wie Luft behandelt“ werden, ohne dies überhaupt zu bemer-
ken. 

Erforderlich ist danach nur, dass sich das Verhalten un-
mittelbar auf die Person bezieht, weil anderenfalls nicht die 
Rede davon sein kann, dass mit ihr umgegangen wird. Dem 
entspricht, dass nach dem oben gefundenen Ergebnis Ver-
storbene, auf die psychisch nicht eingewirkt werden kann, in 
den Schutzbereich der Norm einbezogen sind.55 
 
(d) Der Begriff „schwerwiegend“ 

Schließlich hat sich der Senat mit der Frage befasst, wann 
eine entwürdigende oder erniedrigende Behandlung als 
„schwerwiegend“ im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB an-
zusehen ist. Insoweit gilt Folgendes: 

Nach der Intention des Gesetzgebers sollen durch die 
Formulierung „in schwerwiegender Weise“ insbesondere 
„Beleidigungen von nur geringer Schwere“ vom Anwen-
dungsbereich des Tatbestands ausgenommen werden.56 Die-
ses Merkmal bedarf indes im Hinblick auf den Verbrechens-
charakter des § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB und die damit verbun-
dene Mindeststrafandrohung von einem Jahr Freiheitsstrafe 
vor dem Hintergrund des verfassungsrechtlichen Gebots 
schuldangemessenen Strafens einer einschränkenden Ausle-
gung. 

 
50 JStGH, Urt. v. 1.9.2004 – IT-99-36-T (Brđanin), Nr. 1015. 
51 JStGH, Urt. v. 2.11.2001 – IT-98-30/1-T (Kvočka u.a.),    
Nr. 173. 
52 JStGH, Urt. v. 22.2.2001 – IT-96-23-T, IT-96-23/1-T 
(Kunarac u.a.), Nr. 772 f., 781 f. 
53 RStGH, Urt. v. 2.9.1998 – ICTR-96-4-T (Akayesu), Nr. 688, 
694, 697. 
54 BT-Drs. 14/8524, S. 28. 
55 Vgl. zu allem BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = 
BGHSt 62, 272 Rn. 37 ff. 
56 BT-Drs. 14/8524, S. 28. 

http://www.duden.de/rechtschreibung/Behandlung
http://www.woerterbuchnetz.de/dwb
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Der Ansatzpunkt dafür ergibt sich aus der englischspra-
chigen Originalfassung der Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi und     
lit. c Nr. ii IStGH-Statut, an der sich § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 
nach dem Willen des Gesetzgebers orientiert. Dort wird im 
Zusammenhang mit der als Kriegsverbrechen erfassten ent-
würdigenden und erniedrigenden Behandlung jeweils der 
Begriff „outrage“ verwendet. Dieser Begriff lässt sich als 
„Frevel(tat)“, „Gräuel(tat)“ bzw. „Ungeheuerlichkeit“ über-
setzen.57 Als Kriegsverbrechen erfasst das IStGH-Statut mit-
hin nur solche entwürdigenden oder erniedrigenden Behand-
lungen, welche die Würde des Betroffenen in solchem Aus-
maß verletzen, dass die betreffende Tat als Gräueltat anzuse-
hen ist.58 Ausschlaggebend ist insoweit ein objektiver Maß-
stab,59 bei dem – wie sich aus den Verbrechenselementen 
ergibt60 – der kulturelle Hintergrund des jeweiligen Opfers zu 
berücksichtigen ist.61 

Dementsprechend ist auch der Anwendungsbereich des    
§ 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB auf solche Taten zu beschränken, 
durch welche die Würde des Betroffenen in einem Ausmaß 
verletzt wird, dass sich die Tat aus der Sicht eines objektiven 
Beobachters unter Berücksichtigung des kulturellen Hinter-
grundes des Opfers als Gräueltat darstellt. Dem Wortsinn 
entsprechend62 ist das der Fall, wenn das Verhalten des Tä-
ters grauenhaft bzw. grauenerregend erscheint.63 

Dies kommt im Zusammenhang mit der entwürdigenden 
oder erniedrigenden Behandlung Verstorbener vor allem bei 
Verstümmelungen oder anderen körperlichen Einwirkungen 
in Betracht.64 Bloße Beschimpfungen, Beleidigungen oder 
sonstige nicht mit physischer Einwirkung verbundene ent-
würdigende oder erniedrigende Behandlungen Verstorbener 
sind demgegenüber grundsätzlich nicht geeignet, als Gräuel-
tat angesehen zu werden. Etwas anderes kann nur gelten, 
wenn ein derartiges Verhalten ausnahmsweise gleichermaßen 
grauenhaft bzw. grauenerregend erscheint wie eine durch 
körperliche Einwirkung begangene Gräueltat.65 

(aa) In dem der Entscheidung vom 27. Juli 201766 zu-
grunde liegenden Fall, in dem der Angeklagte zwischen den 

 
57 Vgl. 
https://de.langenscheidt.com/englisch-deutsch/outrage 
(3.12.2019). 
58 So auch Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1238. 
59 Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1238 mwN. 
60 Vgl. Verbrechenselemente zu Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xxi 
IStGH-Statut, Ziffer 1 Fn. 49; zu Art. 8 Abs. 2 lit. c Nr. ii 
IStGH-Statut, Ziffer 1 Fn. 57. 
61 Zimmermann/Geiß (Fn. 14), VStGB § 8 Rn. 202. 
62 Vgl. dazu 
https://de.wikipedia.org/wiki/Gräuel (3.12.2019). 
63 Vgl. zu allem BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = 
BGHSt 62, 272 Rn. 48 ff.; vgl. ferner BGH, Beschl. v. 
22.2.2018 – AK 5/18, Rn. 27. 
64 Vgl. RStGH, Urt. v. 18.12.2008 – ICTR-98-41-T (Bagoso-
ra u.a.), Nr. 2219, 2222; vgl. ferner Urt. v. 14.12.2011 – 
ICTR-98-41-A (Bagosora u.a.), Nr. 729. 
65 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272 
Rn. 48 ff. 
66 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272. 

beiden auf Metallstangen aufgespießten Köpfen der Soldaten 
posiert hatte, um die getöteten Soldaten dadurch zu verhöh-
nen, hat der Senat das Vorliegen einer Gräueltat bejaht. Er 
hat maßgeblich darauf abgestellt, dass das Verhalten des 
Angeklagten, sich in unmittelbarer Nähe zu den aufgespieß-
ten und zur Schau gestellten Köpfen in einer Pose fotografie-
ren zu lassen, die Überlegenheit und Gnadenlosigkeit vermit-
telte, aus der Sicht eines objektiven Betrachters unter Berück-
sichtigung des kulturellen Hintergrundes der Opfer nicht 
minder grauenerregend erscheine als das Aufspießen und 
Zurschaustellen der Köpfe.67 

(bb) Im Hinblick auf ein lebendes Tatopfer hat der Senat 
das Vorliegen einer schwerwiegenden erniedrigenden und 
entwürdigenden Behandlung in folgendem Fall bejaht: 

Der Beschuldigte, der sich dem IS als Mitglied ange-
schlossen hatte, wohnte der Hinrichtung eines irakischen 
Offiziers bei, der vom IS gefangengenommen und von Mit-
gliedern der Vereinigung zu einem Marktplatz geleitet wor-
den war, welcher als Hinrichtungsstätte diente. Dort wurde 
der Gefangene von Männern in Kampfuniformen bewacht. In 
Kenntnis der bevorstehenden Tötung sowie in dem Bewusst-
sein, dass das Geschehen per Video dokumentiert wurde, 
beschimpfte und bespuckte der Beschuldigte den Offizier vor 
den Augen zahlreicher Schaulustiger. So bezeichnete er ihn 
etwa als „Hund“ und sagte: „Spucke auf dich, du Huren-
sohn“. Mit Blick auf die Hinrichtungsszenerie pries er den IS 
mit den Worten: „Dank ‚Daesh‘ konnten sie dich finden und 
hierherbringen“. Anschließend wurde der Gefangene von 
einem führenden IS-Mitglied durch einen Kopfschuss getötet. 

Auch in diesem Fall hat der Senat betont, dass bloße Be-
leidigungen in der Regel nicht genügen, um von einer 
schwerwiegenden erniedrigenden oder entwürdigenden Be-
handlung auszugehen. Die dem Beschuldigten zur Last geleg-
te Tat erhielt nach Ansicht des Senats jedoch durch die be-
vorstehende Hinrichtung des Betroffenen ein besonderes 
Gepräge. Der Offizier wurde im Angesicht seines Todes von 
dem Beschuldigten herabgewürdigt, der zugleich dem IS für 
die Gefangennahme und auch die bevorstehende barbarische 
Tat dankte. Zudem wurde diese außergewöhnliche Verhöh-
nung und Demütigung des Opfers im Wege der Videodoku-
mentation gleichsam perpetuiert und stand dem IS zu Propa-
gandazwecken zur Verfügung. Dieses Verhalten verletzte den 
Gefangenen nicht nur in seiner Ehre als einzelnes Persönlich-
keitsrecht, sondern traf ihn dadurch im Kern seiner Persön-
lichkeit, dass es ihn – in ehrverletzender Weise – als lebens-
unwert verfemte.68 
 
b) Kriegsverbrechen gegen Eigentum 

Mit den Voraussetzungen des in § 9 Abs. 1 VStGB normier-
ten Kriegsverbrechens gegen Eigentum hat sich der Senat erst 
jüngst im Rahmen einer Haftprüfungsentscheidung eingehen-
der befasst.69 Anlass war einer der sog. Ehefrauen-Fälle, die 

 
67 BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 57/17 = BGHSt 62, 272 
Rn. 54. 
68 BGH, Beschl. v. 22.2.2018 – AK 5/18, Rn. 27. 
69 BGH, Beschl. v. 4.4.2019 – AK 12/19. 

https://de.langenscheidt.com/englisch-deutsch/outrage
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bisher vor allem im Hinblick auf die §§ 129a, 129b StGB 
Fragen aufgeworfen haben.70 

Die Beschuldigte reiste Ende 2013 nach Syrien, um dort 
den Kampf gegen das syrische Regime zu unterstützen und 
am Aufbau eines islamischen Staates nach den Regeln der 
Scharia mitzuwirken. Anfang Januar 2014 heiratete sie in 
Jarabulus nach islamischem Ritus einen Kämpfer des IS. 
Nachdem der IS die Stadt Jarabulus Mitte Januar 2014 im 
Anschluss an militärische Auseinandersetzungen mit der 
„Freien Syrischen Armee“ unter seine alleinige Herrschaft 
gebracht hatte, zog die Beschuldigte in ein von ihrem Ehe-
mann genutztes Haus ein und bewohnte es anschließend 
gemeinsam mit ihm. Das Mobiliar des Hauses war während 
der Kampfhandlungen entwendet worden. Die Beschuldigte 
und ihr Ehemann richteten das Haus kostenlos mit Einrich-
tungsgegenständen ein, die – wie sie wussten – von IS-
Kämpfern bei der Eroberung von Jarabulus erbeutet worden 
waren und an IS-Anhänger verteilt wurden. Dazu zählten 
unter anderem Küchengeräte, eine Waschmaschine und Tep-
piche. Die rechtmäßigen Eigentümer der Gegenstände waren 
vom IS getötet worden oder vor dessen Kämpfern aus der 
Stadt geflohen. 

Seit Juni 2014 bewohnten die Beschuldigte und ihr Ehe-
mann eine andere Wohnung, die ihnen mitsamt Einrichtungs-
gegenständen vom IS zur kostenlosen Nutzung zur Verfü-
gung gestellt worden war; deren rechtmäßige Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten waren vom IS vertrieben worden. 

Im Hinblick auf § 9 Abs. 1 VStGB stellte sich insbeson-
dere die Frage, ob sich die Beschuldigte in erheblichem Um-
fang Sachen aneignete, indem sie und ihr Ehemann zum 
einen im Januar 2014 die Einrichtungsgegenstände und zum 
anderen im Juni 2014 die Wohnung nebst Inventar in Besitz 
nahmen. 

Der Senat hat zu dem Merkmal der Aneignung von Sa-
chen in erheblichem Umfang folgende Ausführungen ge-
macht: 

Eine Aneignung besteht in dem auf einen nicht unerhebli-
chen Zeitraum angelegten Entzug einer Sache gegen oder 
ohne den Willen des Berechtigten.71 Sie erfordert nicht, dass 
der Täter die Sache in sein Vermögen überführt oder zumin-
dest den Vorsatz dazu hat.72 Gegenstand der Aneignung kön-
nen sowohl bewegliche als auch unbewegliche Sachen sein. 
Insoweit gilt Gleiches wie für das im IStGH-Statut kodifizier-
te Kriegsvölkerstrafrecht. Der Gesetzgeber wollte mit dem 
Völkerstrafgesetzbuch die im IStGH-Statut enthaltenen 

 
70 Insoweit ist wiederholt fraglich gewesen, ob das Verhalten 
der Betroffenen als mitgliedschaftliche Beteiligung an der 
terroristischen Vereinigung anzusehen ist, vgl. etwa BGH, 
Beschl. v. 22.3.2018 – StB 32/17 = NStZ-RR 2018, 206 
(207); BGH, Beschl. v. 28.6.2018 – StB 10/18 = NStZ 2018, 
598 (599); sowie BGH, Entsch. v. 28.6.2018 – StB 11/18 = 
NStZ-RR 2018, 369 (371); BGH, Beschl. v. 15.5.2019 – AK 
22/19, Rn. 20 ff. 
71 Ambos, in: Joecks/Miebach (Fn. 14), VStGB § 9 Rn. 9; 
Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1314. 
72 Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1314. 

Strafvorschriften in nationales Strafrecht umsetzen.73 § 9 
Abs. 1 VStGB orientiert sich dementsprechend an Art. 8   
Abs. 2 lit. b Nr. xvi und Nr. xiii sowie lit. e Nr. v und Nr. xii 
IStGH-Statut.74 Diese Bestimmungen erfassen jede Art von 
Eigentum, insbesondere sowohl bewegliche als auch unbe-
wegliche Sachen.75 Die Aneignung einer Sache im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 VStGB setzt keine Anwesenheit des Berechtigten 
oder dessen unmittelbare Verfügungsgewalt über den Gegen-
stand voraus.76 

Der Begriff der Aneignung beschränkt sich nicht auf den 
Fall der ersten Inbesitznahme der Sache gegen oder ohne den 
Willen des Berechtigten. Eine solche Einschränkung lässt 
sich dem Wortlaut des § 9 Abs. 1 VStGB nicht entnehmen. 
Sie ergibt sich ebenso wenig aus dem allgemeinen Sprachge-
brauch; danach wird unter „Aneignung“ vielmehr jede Inbe-
sitznahme bzw. Besitzergreifung verstanden.77 Eine Ein-
schränkung des Anwendungsbereichs der Vorschrift auf die 
erste unberechtigte Inbesitznahme widerspräche überdies 
dem Schutzzweck der Norm. § 9 Abs. 1 VStGB dient dem 
umfassenden Schutz des Eigentums, der nur gewährleistet ist, 
wenn nicht nur die erste, sondern auch jede spätere Aneig-
nung erfasst wird; die Schutzbedürftigkeit des Eigentums 
erlischt nicht durch die erste Aneignung. Dieses Verständnis 
liegt auch § 246 Abs. 1 StGB zugrunde, wonach mehrere 
Täter eine Sache nacheinander unterschlagen können, so dass 
auch systematische Erwägungen gegen eine einschränkende 
Auslegung der Vorschrift sprechen. 

Durch das Merkmal des erheblichen Umfangs sollen Ba-
gatellfälle aus dem Anwendungsbereich des § 9 Abs. 1 
VStGB ausgenommen werden.78 Das darf indes nicht dahin 
missverstanden werden, dass lediglich Petitessen ausgeschie-
den werden sollen, etwa die Entwendung geringwertiger 
Sachen im Sinne des § 248a StGB. Es gilt vielmehr Entspre-
chendes wie für die Bestimmungen des Art. 8 Abs. 2 lit. a   
Nr. iv, lit. b Nr. xiii und lit. e Nr. xii IStGH-Statut, an denen 
sich § 9 Abs. 1 VStGB nach der Konzeption des Völkerstraf-
gesetzbuchs orientiert.79 

Zur Verwirklichung von Art. 8 Abs. 2 lit. b Nr. xiii und 
lit. e Nr. xii IStGH-Statut reicht ein vereinzelt gebliebener 
Eigentumsverstoß ebenso wenig aus wie im Fall des Art. 8 
Abs. 2 lit. a Nr. iv IStGH-Statut, der eine Enteignung „großen 
Ausmaßes“ voraussetzt. Das ergibt sich unter systematischen 
Gesichtspunkten daraus, dass sich die Zuständigkeit des In-
ternationalen Strafgerichtshofs gemäß Art. 5 Abs. 1 S. 1 

 
73 BT-Drs. 14/8524, S. 12 f.; BGH, Urt. v. 27.7.2017 – 3 StR 
57/2017 = BGHSt 62, 272 Rn. 19. 
74 BT-Drs. 14/8524, S. 31. 
75 Vgl. IStGH, Urt. v. 21.3.2016 – ICC-01/05-01/08 (Bemba 
Gombo), Nr. 115. 
76 Vgl. IStGH, Urt. v. 21.3.2016 – ICC-01/05-01/08 (Bemba 
Gombo), Nr. 116. 
77 Vgl. 
www.duden.de/rechtschreibung/Aneignung (3.12.2019). 
78 BT-Drs. 14/8524, S. 31; Ambos (Fn. 71), VStGB § 9       
Rn. 11. 
79 Vgl. BT-Drs. 14/8524, S. 24, 31; Ambos (Fn. 71), VStGB   
§ 9 Rn. 11. 

http://www.duden.de/rechtschreibung/Aneignung
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IStGH-Statut auf die Aburteilung der „schwersten Verbre-
chen“ beschränkt, „welche die internationale Gemeinschaft 
als Ganzes berühren“.80 Eine einzelne Eigentumsverletzung 
als solche erfüllt diese Voraussetzungen nicht ohne weite-
res.81 

Maßgeblich ist eine wertende Gesamtbetrachtung der 
Umstände des Einzelfalls, in deren Rahmen der Wert des 
betroffenen Eigentums ebenso von Bedeutung ist wie die 
Schwere der Tatfolgen für das Opfer. Überdies kann von 
Belang sein, ob wenige oder viele Personen oder ob beson-
ders geschützte und wichtige zivile Objekte, etwa ein Kran-
kenhaus, betroffen sind.82 

Der Senat hat darin, dass die Beschuldigte und ihr Ehe-
mann im Juni 2014 die Wohnung nebst Inventar in Besitz 
nahmen, eine Aneignung von Sachen in erheblichem Umfang 
gesehen. Die Aneignung ergibt sich zwanglos daraus, dass 
die Inbesitznahme der Wohnung nebst Inventar darauf ange-
legt war, den Berechtigten diese Sachen ohne deren Willen 
dauerhaft zu entziehen. Die Berechtigten hatten die Wohnung 
und deren Einrichtung nach Lage der Dinge nur deshalb 
zurückgelassen, weil sie sich gezwungen gesehen hatten, vor 
den Truppen des IS zu fliehen. Es war ihnen keineswegs 
darum gegangen, die ihnen gehörenden Gegenstände anderen 
Personen, insbesondere Mitgliedern des IS, zu überlassen. 
Der Umstand, dass die Berechtigten im Zeitpunkt der Inbe-
sitznahme der Wohnung durch die Beschuldigte und deren 
Ehemann bereits geflohen waren, stand der Aneignung eben-
so wenig entgegen wie die vorausgegangene Annektierung 
der Gegenstände durch den IS.83 

Die Aneignung von Sachen in erheblichem Umfang hat 
der Senat darin gesehen, dass die Beschuldigte und ihr Ehe-
mann nicht nur die Einrichtungsgegenstände, sondern auch 
die Wohnung in Besitz nahmen. Insoweit fiel aus Sicht des 
Senats ins Gewicht, dass Wohnungen oder Häuser regelmä-
ßig einen hohen wirtschaftlichen Wert haben. Ihre Wegnah-
me berührt zudem die existenziellen Lebensgrundlagen der 
Betroffenen und hat deshalb schwerwiegende Folgen für 
diese. Die Vertreibung der Berechtigten im Zuge des bewaff-
neten Konflikts verlieh der Eigentumsverletzung überdies 
eine die internationale Gemeinschaft als Ganzes betreffende 
Unrechtsdimension.84 

Demgegenüber hatten die Beschuldigte und ihr Ehemann 
im Januar 2014 nicht das von ihnen bewohnte Haus, sondern 
allein Einrichtungsgegenstände, insbesondere Küchengeräte, 
eine Waschmaschine und Teppiche, in Besitz genommen. Ob 
bereits darin eine Aneignung von Sachen in erheblichem 
Umfang zu sehen ist, hat der Senat dahinstehen lassen.85 
 
 

 
80 Vgl. Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1320; Ambos (Fn. 71), 
VStGB § 9 Rn. 8. 
81 Vgl. Werle/Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1320. 
82 Vgl. Ambos (Fn. 71), VStGB § 9 Rn. Rn. 11; Werle/    

Jeßberger (Fn. 3), Rn. 1321, jeweils m.w.N. 
83 BGH, Beschl. v. 4.4.2019 – AK 12/19, Rn. 32 ff. 
84 BGH, Beschl. v. 4.4.2019 – AK 12/19, Rn. 46 ff. 
85 BGH, Beschl. v. 4.4.2019 – AK 12/19, Rn. 64. 

c) Kriegsverbrechen gegen humanitäre Operationen 

Neben Kriegsverbrechen gegen Personen und gegen Eigen-
tum war ein Fall eines Kriegsverbrechens gegen humanitäre 
Operationen (§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 VStGB) Gegenstand 
näherer Betrachtung des Senats, und zwar sowohl im Rahmen 
einer Haftprüfungs-86 als auch einer Revisionsentscheidung87. 
Der Beschuldigte beteiligte sich im Jahr 2013 in Syrien an 
der Entführung eines kanadischen Staatsangehörigen, der seit 
2010 hauptamtlich als Rechtsberater für die friedenserhalten-
de Mission der Vereinten Nationen auf den Golanhöhen 
(UNDOF) tätig war. Nachdem dieser im Februar 2013 mit 
einem im Eigentum der Vereinten Nationen stehenden Fahr-
zeug vom Hauptquartier der UNDOF in Richtung Damaskus 
aufgebrochen war, um sich dort in ärztliche Behandlung zu 
begeben, wurde er nahe Damaskus an einer Straßensperre 
von Mitgliedern einer am Aufstand gegen die syrische Regie-
rung beteiligten Gruppierung unter Vorhalt von Waffen an-
gehalten, zum Aussteigen gezwungen, verschleppt und in 
einem Gebäude gefangen gehalten, bis ihm im Oktober 2013 
die Flucht gelang. Der Angeklagte gehörte der Gruppierung 
nicht an, hielt sich aber wiederholt in dem Gebäude auf und 
stellte sich den Entführern als Wache zu Verfügung. Ihren 
Anweisungen entsprechend übernahm er sodann mehrfach 
die Bewachung des Entführten. 

Mit Strafe bedroht sind nach § 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
VStGB Angriffe gegen Personen, Einrichtungen, Material, 
Einheiten oder Fahrzeuge, die an einer humanitären Hilfsmis-
sion oder an einer friedenserhaltenden Mission in Überein-
stimmung mit der UN-Charta beteiligt sind. Der Senat hat zu 
den Merkmalen der friedenserhaltenden Mission und des 
Angriffs nähere Ausführungen gemacht. Danach gilt: 

Charakteristisch für friedenserhaltende Missionen ist, 
dass sie mit Zustimmung der Konfliktparteien stattfinden, der 
Unparteilichkeit verpflichtet sind und Gewalt nur für Zwecke 
der Selbstverteidigung einsetzen dürfen. Häufig dienen sie 
der Absicherung eines Friedensvertrages oder Waffenstill-
standsabkommens.88 Der geschützte Personenkreis umfasst 
sowohl Angehörige von Streitkräften der an den friedenser-
haltenden Missionen teilnehmenden Staaten als auch ziviles 
Hilfspersonal.89 

Der Begriff des Angriffs ist, angelehnt an Art. 9 des 
Übereinkommens über die Sicherheit von Personal der Ver-
einten Nationen und beigeordnetem Personal90, weit auszule-
gen und erfasst jede Art von Gewaltanwendung unabhängig 
von der Art der dabei verwendeten Waffen; zu den typischen 
Angriffsformen gehören Nötigungen, Einschüchterungen, 
bewaffneter Raub, Entführungen, Geiselnahmen, Drangsalie-
rungen, widerrechtliche Festnahmen und Inhaftierungen 

 
86 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354. 
87 BGH, Urt. v. 23.8.2018 – 3 StR 149/18. 
88 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354. 
89 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354 (355). 
90 BGBl. II 1997, S. 230, 235. 
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sowie Akte der Zerstörung und Plünderung des Eigentums 
humanitärer Missionen.91 

Diese Voraussetzungen sah der Senat in dem seinen Ent-
scheidungen zugrunde liegenden Fall als gegeben an: Insbe-
sondere war der Entführte von dem geschützten Personen-
kreis umfasst, weil er als hauptamtlicher Rechtsberater dem 
zivilen Hilfspersonal der friedenserhaltenden Mission 
UNDOF angehörte, und die zu seinem Nachteil begangene 
(schwere) Freiheitsberaubung (§ 239 Abs. 3 Nr. 1 StGB) 
stellte zugleich einen Angriff im Sinne des § 10 Abs. 1 S. 1 
Nr. 1 VStGB dar.92 
 
2. Völkermord und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

Zur näheren Befassung mit dem in § 6 VStGB normierten 
Delikt des Völkermordes und mit den in § 7 VStGB um-
schriebenen Verbrechen gegen die Menschlichkeit hatte der 
Senat bislang wenig Anlass. 
 
a) Völkermord 

Die Straftat des Völkermordes war lediglich Gegenstand von 
Entscheidungen, die noch zu § 220a Abs. 1 Nr. 1 StGB a.F. 
ergangen und überwiegend älteren Datums sind.93 Deshalb 
soll hier darauf nicht näher eingegangen werden. In jüngerer 
Zeit hat der Senat – ebenfalls noch zu § 220a Abs. 1 Nr. 1 
StGB a.F. – zum Völkermord lediglich klargestellt, dass 
Täter dieses Delikts jedermann sein kann und dass insbeson-
dere nicht lediglich staatliche oder militärische Führungsper-
sonen in Betracht kommen.94 
 
b) Verbrechen gegen die Menschlichkeit 

Die in § 7 Abs. 1 VStGB normierten Einzeltatbestände eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit setzen stets voraus, 
dass die Tathandlung im Rahmen eines ausgedehnten oder 
systematischen Angriffs gegen eine Zivilbevölkerung began-
gen wird. Dazu hat der Senat aus Anlass seiner den Konflikt 
in Ruanda betreffenden Entscheidungen vom 17. Juni 201095 
und vom 20. Dezember 201896 Ausführungen gemacht. Da-
nach ist von Folgendem auszugehen: 

Bei einer Zivilbevölkerung handelt es sich um eine größe-
re Gruppe von Menschen, die über gemeinsame Unterschei-
dungsmerkmale verfügen, aufgrund derer sie angegriffen 
werden. Es ist nicht notwendig, dass das Vorgehen auf die 
gesamte in einem bestimmten geografischen Gebiet ansässige 

 
91 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354 (355); BGH, Urt. v. 23.8.2018 – 3 StR 149/18, Rn. 23. 
92 BGH, Beschl. v. 11.8.2016 – AK 43/16 = NStZ-RR 2016, 
354 (355); BGH, Urt. v. 23.8.2018 – 3 StR 149/18, Rn. 23. 
93 Vgl. BGH, Urt. v. 30.4.1999 – 3 StR 215/98 = BGHSt 45, 
64; BGH, Urt. v. 21.2.2001 – 3 StR 372/00 = BGHSt 46, 292; 
BGH, Beschl. v. 21.2.2001 – 3 StR 244/00 = BGHR StGB      
§ 220a Absicht 1. 
94 BGH, Urt. v. 21.5.2015 – 3 StR 575/14 = BGHR VStGB   
§ 6 Mittäter 1 Rn. 10. 
95 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157. 
96 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818. 

Bevölkerung zielt. Ausreichend ist bereits, dass eine erhebli-
che Anzahl von Einzelpersonen angegriffen wird. Ein Angriff 
auf einige wenige, zufällig ausgewählte Menschen ist dage-
gen nicht tatbestandmäßig.97 

Ein gegen die Bevölkerung gerichteter Angriff ist ein Ge-
samtvorgang, in den sich die mehrfache Verwirklichung der 
Einzeltatbestände des § 7 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 VStGB einfügt 
und hinter dem ein Staat oder eine Organisation, mithin ein 
Kollektiv, steht.98 Es genügt, wenn es sich entweder um einen 
ausgedehnten oder um einen systematischen Angriff han-
delt.99 Ausgedehnt ist ein Angriff, wenn er in einem großen 
Umfang durchgeführt wird und mit einer erheblichen Anzahl 
von Opfern in der Zivilbevölkerung verbunden ist. Dies kann 
sich insbesondere daraus ergeben, dass er sich gegen eine 
Vielzahl von Personen richtet oder sich über ein großes geo-
grafisches Gebiet erstreckt. Er kann auch in einer einzigen 
Handlung bestehen, wenn dieser zahlreiche Zivilpersonen 
zum Opfer fallen.100 Als systematisch ist ein Angriff zu beur-
teilen, wenn die Gewaltanwendung organisiert ist und plan-
mäßig im Sinne eines konsequenten Handelns ausgeführt 
wird.101 

Die Voraussetzungen eines systematischen Angriffs ge-
gen eine Zivilbevölkerung hat der Senat im Rahmen seiner 
Revisionsentscheidung auf der Grundlage der vom Tatgericht 
getroffenen Feststellungen im Fall der von den FOCA-
Führungskräften angeordneten und den FOCA-Kämpfern 
ausgeführten Vergeltungsaktionen auf verschiedene Dörfer 
im Kongo als erfüllt angesehen.102 Nach den Feststellungen 
des Tatgerichts richteten sich die Tötungshandlungen gegen 
eine Vielzahl von Einwohnern eines Gebiets von 60 Quadrat-
kilometern. Die Zivilisten wurden gerade wegen ihrer Zuge-
hörigkeit zur ortsansässigen Bevölkerung zu Opfern. Sie 
wurden im Rahmen von Bestrafungsaktionen getötet, weil sie 
gegnerische Kämpfer in ihren Dörfern aufgenommen und 
sich deren Schutz unterstellt hatten; die Tötungshandlungen 
wurden weit überwiegend erst vorgenommen, nachdem die 
gegnerischen Kämpfer aus den Dörfern vertrieben worden 
waren.  
 
III. Vorgesetztenverantwortlichkeit 

Von den allgemeinen Regelungen des VStGB war bislang – 
ebenfalls aus Anlass der den Konflikt in Ruanda betreffenden 

 
97 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 164. 
98 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 166; BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = 
BGHSt 55, 157 Rn. 25. 
99 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 162. 
100 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 27. 
101 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 27; BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 
2019, 1818 Rn. 166. 
102 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 161 ff. 
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Entscheidungen vom 17. Juni 2010103 und vom 20. Dezember 
2018104 – die Vorschrift des § 4 VStGB über die Vorge-
setztenverantwortlichkeit Gegenstand näherer Betrachtung 
des Senats. Danach werden militärische und zivile Vorgesetz-
te wie ein Täter der von ihren Untergebenen begangenen 
Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch bestraft, wenn sie 
diese Straftaten geschehen lassen. Im Unterschied zu den 
allgemeinen Regeln des deutschen Strafrechts wird zum 
einen auch eine bloße Unterstützung der Straftat eines Unter-
gebenen durch Nichtstun als Täterschaft des Vorgesetzten 
eingestuft, ohne dass es auf eine Abgrenzung zwischen Täter-
schaft und Teilnahme im Einzelfall ankommt. Zum anderen 
bleibt dem untätigen Vorgesetzten aufgrund seiner besonde-
ren Verantwortung die Möglichkeit der Strafmilderung nach 
§ 13 Abs. 2 StGB versagt.105 

Nach der Rechtsprechung des Senats gilt im Hinblick auf 
die objektiven und subjektiven Voraussetzungen der Vorge-
setztenverantwortlichkeit: 
 
1. Objektive Voraussetzungen 

Eine strafrechtliche Haftung des militärischen Befehlshabers 
für völkerstrafrechtswidriges Verhalten der Untergebenen 
gemäß § 4 Abs. 1 S. 1 Alt. 1 VStGB setzt tatsächliche Be-
fehlsgewalt voraus, die überdies auf einer rechtlichen Grund-
lage beruht. Unter tatsächlicher Befehlsgewalt ist die faktisch 
ausübbare Möglichkeit zu verstehen, den Befehlsunterworfe-
nen verbindliche Anweisungen zu erteilen und die Ausfüh-
rung dieser Anweisungen durchzusetzen.106 Es kennzeichnet 
die Befehlsgewalt, dass sie ihre Grundlage in einer der be-
waffneten Einheit eigenen spezifisch militärischen Komman-
dostruktur hat. Demgegenüber regelt § 4 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 
VStGB die Verantwortlichkeit des De-facto-Anführers. Sie 
kann in der ausschließlich tatsächlichen – mithin nicht recht-
lich abgesicherten – Befehlsgewalt begründet sein, etwa 
durch dem Vorgesetzten effektiv zur Verfügung stehende 
Machtmittel innerhalb einer im rechtlosen Raum agierenden 
Konfliktpartei. Für den De-facto-Anführer kommt darüber 
hinaus nach § 4 Abs. 2 S. 1 Alt. 2 VStGB eine Haftung auch 
dann in Betracht, wenn er zwar keine Befehlsgewalt, aber 
tatsächliche Führungsgewalt innehat; diese kann namentlich 
an persönliche Merkmale anknüpfen, die seine Stellung als 
maßgebliche Autorität begründen.107 

Für die Verantwortlichkeit sowohl wegen Befehls- als 
auch wegen Führungsgewalt ist eine effektive Ausübung von 
Kontrolle durch den Vorgesetzten erforderlich. Er muss – 
prinzipiell – die Möglichkeit haben, das Verhalten seiner 
Untergebenen faktisch zu bestimmen, insbesondere Straftaten 
wirksam zu unterbinden. Allein ein Titel oder die formelle 

 
103 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157. 
104 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818. 
105 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 35. 
106 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 36. 
107 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 148. 

rechtliche Stellung vermag eine Verantwortlichkeit nach § 4 
VStGB nicht zu begründen. In gleicher Weise verlangt der 
Internationale Strafgerichtshof für die Parallelregelung des 
Art. 28 lit. a IStGH-Statut eine „effective control“, die die 
Fähigkeit einschließt, Straftaten zu verhindern und zu ahn-
den.108 

Innerhalb von Entscheidungsgremien sind nicht ohne 
Weiteres alle Mitglieder Vorgesetzte im Sinne des § 4 
VStGB. Auch hier kommt es maßgebend auf die Befugnis an, 
die gemeinsam getroffene Entscheidung gegenüber den Un-
tergebenen verbindlich anzuordnen. Personen wie Militärbe-
rater, die zwar tatsächlichen Einfluss auf die Entscheidungs-
findung, aber keine unmittelbare Befehlsgewalt besitzen, 
fallen nicht in den Anwendungsbereich der Vorgesetztenver-
antwortlichkeit.109 

Liegen die Voraussetzungen des § 4 VStGB vor, so ist in-
nerhalb einer militärischen Hierarchie jedes Glied der Be-
fehlskette als Befehlshaber anzusehen. Befehlshaber kann 
demnach sowohl der oberste Führer als auch ein unterer Füh-
rer sein, dem nur eine kleine Gruppe von Kämpfern unter-
steht. Daraus folgt, dass mehrere Vorgesetzte unterschiedli-
cher Ebenen für ein und dieselbe Straftat eines Untergebenen 
gleichermaßen nach § 4 VStGB verantwortlich sein kön-
nen.110 

In dem der Entscheidung vom 20. Dezember 2018 zum 
Konflikt in Ruanda111 zugrunde liegenden Fall hat der Senat 
die Voraussetzungen der Vorgesetztenverantwortlichkeit in 
Bezug auf die beiden Angeklagten, die als Präsident bzw. 
erster Vizepräsident von Deutschland aus für die FDLR tätig 
waren, nicht als gegeben angesehen. Denn den Urteilsfeststel-
lungen zufolge fehlte beiden die Möglichkeit, eine effektive 
Kontrolle über die Aktivitäten der im Kongo agierenden 
FOCA-Kommandeure auszuüben.112 
 
2. Subjektive Voraussetzungen 

In subjektiver Hinsicht erfordert die Vorgesetztenverantwort-
lichkeit im Sinne des § 4 VStGB gemäß § 2 VStGB in Ver-
bindung mit § 15 StGB mindestens bedingten Vorsatz hin-
sichtlich der objektiven Tatbestandsmerkmale. Im Gegensatz 
zu der in Art. 28 IStGH-Statut normierten völkerstrafrechtli-
chen Vorgesetztenverantwortlichkeit reicht Fahrlässigkeit 
mithin nicht aus. Die Regelung des § 4 VStGB bleibt damit 
hinter derjenigen nach Art. 28 IStGH-Statut zurück.113 

Der Vorsatz muss sich zunächst auf die Merkmale der 
Vorgesetzteneigenschaft des Täters sowie den Umstand be-

 
108 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 149. 
109 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 36. 
110 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 36. 
111 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818. 
112 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 
1818 Rn. 150 ff. 
113 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 39 f. 
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ziehen, dass der konkret handelnde Täter sein Untergebener 
ist; auch muss der Vorgesetzte wissen oder es konkret für 
möglich halten, dass er durch die Ausübung seiner Befehls- 
oder Führungsgewalt die Ausführung der Tat des Untergebe-
nen verhindern kann.114 

Der Vorgesetzte muss ferner erkennen oder mit der kon-
kreten Möglichkeit rechnen, dass der Untergebene eine Straf-
tat nach dem Völkerstrafgesetzbuch zu begehen beabsichtigt. 
Insoweit reicht es jedenfalls aus, wenn sein bedingter Vorsatz 
die Art der zu begehenden Straftat – etwa Tötungen nach § 7 
Abs. 1 Nr. 1 oder § 8 Abs. 1 Nr. 1 VStGB – umfasst und sich 
weiter darauf erstreckt, dass derartige Taten bei dem Einsatz 
der ihm unterstellten Truppen im Kampfgebiet begangen 
werden. Ein darüber hinausgehendes Detailwissen ist nicht 
erforderlich.115 

Liegen diese Voraussetzungen vor, so beseitigen Abwei-
chungen etwa hinsichtlich der Ausführungsweise oder der 
Schwere des durch den Untergebenen begangenen Unrechts 
die Vorgesetztenverantwortlichkeit nicht. Allerdings scheidet 
die Strafbarkeit des Vorgesetzten nach § 4 VStGB aus, wenn 
der Untergebene eine qualitativ andere Straftat nach dem 
Völkerstrafgesetzbuch begeht als diejenige, die der Vorge-
setzte erwartet hat und geschehen lassen wollte, z.B. eine 
Vergewaltigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 VStGB statt der vom 
Vorgesetzten erwarteten Plünderung nach § 9 Abs. 1 VStGB 
oder umgekehrt.116 

Darüber hinaus ist es nicht erforderlich, dass der Vorge-
setzte – etwa den bei der Anstiftung nach § 26 StGB oder der 
Beteiligung nach § 30 entwickelten Grundsätzen entspre-
chend – eine wenn auch nicht in allen Einzelheiten, so doch 
in den wesentlichen Merkmalen und Grundzügen konkreti-
sierte Haupttat vor Augen haben muss. Der Wortlaut der 
Norm erfordert eine derart einschränkende Auslegung nicht. 
Eine undifferenzierte Übertragung der bei der Beteiligung an 
Straftaten nach den Maßgaben des Allgemeinen Teils des 
StGB entwickelten Grundsätze widerspräche zudem dem 
Sinn und Zweck des § 4 VStGB; sie würde den spezifischen 
Besonderheiten der Zurechnung von Verstößen gegen das 
Völkerstrafgesetzbuch in mehrfacher Hinsicht nicht gerecht. 
Dieses unterscheidet sich vom allgemeinen Strafgesetzbuch 
namentlich dadurch, dass es den regelmäßig kollektiven Cha-
rakter der von ihm erfassten Delikte in den Vordergrund 
stellt. Zentraler Aspekt seiner Strafkonzeption ist gerade die 
Ahndung der Tatbeteiligung einer Vielzahl von Personen, die 
auf unterschiedlichen hierarchischen Ebenen an der Delikts-
verwirklichung mitwirken. Mit Blick auf die – völkerstraf-
rechtliche – Vorprägung des Gesetzes ist es unabdingbar, 
diese Besonderheiten bei dessen Auslegung wesentlich mit 
einzubeziehen.117 Daraus folgt: 

 
114 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 40. 
115 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 41. 
116 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 42. 
117 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 43. 

Zum einen trifft die Pflicht, Straftaten eines Untergebenen 
nach dem Völkerstrafgesetzbuch zu verhindern, den Vorge-
setzten nicht erst dann, wenn ihm die zu begehende Straftat in 
ihren wesentlichen Merkmalen bekannt ist. Denn von dem 
ihm unterstellten Personal geht regelmäßig, etwa aufgrund 
von deren Bewaffnung, eine große Gefahr für besonders 
hochwertige Rechtsgüter bis hin zu Leib und Leben der po-
tentiellen Opfer aus. Dieses Gefahrenpotential begründet eine 
besondere Verantwortung des Vorgesetzten und macht es in 
besonderer Weise erforderlich, dass dieser die ihm Unterge-
benen zu einer rechtskonformen Ausübung ihres Einsatzes 
anhält. Die Allgemeinheit muss deshalb darauf vertrauen 
können, dass der Befehlshaber die Gefahren, die mit bewaff-
neten Einheiten immer latent verbunden sind, durch geeigne-
te Maßnahmen frühzeitig unter Kontrolle hält und nicht erst 
eingreift, wenn ihm Straftaten in konkretisierter Form be-
kannt werden. 

Zum anderen bezweckt § 4 VStGB nicht nur die Zurech-
nung von Straftaten Untergebener auf Vorgesetzte, die mit 
dem konkreten Geschehen vor Ort derart intensiv betraut 
sind, dass ihr bedingter Vorsatz sogar Einzelheiten der in 
Betracht kommenden Verstöße gegen das Völkerstrafgesetz-
buch umfasst. Zur Rechenschaft gezogen werden sollen 
vielmehr gerade auch Vorgesetzte, die an der Spitze der Be-
fehlskette stehen und damit regelmäßig von dem tatsächli-
chen Geschehen vor Ort so weit entfernt sind, dass sie keine 
detaillierten Kenntnisse etwa bezüglich des genauen Ortes, 
der genauen Zeit und der konkreten Opfer haben. Die Vor-
schrift würde weitgehend leerlaufen und könnte die ihr zuge-
dachte Funktion nur in äußerst eingeschränktem Umfang 
erfüllen, wollte man an den Vorsatz des Vorgesetzten bezüg-
lich der von dem Untergebenen zu begehenden Straftat zu 
hohe Anforderungen stellen. Dies wird besonders deutlich in 
Fällen, die ihr wesentliches Gepräge dadurch erhalten, dass 
die Verstöße gegen das Völkerstrafgesetzbuch Teil der all-
gemeinen Strategie der Organisation sind. Diese allgemeinen 
Direktiven gehen indes regelmäßig von den Führern der Or-
ganisation aus; gerade diese wären bei zu hohen Anforderun-
gen an das Wissenselement des Vorsatzes mangels ausrei-
chend konkreter Kenntnisse von den einzelnen Übergriffen 
von der Haftung nach § 4 VStGB ausgenommen. 

Schließlich kommt hinzu, dass sich im Rahmen bewaffne-
ter Auseinandersetzungen typischerweise häufig erst kurzfris-
tig ergibt, welche genauen Straftaten nach dem Völkerstraf-
gesetzbuch in Betracht kommen, so dass die Zurechnung der 
Taten nach § 4 VStGB auch aus diesem Grunde nur ganz 
eingeschränkt möglich wäre, wollte man detaillierte Kennt-
nisse des Vorgesetzten verlangen.118 

 
118 BGH, Beschl. v. 17.6.2010 – AK 3/10 = BGHSt 55, 157 
Rn. 44 ff. 
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Recent developments in the jurisprudence of the International Criminal Court 
 

By Eleni Chaitidou, Den Haag** 
 

 

During the period 2018–2019 the International Criminal 

Court (“Court” or “ICC”) issued a series of important 
Judgments and Decisions. The Appeals Chamber ruled on the 

question of heads of States immunities in the case against 

Omar Hassan Ahmad Al Bashir and acquitted, by majority, 

Jean-Pierre Bemba Gombo. Trial Chamber I acquitted, by 

majority, Laurent Gbagbo, the former President of Côte 

d’Ivoire, and Charles Blé Goudé, Trial Chamber VI convict-

ed Bosco Ntaganda of crimes against humanity and war 

crimes. Trial Chamber IX continued to hear witnesses in the 

trial against Dominic Ongwen and visited the crime locations 

in Uganda. Pre-Trial Chamber I ruled, by majority, that the 

ICC has jurisdiction over the situation involving the deporta-

tion of Rohingya, rejected an admissibility challenge on 

grounds of ne bis in idem in the case against Saif Al-Islam 

Gaddafi and confirmed the charges against Al Hassan Ag 

Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag Mahmoud. Pre-Trial Cham-

ber II rejected the Prosecutor’s request for authorization to 
commence an investigation into the situation in the Islamic 

Republic of Afghanistan and issued warrants of arrest 

against two suspects in the situation in the Central African 

Republic II.1 

From the plethora of Decisions and Judgments, only a se-

lection of judicial rulings will be presented in this article. As 

always, the “appetizers” presented in this short overview do 
not cover all developments that deserve to be discussed here. 

It is hoped that the interested reader will take this overview 

as an incentive to seek out further information on the Court’s 
website. The selection of decisions and proposed key findings 

reflect the author’s personal choice and preference – any 

misrepresentation or inaccuracy rests with the author alone. 

A factsheet introduces the situation or case discussed thus 

informing the reader of relevant basic facts. 

 

 
* Previous overviews of the Court’s jurisprudence are availa-

ble at Guhr, ZIS 2008, 367; Chaitidou, ZIS 2008, 371; id., 

ZIS 2010, 726; id., 2011, 843; id., 2013, 130; Eckelmans, 

2015, 523; Chaitidou, 2016, 813; id., 2017, 733; id., ZIS 

2018, 23; id., ZIS 2018, 73, Körner, ZIS 2018, 546. This 

contribution is based on a presentation of the latest jurispru-

dential developments at the International Criminal Court 

given at the annual meeting of German-speaking international 

criminal lawyers (“Arbeitskreis Völkerstrafrecht”) in Salz-

burg on 10.5.2019. However, it also considers selectively 

jurisprudential developments until 10.11.2019. 

** The author is a Senior Legal Officer at the Kosovo Spe-

cialist Chambers, currently on leave from the International 

Criminal Court. The views expressed in this article are those 

of the author alone and do not necessarily reflect the views of 

the International Criminal Court or the Kosovo Specialist 

Chambers. All decisions discussed in this paper can be ac-

cessed on the Court’s website or the Legal Tools Database, 
http://www.legal-tools.org (2.12.2019).1 

I. Situation in the Democratic Republic of the Congo 

(Pre-Trial Chamber I)1 

On 10 January 2019, the Trust Fund for Victims notified Pre-

Trial Chamber I of its intention to undertake 11 projects2 in 

the Democratic Republic of the Congo (“DRC”), pursuant to 
regulation 50 (a) (ii) of the Regulations of the Trust Fund for 

Victims.3 Since the Pre-Trial Chamber did not avail itself of 

the opportunity to respond to the notification, the Trust Fund 

for Victims was authorized to proceed with the activities. To 

date, six cases emanated out of the DRC situation. 

 

1. Prosecutor v. Thomas Lubanga Dyilo (Trial Chamber II/ 

Presidency)4 

 

▪ Warrant of arrest: 10 February 2006 (public on         

17 March 2006) 

▪ Surrender to the Court: 17 March 2006  

▪ Confirmation of charges: 29 January 2007  

 
1 The record carries the situation number ICC-01/04. 
2 ICC, Filing of 10.1.2019 – ICC-01/04-753 (Notification par 

le Conseil de direction du Fonds au profit des victimes de sa 

conclusionen vue d'entreprendre des activités supplémen-

taires en République démocratique du Congo conformément 

à la règle 50 (a) du Règlement du Fonds au profit des vic-

times). The projects are described in a confidential annex to 

the filing.  
3 Regulation 50 (a) of the Regulations of the Trust Fund 

reads: “For the purposes of these regulations, the Trust Fund 

shall be considered to be seized when: (a) (i) the Board of 

Directors considers it necessary to provide physical or psy-

chological rehabilitation or material support for the benefit of 

victims and their families; and (ii) the Board has formally 

notified the Court of its conclusion to undertake specified 

activities under (i) and the relevant Chamber of the Court has 

responded and has not, within a period of 45 days of receiv-

ing such notification, informed the Board in writing that a 

specific activity or project, pursuant to rule 98, sub-rule 5 of 

the Rules of Procedure and Evidence, would pre-determine 

any issue to be determined by the Court, including the deter-

mination of jurisdiction pursuant to article 19, admissibility 

pursuant to articles 17 and 18, or violate the presumption of 

innocence pursuant to article 66, or be prejudicial to or incon-

sistent with the rights of the accused and a fair and impartial 

trial. (iii) Should there be no response from the Chamber or 

should additional time be needed by the Chamber, consulta-

tions may be held with the Board to agree on an extension. In 

the absence of such an agreement, the extension shall be 30 

days from the expiry of the period specified in sub-paragraph 

(a) (ii). After the expiry of the relevant time period, and un-

less the Chamber has given an indication to the contrary 

based on the criteria in sub-paragraph (a) (ii), the Board may 

proceed with the specified activities”. 
4 The record carries the case number ICC-01/04-01/06. 

http://www.legal-tools.org/
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▪ Trial: 26 January 2009–26 August 2011 

▪ Victims participating: 129 (trial) 

▪ Conviction: 14 March 2012  

▪ Sentencing: 10 July 2012 

▪ Appeal Judgments: 1 December 2014  

▪ Transfer Lubanga to DRC: 19 December 2015  

▪ Current status: Implementation of reparations 

 

It is recalled that the Appeals Chamber amended the repara-

tion order of Trial Chamber I that had convicted Thomas 

Lubanga Dyilo (“Mr Lubanga”) 2012. In its Judgment and 

amended reparation order, pursuant to article 75 (2) of the 

Rome Statute,5 the Appeals Chamber also tasked the Trial 

Chamber to set the size of the reparation award for which Mr 

Lubanga is liable.6 This responsibility fell upon Trial Cham-

ber II, which was assigned with the Lubanga case after the 

mandate of the Judges of Trial Chamber I had ended. 

 

a) Decision Setting Size of Reparation Award  

One of the difficult aspects in these reparation proceedings 

proved to be the identification of eligible victims as Trial 

Chamber I had not specified the precise number of, or pro-

portion, of the victims of the case. In order to have a bench-

mark, Trial Chamber II instructed the Trust Fund for Victims, 

as part of its draft implementation plan, to identify the vic-

tims who qualify for reparations and assess the extent of the 

harm caused to the victims.7 Subsequently, it also directed the 

legal representatives of two groups of participating victims 

and the Office of Public Counsel for victims (“OPCV”) to 
locate and identify potentially eligible victims.8 The Chamber 

made clear that the victims’ applications so provided would 
be only a “sample” of all of the potentially eligible victims.9 

The identification and location process was completed on 

 
5 Rome Statute of the International Criminal Court (UN [ed.], 

Treaty Series, vol. 2187, p. 3). All articles mentioned in this 

paper without reference to the legal instrument are those of 

the Rome Statute.  
6 ICC, Judgment of 3.3.2015 – ICC-01/04-01/06-3129 

(Judgment on the appeals against the “Decision establishing 
the principles and procedures to be applied to reparations” of   
7 August 2012 with AMENDED order for reparations (An-

nex A) and public annexes 1 and 2), paras 239–242; see also 

ICC-01/04-01/06-3129-AnxA (Amended Order for Repara-

tions), paras 80–81. 
7 ICC, Decision of 14.8.2015 – ICC-01/04-01/06-3161-tENG 

(Decision on the “Request for extension of time to submit the 
draft implementation plan on reparations”), para. 6.  
8 ICC, Order of 15.7.2016 – ICC-01/04-01/06-3218-tENG 

(Order instructing the Registry to provide aid and assistance 

to the Legal Representatives and the Trust Fund for Victims 

to identify victims potentially eligible for reparations” [“Or-

der Instructing Registry”]).  
9 ICC, Order of 15.7.2016 – ICC-01/04-01/06-3218-tENG 

(Order Instructing Registry), para. 8.  

31 March 2017.10 Between 31 May 2016 and 15 June 2017, 

the Trust Fund for Victims, together with the legal represent-

atives and the OPCV, submitted 473 applications of poten-

tially eligible victims. The Defense of Mr Lubanga filed 

submissions on the redacted dossiers of potential beneficiar-

ies.  

On 15 December 2017, Trial Chamber II issued its Deci-

sion, setting the size of the reparation award for which Mr 

Lubanga is liable. At the outset, the Chamber clarified that 

the 473 victims’ applications were only representative of the 
victims who suffered harm as a consequence of the crimes 

committed by Mr Lubanga and that the Trust Fund for Vic-

tims was free to consider further applicants for the collective 

award at the implementation stage of reparations.11 

As regards the number of victims, the Judges found that 

out of the 473 victims, who were considered to form only a 

“sample”, 425 victims met the criteria of rule 85 of the Rules 

of Procedure and Evidence.12 The Chamber acknowledged 

that, despite its efforts, it was unable to determine a precise 

number of victims, but was certain that the number of victims 

who suffered harm from Mr Lubanga’s actions was greater 
than the number of victims who submitted applications, 

amounting to “hundreds and possibly thousands”.13 When 

assessing the applications submitted, the Chamber accepted 

material, physical and psychological harm, but rejected 

“transgenerational” harm, i.e. the repercussions former child 

soldiers suffered from the ordeals endured by their parents.14  

 
10 ICC, Order of 21.12.2016 – ICC-01/04-01/06-3267-tENG 

(Order to complete the process of identifying victims poten-

tially eligible to benefit from reparations).  
11 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Corrected version of the “Decision Setting 
the Size of the Reparations Award for which Thomas Luban-

ga Dyilo is Liable” [“Size of Reparations Decision”]), pa-

ras 36, 191.  
12 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), paras 190, 

239–240. The Rules of Procedure and Evidence (ICC-ASP/ 

1/3 and Corr.1, as amended by resolutions ICC-ASP/10/    

Res. 1, ICC-ASP/11/Res. 2, ICC-ASP/12/Res. 7, ICC-ASP/ 

15/Res. 5 [provisional rules drawn up by the judges] and 

ICC-ASP/17/Res. 2). All rules mentioned in this paper with-

out reference to the legal instrument are those of the ICC’s 
Rules of Procedure and Evidence. 
13 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), paras 199, 

212, 231, 233, 244, 292. 
14 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), paras 172, 

176, 178, 185, 188, 247. The Trial Chamber did not assess 

the harm alleged by each victim specifically but presumed the 

average harm for each direct and indirect victim once child-

soldier status (in case of direct victim) and a close personal 

relationship with a child soldier (in the case of indirect vic-

tim) was established.  
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As regards the form of reparation, the Chamber recalled 

that the group of 425 victims would receive collective repara-

tions, as was ordered in 2015 by the Appeals Chamber.15  

Finally, Mr Lubanga’s liability was set at a total of 
USD 10,000,000: USD 3,400,000 in respect of 425 victims 

(USD 8,000 for each direct and indirect victim), 

USD 6,600,000 in respect of any other victims who may be 

identified.16 Victims, who were not in a position to submit 

their application yet, were encouraged to come forward and 

submit applications at a later stage. Their applications would 

be screened by the Trust Fund for Victims at the implementa-

tion stage of the reparations and submitted for final approval 

to the Chamber.17 The Trust Fund for Victims was directed to 

contact the Government of the DRC in order to explore op-

tions how the Government may contribute to the reparation 

process.18  

On 7 February 2019, the Trial Chamber approved the 

proposals submitted by the Trust Fund for Victims on the 

process of locating other potentially eligible victims and 

determining their eligibility for reparations.19 Therein, it also 

ruled that the Victims Participation and Reparation Section 

(“VPRS”) assist the Trust Fund for Victims in the screening 

process of new applications and that, if the Trust Fund for 

Victims would consider an applicant as non-eligible, the 

person would have the right to challenge this decision before 

the Trial Chamber.20 It was also made clear that only upon 

approval of the Trial Chamber would the new applicants 

become beneficiaries of the reparations.21 By that time, the 

Trust Fund for Victims had informed the Trial Chamber that 

it had earmarked EUR 3,850,000 to complement the repara-

tions award.  

 

b) Appellate Proceedings 

Upon appeal of a group of victims and Mr Lubanga, the Ap-

peals Chamber rendered on 18 July 2019 the Judgment on the 

 
15 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), para. 194. 
16 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), paras 259, 

279–281.  
17 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), para. 293.  
18 ICC, Decision of 21.12.2017 – ICC-01/04-01/06-3379-

Red-Corr-tENG (Size of Reparations Decision), para. 299.  
19 ICC, Decision of 4.3.2019 – ICC-01/04-01/06-3440-Red-

tENG (Decision Approving the Proposals of the Trust Fund 

for Victims on the Process for Locating New Applicants and 

Determining their Eligibility for Reparations [“Approval 
Decision”]). The confidential version of the Decision was 
rendered on 7.2.2019.  
20 ICC, Decision of 4.3.2019 – ICC-01/04-01/06-3440-Red-

tENG (Approval Decision), paras 29, 37 et seq. 
21 ICC, Decision of 4.3.2019 – ICC-01/04-01/06-3440-Red-

tENG (Approval Decision), paras 30, 47. 

size of the reparation award of Trial Chamber II.22 The Ap-

peals Chamber grouped the grounds of appeal in three clus-

ters. A selection of the salient findings is recapitulated here-

under.  

aa) The first group of grounds of appeal concerns the Tri-

al Chamber’s methodology in deciding on the monetary 
amount of reparations for which Mr Lubanga was held liable; 

in addition to its decision to decide on the eligibility for repa-

rations of certain individual victims.23  

(1) Responding to the Defense argument that the Trial 

Chamber had acted unlawfully by awarding reparations to 

(yet) unidentified victims “on its own motion”, the Appeals 
Chamber rejected this argument as, in its view, such power 

resides in article 75 (1), second sentence. Moreover, a Trial 

Chamber is not limited to base its Decision only upon re-

quests for reparations (rule 94), but may resort to other in-

formation. Notably, limiting the reparation process to those 

who applied would contravene the nature of collective repa-

rations and potentially exclude a large number of victims. 

That said, the Appeals Chamber conceded that the number of 

victims at the time of the crimes are relevant as they may be a 

starting point for the consideration of reparations. “However, 
other parameters for determining what reparations are appro-

priate include considerations of what reparations measures 

are envisaged and how many victims are likely to come for-

ward and benefit from them”.24  

(2) With a view to ensuring that reparations are “appro-

priate”, the Chamber must ensure, inter alia, that the convict-

ed person has had the opportunity to make meaningful sub-

missions on the manner in which the Chamber intends to 

conduct the reparations proceedings, including how it assess-

es the information and the standard of proof.25 “Estimates 
must be based on a sufficiently strong evidential basis; any 

uncertainties must be resolved in favour of the convicted 

person”.26  

 
22 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(Judgment on the appeals against Trial Chamber II’s “Deci-

sion Setting the Size of the Reparations Award for which 

Thomas Lubanga Dyilo is Liable” [“2019 Reparation Judg-

ment”]).  
23 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 9.  
24 Article 75 (2), second sentence, reads: “On this basis, in its 
decision, the Court may, either upon request or on its own 

motion in exceptional circumstances, determine the scope 

and extent of any damage, loss and injury to, or in respect of, 

victims and will state the principles on which it is acting”. 
ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), paras 77–89, 91. 
25 This was also confirmed in relation to participating victims 

regarding the assessment of their eligibility for reparations, 

ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 156.  
26 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 90.  
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(3) Responding to the Defense argument that the Trial 

Chamber had erroneously assessed the reparation award on 

the basis of the “aggregate individual harm”, without as-
sessing the actual cost of the reparations ordered, the Appeals 

Chamber first gave guidance in general terms. In setting the 

convicted person’s liability, the Trial Chamber must take into 

account and balance (i) the cost of reparations to be put in 

place, (ii) the different harms suffered by (indirect and direct) 

victims and, as the case may be, the collective of victims and 

(iii) the rights of the convicted person. To this end, it may 

rely on estimates considered to be as accurate as possible.27 

In the case at hand, the Appeals Chamber agreed with the 

calculation of the Trial Chamber regarding the amount set for 

victims from the sample and those who may be identified 

later.  

(4) In relation to the victims’ ground of appeal, the Ap-

peals Chamber accepted that the Trial Chamber’s overall 

procedure for the assessment of eligibility failed to ensure 

equal conditions for all victims.28 Accordingly, it amended 

the Trial Chamber’s ineligibility findings concerning 
48 applicants and authorized them to seek a new assessment 

of their eligibility by the Trust Fund for Victims in the course 

of the implementation stage of the reparations.29  

bb) The second group of grounds of appeal concerns the 

assessment of individual requests and standard of proof.30 

Under this group, the following pronouncements are worth 

mentioning:  

(1) The Appeals Chamber specifically approved the ap-

plication of the “balance of probabilities” standard and 
acknowledged that the Trial Chamber had correctly applied 

it.31  

(2) The Appeals Judges also accepted the Trial Cham-

ber’s conclusion that, on the basis of the documentation 
available, 425 victims are a sample of the potentially eligible 

victims and that “hundreds and possibly thousands more 
victims suffered harm as a consequence of the crimes of 

which Mr Lubanga was convicted”.32  

cc) The third group of grounds of appeal concerns two ar-

guments raised by Mr Lubanga: “how to take into account, 
when calculating the monetary value of a person’s liability 
for reparations, a convicted person’s role in the commission 
of the crimes in question, also vis-à-vis other possible co-

perpetrators, and how to take into account other issues that he 

or she may raise with a view to mitigating his or her liabil-

 
27 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 108.  
28 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 169.  
29 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), paras 170–171.  
30 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 10.  
31 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 198–206.  
32 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), paras 228, 233.  

ity”. The second argument concerns the application of the 
non ultra petita rule in reparations proceedings.33  

(1) Regarding the Defense claim that the Trial Chamber 

had erred by not taking into account the existence of other co-

perpetrators, the Appeals Chamber recalled its ruling in the 

Katanga case: “‘in principle, the question of whether other 
individuals may also have contributed to the harm resulting 

from the crimes for which the person has been convicted is 

irrelevant to the convicted person’s liability to repair that 
harm’ and […] ‘it is not, per se, inappropriate to hold the 

person liable for the full amount necessary to repair the 

harm’”.34  

(2) In relation to the Defense assertion that the Trial 

Chamber’s award decision exceeded the award size the vic-

tims requested, thus ruling ulta petita, the Appeals Chamber 

recalled its determination in the Katanga case that the princi-

ple of non ultra petita does not apply in reparation proceed-

ings.35  

As a result, the Appeals Chamber, while confirming the 

Trial Chamber II decision for the most part, amended “it in 
part such that the victims whom the Trial Chamber found 

ineligible to receive reparations, and who consider that their 

failure to sufficiently substantiate their allegations, including 

by supporting documentation, resulted from insufficient no-

tice of the requirements for eligibility, may seek a new as-

sessment of their eligibility by the [Trust Fund for Victims], 

together with other victims who may come forward in the 

course of the implementation stage”.36 Judge Chile 

Eboe-Osuji and Judge Luz del Carmen Ibañez Carranza ap-

pended separate opinions to the Judgment.37  

Mr Lubanga remains in detention in the DRC. His sen-

tence of imprisonment is fulfilled on 15 March 2020.  

 

 

 

 

 
33 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 11.  
34 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 308. See also ICC, Judg-

ment of 8.3.2018 – ICC-01/04-01/07-3778-Red (Judgment on 

the appeals against the order of Trial Chamber II of 24 March 

2017 entitled “Order for Reparations pursuant to Article 75 of 

the Statute” [“Katanga Reparations Judgment”]), para. 178.  
35 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 329. See also ICC, Judg-

ment of 8.3.2018 – ICC-01/04-01/07-3778-Red (Katanga 

Reparations Judgment), paras 146–148.  
36 ICC, Judgment of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-Red 

(2019 Reparation Judgment), para. 332.  
37 ICC, Opinion of 18.7.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-AnxI 

(Separate Opinion of Judge Eboe-Osuji); Opinion of 

16.9.2019 – ICC-01/04-01/06-3466-AnxII (Separate Opinion 

of Judge Luz del Carmen Ibañez Carranza).  
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2. Prosecutor v Bosco Ntaganda (Trial Chamber VI)38 

 

▪ First warrant of arrest: 22 August 2006 (public on      

28 April 2008) 

▪ Second warrant of arrest: 13 July 2012  

▪ Surrender to the Court: 22 March 2013  

▪ Confirmation of charges: 9 June 2014  

▪ Trial: 2 September 2015–30 August 2018  

▪ Victims participating: 2,129 

▪ Conviction: 8 July 2019 

▪ Sentencing: 7 October 2019  

▪ Current status: Appellate proceedings 

 

The trial against Bosco Ntaganda (“Mr Ntaganda”) lasted 
three years.39 During the trial, the Chamber heard 

101 witnesses of whom 86 appeared in person before the 

Judges (71 witnesses for the Prosecutor, 12 witnesses for the 

Defense, including Mr Ntaganda, and three victims).40 More-

over, five victims appeared to present their views and con-

cerns.41 The Chamber took into account 82 facts upon which 

the parties had agreed (rule 69).42 On 16 March 2018, the 

Chamber declared the presentation of evidence closed 

(rule 141 [1]).43 Between 28 and 30 August 2018, the parties 

and victims made their closing statements.44  

 

a) Conviction 

Almost a year later, on 8 July 2019, Trial Chamber VI hand-

ed down its Judgment convicting Mr Ntaganda for the com-

mission of 18 counts of crimes against humanity and war 

crimes committed in the context of two attacks in Ituri be-

tween 6 August 2002 and 31 December 2003: The first attack 

was directed against the Banyali-Kilo collectivité between 

20 November 2002 and 6 December 2002 and the second 

attack was directed against the Walendu-Djatsu collectivité 

between 12 February 2003 and 27 February 2003.45 The 

Judges found Mr Ntaganda to be criminally responsible as a 

 
38 The record carries the case number ICC-01/04-02/06.  
39 For a summary of important decisions and developments in 

the Ntaganda trial, see Chaitidou, ZIS 2017, 733 (737).  
40 ICC, Annex of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359-AnxA 

(Procedural Overview), paras 1, 13.  
41 ICC, Annex of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359-AnxA 

(Procedural Overview), para. 13.  
42 ICC, Annex of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359-AnxA 

(Procedural Overview), para. 22.  
43 ICC, Annex of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359-AnxA 

(Procedural Overview), para. 36; ICC, Decision of 16.3.2018 

– ICC-01/04-02/06-2259 (Decision closing the presentation 

of evidence and providing further directions).  
44 ICC, Annex of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359-AnxA 

(Procedural Overview), para. 38.  
45 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359 

(Judgment [“Ntaganda Judgment”]).  

direct perpetrator for the crimes of murder and persecution46 

and as an indirect co-perpetrator for the remaining crimes. Mr 

Ntaganda was formally appointed by Mr Lubanga as Deputy 

Chief of Staff within the military wing of the Union des 

Patriotes Congolais (“UPC”), called Forces Patriotiques pour 

la Libération du Congo (“FPLC”), in charge of operations 

and organisation.47 He had a heavy weapons unit under his 

command and was responsible for military training, including 

disciplinary measures.48  

aa) An issue that appears in almost every trial concerns 

the exact scope of the confirmed charges that delineate the 

scope of the trial and provide the limits of ensuing convic-

tion. A typical argument of Defense counsel is that a particu-

lar factual allegation is not within the “facts and circumstanc-

es described in the charges”, within the meaning of article 74 

(2). Prompted by the Defense, the Chamber first set out its 

understanding of the scope of the charges before delving into 

the merits of the Prosecutor’s allegations. 
(1) Charges that consist of individual criminal acts remain 

confined to those acts. Any act not confirmed by the Pre-Trial 

Chamber remains outside the scope of the charges.49  

(2) Charges that are framed more broadly, such as the 

crime of deportation that occurs across a range of time and 

places, does not necessarily need to be “framed as a specific 
incident of an aggregate of acts (e.g. deportation of identified 

persons at a particular time and place)”. Instead, individual 
acts referred to by the Pre-Trial Chamber as part of the 

charge are only “examples of the conduct falling within the 
parameters” and remain “evidential details”. In other words, 
these examples do not delimit the charge; other examples 

may be added at trial as long as they fall within the specific 

parameters of the charges as confirmed.50  

(3) The Chamber may consider whether a specific type of 

criminal act (e.g. murder) is committed in narrowly confined 

temporal and geographical space and/or other parameters. 

Charges do not need to be framed narrowly as long as they 

fall within the specific parameters of the charges as con-

firmed by the Pre-Trial Chamber.51  

(4) Continuous crimes, which take place during a pro-

longed period of time, must fulfil the legal requirements 

during the entire period.52  

 
46 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 528, 532-533, 737-742, 745-752.  
47 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359   

(Ntaganda Judgment), para. 321.  
48 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 323, 360, 371, 515, 639.  
49 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 39.  
50 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 40.  
51 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 41, 865, 868-874, 968.  
52 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 42.  
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(5) Lastly, the Chamber noted that charges had been con-

firmed by the Pre-Trial Chamber in relation to a number of 

additional villages for which the Prosecutor, at trial, had not 

adduced any evidence. Consequently, the Trial Chamber 

informed the parties that it had not entered findings on those 

locations.53  

bb) The Judgment contains new additions to the Court’s 
interpretation of the crimes and forms of criminal responsibil-

ity that are briefly introduced hereunder. In general, it seems 

fair to say that the Judgment follows approvingly the settled 

case law of other chambers across divisions. In relation to the 

contextual elements of crimes against humanity, the follow-

ing findings merit our attention:  

(1) For the purpose of determining whether the wide-

spread and systematic attack was “directed against any civil-
ian population”, the Chamber determined that it may consider 
whether a military operation complied with the requirements 

of international humanitarian law, including the principle of 

distinction between legitimate targets and protected persons 

or objects and the duty to take precautionary measures.54  

(2) As regards the definition of “organization” within the 

meaning of article 7 (2) (a), the Chamber noted the varying 

definitions in the Court’s case law but refrained from stipulat-

ing its own or adhering to an existing definition. Rather, it 

merely concluded that “it is evident that the UPC/FPLC had a 

well-organised structure”.55 The policy was inferred from, 

inter alia, documents, meetings, expressions used, as well as 

military actions undertaken by the UPC/FPLC.56  

cc) In relation to the contextual elements of war crimes, 

the following findings are worth our attention:  

(1) The Pre-Trial Chamber had confirmed the charges of 

war crimes in the context of an armed conflict not of an in-

ternational character (“NIAC”).57 The Defense had ques-

tioned the classification of the armed conflict arguing that it 

qualifies as an international armed conflict (“IAC”). The 
Trial Judges proceeded, without having invoked regula-

tion 55 of the Regulations of the Court,58 to discuss whether 

at the time relevant to the charges an IAC or NIAC had exist-

ed.59 However, this did not further matter as the Chamber 

 
53 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359     

(Ntaganda Judgment), paras 641, 645–646.  
54 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 668.  
55 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 675.  
56 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359   

(Ntaganda Judgment), paras 682-689.  
57 ICC, Decision of 9.6.2014 – ICC-01/04-02/06-309 (Deci-

sion Pursuant to Article 61 [7] [a] and [b] of the Rome Stat-

ute on the Charges of the Prosecutor Against Bosco Ntagan-

da), paras 31, 36, 74.  
58 A request for recharacterization of the facts had been made 

for the modes of liability which, however, was rejected by the 

Trial Chamber majority, see Chaitidou, ZIS 2017, 733 (741). 
59 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 699.  

acknowledged that the IAC classification had not been al-

leged by the Prosecutor nor was it supported by evidence 

suggesting that clashes between armed forces of two or more 

States had taken place.60  

(2) During several months of the temporal scope of the 

charges no active hostilities had taken place. Yet, the Cham-

ber considered that the armed conflict continued to exist since 

there was no “lasting absence of armed confrontation be-

tween the UPC/FPLC and its opponents” and the UPC/FPLC 

was controlling significant parts of the territory of Ituri.61  

(3) As regards the possibility of an internationalization of 

the NIAC62 through the involvement of Rwanda and Uganda 

in Ituri alongside the UPC/FPLC, the Chamber concluded 

that it lacked evidence to infer that (i) the UPC/FPLC had 

acted under “overall control” of those two States or on their 
behalf; and (ii) in relation to Uganda specifically, that the 

fighting had taken place within the area of the DRC under 

effective control of the Uganda armed forces.63 This determi-

nation is in harmony with the assessment of Trial Chamber I 

in the Lubanga case.  

dd) In relation to the crimes, the following selective find-

ings are particularly noteworthy:  

(1) In relation to the crime of persecution within the 

meaning of article 7 (1) (h), the Chamber clarified that the 

deprivation of a fundamental right is considered to be “con-

trary to international law” if “the right cannot be enjoyed by 
the person entitled to it”. This deprivation may be caused also 
by non-State armed groups, who can be held accountable for 

serious human rights violations.64 In addition, for an act to 

fall under the ambit of article 7 (1) (h), a “minimum level of 
severity” must be attained.65  

(2) Incidental displacement as a result of a lawful attack, 

or collateral consequences of a lawful attack, may not amount 

to a forcible transfer of population within the meaning of 

article 7 (1) (d). At the same time, the forced character of 

displacement does not entail that “‘unlawful targeting’ took 
place and that the displaced population formed the ‘object of 

 
60 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 700.  
61 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 721.  
62 The Chamber affirmed that such internationalization would 

take place “if a degree of control is exercised by the interven-

ing third State over a non-State actor fighting in opposition 

to, or without the consents of, the government, that goes 

‘beyond the mere financing and equipping’ of the armed 
group and also involves ‘participation in the planning and 

supervision of military operations’”, ICC, Judgment of 
8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359 (Ntaganda Judgment), 

para. 727.  
63 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359     

(Ntaganda Judgment), paras 728-730.  
64 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 993.  
65 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 994.  
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[an] unlawful attack designed to coerce [its] departure’”. 
Rather, what is decisive is a “genuine lack of choice on the 
part of the individuals transferred”. The requirement of “law-

ful presence” includes internally displaced persons who have 

established temporary homes after being uprooted from their 

original communities”.66  

(3) The war crime of ordering the displacement of the ci-

vilian population within the meaning of article 8 (2) (e) (viii) 

requires an order to displace (in whatever form), not neces-

sarily made to the civilian population. In addition, it is not 

necessary that the order be aimed at the displacement of an 

entire civilian population. The qualifier “imperative” to the 
term “military reasons” is “subsumed in the general concept 
of “military necessity” and denotes that the instances of law-

ful displacement are limited.67  

(4) The war crime of attacking civilians within the mean-

ing of article 8 (2) (e) (i) belongs to the category of offences 

committed during the actual conduct of hostilities, i.e. the 

attack is committed before the civilians have fallen into the 

hands of the attacking party. The mere launching of the attack 

suffices, no actual harm to civilians as a result of the attack is 

required.68  

(5) The war crime of pillaging within the meaning of arti-

cle 8 (a) (e) (v) “comprises all forms of appropriation, public 
or private, including not only organised and systematic ap-

propriation, but also acts of appropriation committed by 

fighters in their own interest”. The reference to “military 
necessity” in footnote 62 of the Elements of Crimes does not 

provide an exception to the prohibition of pillaging. Rather, it 

clarifies that the concept of military necessity is “incompati-
ble with a requirement that the perpetrator intended the ap-

propriation for private or personal use, as any military neces-

sity would require its use to be directed to further the war 

effort and thus use for military purposes”. In addition, the 
pillaging must not have taken place on a “large scale”.69  

(6) In relation to the war crime of attack against protected 

building within the meaning of article 8 (2) (e) (iv), the 

Chamber confirmed that the crime belongs to the category of 

offences committed during the actual conduct of hostilities.70 

It requires that the perpetrator has launched an attack; any 

damage or destruction of the object is not required. Pillaging 

of protected objects does not constitute an “attack” within the 
meaning of article 8 (2) (e) (iv).71  

 
66 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 1056, 1069.  
67 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 1080-1083, 1098.  
68 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 904.  
69 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 1028-1030, 1044.  
70 More broadly see ICC, Judgment of 27.9.2016 – ICC-01/ 

12-01/15-171 (Judgment and Sentence), para. 15; Chaitidou, 

ZIS 2016, 813 (873).  
71 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 761, 1136, 1141–1142.  

(7) The war crime of destroying property of an adversary 

within the meaning of article 8 (2) (e) (xii) may be committed 

during and outside conduct of hostilities, after a party has 

taken control over the area. The property of an “adversary” is 
considered to belong to “individuals or entities aligned with 

or with allegiance to a party to the conflict that is adverse or 

hostile to the perpetrators”. In case no allegiance is ex-
pressed, it suffices to demonstrate that the physical perpetra-

tors considered the persons or entities to be adverse “by 
showing that they were not aligned to or supportive of the 

perpetrators’ party or its objectives”. Allegiance may be 
inferred from ethnicity or place of residence. All property is 

protected unless they constitute military necessity. The bur-

den of proof in showing that the destruction was not justified 

by military necessity is on the Prosecutor. Attacks against 

military objects causing incidental harm to a civilian object 

may not amount to a war crime under article 8 (2) (e) (xii) 

only if the damage was not expected to be excessive in rela-

tion to the concrete and direct military advantage anticipat-

ed.72  

ee) In relation to the forms of criminal responsibilities, 

the Chamber’s findings on indirect co-perpetration are the 

most important. For the first time, a Trial Chamber entered a 

conviction on the basis of indirect co-perpetration within the 

meaning of article 25 (3) (a) “where the common plan is 
executed through other persons, who function as a tool of all 

of the co-perpetrators”.73 Several Pre-Trial Chambers, includ-

ing that in the Ntaganda case, have previously accepted this 

form of criminal responsibility and confirmed charges ac-

cordingly. The Judges of Trial Chamber VI considered this 

form of responsibility to be a particular form of 

co-perpetration,74 requiring the existence of the following 

objective and subjective elements, as recapitulated below:  

(1) The existence of an agreement or common plan be-

tween the accused and one or more other persons to commit 

the crimes or to engage in a conduct which, in the ordinary 

course of events, would result in the commission of the 

crimes.75  

(2) The control of the members of the common plan over 

a person or persons who execute the material elements of the 

crimes by subjugating the will of the direct perpetrators. The 

accused has control over the crime by virtue of his or her 

essential contribution to it and the resulting power to frustrate 

its commission. The existence of an organization used to 

subjugate the will of the physical perpetrators is one of the 

forms in which the commission through another person can 

take place. In this respect, the Chamber added: “while the 
potential physical perpetrators are interchangeable within the 

 
72 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 1158, 1160, 1162, 1166.  
73 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359   

(Ntaganda Judgment), para. 772.  
74 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), para. 772.  
75 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359     

(Ntaganda Judgment), paras 774, 775–776.  
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organisation, the criterion of control means that the indirect 

perpetrator used ‘at least part of the apparatus of power sub-

ordinate to him or her, so as to steer it intentionally towards 

the commission of the crime, without leaving one of the sub-

ordinates at liberty to decide whether the crime is to be exe-

cuted’”. In arriving at this conclusion, the Chamber must 

conduct a normative assessment of the role of the accused in 

the specific circumstances of the case. The action of the other 

person(s) must be attributed to the accused as if it were his or 

her own. The control over the crime element distinguishes 

commission from, in particular, aiding and abetting within 

the meaning of article 25 (3) (c).76 In this context, it is worth 

pointing out that the Chamber attributed the conduct of civil-

ians, who also executed material elements of certain crimes, 

to Mr Ntaganda in the event it was able to ascertain that the 

civilians acted as tools in the hands of the co-perpetrators. 

The Judges accepted this on the basis that the civilians fol-

lowed orders from the UPC/FPLC leadership and acted under 

general coercive circumstances resulting from the presence of 

armed UPC/FPLC soldiers who were themselves committing 

crimes at the time. Hence, in the view of the Judges, they 

were used as tools. For conduct in relation to which the cir-

cumstances the civilians carried out the acts were unclear, the 

Chamber refrained from making an attribution to the co-

perpetrators, including Mr Ntaganda.77  

(3) The mens rea of the accused must meet the standard 

stipulated in article 30 and any special intent requirement set 

out in the law.78  

 

b) Sentencing 

Between 17 and 20 September 2019, the Chamber held a 

hearing on sentencing during which it heard three witness-

es.79 On 7 November 2019, the Trial Chamber sentenced Mr 

Ntaganda to a total of 30 years imprisonment, as requested by 

the Prosecutor. It took into account the gravity of the crimes, 

Mr Ntaganda’s degree of contribution and intent, and his 
individual circumstances. While aggravating circumstances 

were identified in relation to parts of the crimes, the Judges 

did not accept any mitigating circumstances in Mr Ntagan-

da’s favor. When making submissions for sentencing, the 

Prosecutor invited the Chamber to consider “uncharged con-

duct”, i.e. the rape and sexual slavery involving female and 
male UPC/FPLC soldiers over the age of 15 years, as aggra-

vating circumstances.80 The Chamber rejected the considera-

tion of such conduct as aggravating circumstance for lacking 

 
76 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359   

(Ntaganda Judgment), paras 774, 777–780.  
77 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 820–825.  
78 ICC, Judgment of 8.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2359    

(Ntaganda Judgment), paras 774, 1169.  
79 ICC, Decision of 7.11.2019 – ICC-01/04-02/06-2442    

(Sentencing Judgment), para. 6.  
80 ICC, Decision of 7.11.2019 – ICC-01/04-02/06-2442   

(Sentencing Judgment), para. 128.  

any sufficient link to the crimes for which Mr Ntaganda has 

been convicted.81 The time Mr Ntaganda has spent in deten-

tion in The Hague (22 March 2013 to 7 November 2019) will 

be deducted from his sentence, pursuant to article 78 (2).82  

 

c) Reparations 

On 25 July 2019, the Single Judge, acting on behalf of Trial 

Chamber VI,83 ordered the Registry to provide information 

on (1) a proposed methodology for the identification of vic-

tims; (2) whether experts could be useful to assist the Cham-

ber; and (3) an update on the security situation in the DRC.84  

 

d) Appellate Proceedings 

The Judgment convicting Mr Ntaganda has been appealed by 

the Prosecutor and the Defense. Appellate proceedings are 

ongoing. The parties may appeal the sentencing Decision 

within 30 days from notification of the sentencing Decision 

(rule 150 [1]).  

 

II. Situation in Darfur/Sudan (Pre-Trial Chamber II)85 – 

Prosecutor v Omar Hassan Ahmad Al Bashir (Pre-Trial 

Chamber II)86 

No proceedings at the situation level took place during the 

review period. To date, five cases emanated from this situa-

tion. 

The most significant developments occurred in the case 

against Omar Hassan Ahmad Al Bashir (“Mr Al Bashir”), the 
former president of Sudan, when the Appeals Chamber ren-

dered its Judgment on the question whether a State Party was 

correct in refusing to arrest and surrender a sitting head of 

State on the grounds that he enjoyed immunities. 

 

▪ First warrant of arrest: 4 March 2009 

▪ Second warrant of arrest: 12 July 2010 

▪ Victims participating: 12 

▪ Current status: suspect at large 

 

As previously discussed,87 Pre-Trial Chamber I found on 

11 December 2017 that the Hashemite Kingdom of Jordan 

(“Jordan”) had failed to comply with its cooperation duties 
under the Statute by not arresting and surrendering Mr Al 

Bashir who had been on its territory on 29 March 2017 for 

 
81 ICC, Decision of 7.11.2019 – ICC-01/04-02/06-2442   

(Sentencing Judgment), para. 129.  
82 ICC, Decision of 7.11.2019 – ICC-01/04-02/06-2442    

(Sentencing Judgment), para. 252.  
83 ICC, Decision of 25.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2365   

(Decision notifying the designation of a Single Judge).  
84 ICC, Order of 25.7.2019 – ICC-01/04-02/06-2366 (Order 

for preliminary information on reparations).  
85 The record carries the situation number ICC-02/05.  
86 The record carries the case number ICC-02/05-01/09. The 

situation and related cases were reassigned to Pre-Trial 

Chamber II in March 2018.  
87 See Chaitidou, ZIS 2018, 73 (75).  
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the 28th Arab League Summit in Amman. The matter was 

referred to the Assembly of States Parties (“ASP”) and the 
Security Council.88 In its reasoning, the Pre-Trial Chamber 

followed the approach taken in relation to South Africa.89 

Upon certification,90 Jordan appealed this decision.91 Upon 

Jordan’s request, the Appeals Chamber ordered the appeal’s 
suspensive effect.92  

Upon invitation,93 the Appeals Chamber received 12 ami-

ci curiae observations (from the Government of Mexico and 

11 professors of international law)94 as well as submissions of 

the African Union and the League of Arab States Organisa-

tion. The Chamber’s invitation to the Government of Sudan 
and Al Bashir to make submissions on the issues raised in the 

appeal remained unanswered.95 A hearing was held before the 

Appeals Chamber from 10 to 14 September 2018.  

 
88 ICC, Decision of 11.12.2017 – ICC-02/05-01/09-309 (De-

cision under article 87 [7] of the Rome Statute on the non-

compliance by Jordan with the request by the Court for the 

arrest and surrender [of] Omar Al-Bashir). Judge Marc Perrin 

de Brichambaut appended a minority opinion to the decision, 

ICC-02/05-01/09-309-Anx-tENG (Minority opinion by Judge 

Marc Perrin de Brichambaut).  
89 ICC, Decision of 6.7.2017 – ICC-02/05-01/09-302 (Deci-

sion under article 87 [7] of the Rome Statute on the non-

compliance by South Africa with the request by the Court for 

the arrest and surrender of Omar Al Bashir). Judge Marc 

Perrin de Brichambaut appended a minority opinion to the 

decision, ICC-02/05-01/09-302-Anx (Minority opinion by 

Judge Marc Perrin de Brichambaut). 
90 ICC, Decision of 21.2.2018 – ICC-02/05-01/09-319 (Deci-

sion on Jordan’s request for leave to appeal); Judge Marc 

Perrin de Brichambaut appended a minority opinion to the 

decision, ICC-02/05-01/09-319-Anx (Minority opinion by 

Judge Marc Perrin de Brichambaut).  
91 Filing of 12.3.2018 – ICC-02/05-01/09-326 (The Hashe-

mite Kingdom of Jordan’s appeal against the “Decision under 
article 87(7) of the Rome Statute on the non-compliance by 

Jordan with the request by the Court for the arrest and sur-

render [of] Omar Al-Bashir”).  
92 ICC, Decision of 6.4.2018 – ICC-02/05-01/09-333 (Deci-

sion on Jordan’s request for suspensive effect of its appeal 

against the decision on the non-compliance by Jordan with 

the request for the arrest and surrender of Mr Omar Al-

Bashir).  
93 ICC, Order of 29.3.2018 – ICC-02/05-01/09-330 (Order 

inviting expressions of interest as amici curiae in judicial 

proceedings [pursuant to rule 103 of the Rules of Procedure 

and Evidence]).  
94 ICC, Decision of 21.5.2018 – ICC-02/05-01/09-351 (Deci-

sion on the requests for leave to file observations pursuant to 

rule 103 of the Rules of Procedure and Evidence, the request 

for leave to reply and further processes in the appeal).  
95 ICC, Order of 25.5.2018 – ICC-02/05-01/09-352 (Order 

inviting submissions).  

On 6 May 2019, the Appeals Chamber handed down its 

Judgment on the matter.96 The core question at issue was 

whether “Heads of State immunity finds application in a 
situation where the Court requests a State Party of the Rome 

statute to arrest and surrender the Head of State of another 

State (in this instance, Sudan), which, while not being party 

to the Rome Statute, is the subject of a referral to the Court 

by the UN Security Council and, in terms of Resolution 1593, 

obliged to fully cooperate with the Court”.97 As the reader 

will realize, the discussion focused mainly on article 27 (2) 

and its interplay with various provisions of the Rome Statute. 

The Chamber’s position on this point was unanimous.  
The Appeals Chamber started the discussion with the pre-

liminary question whether and to what extent customary 

international law provides for immunity of a head of State. 

Without difficulty, the Judges confirmed the existence of 

head of State immunities in inter-State relations under cus-

tomary international law, which prevents the exercise of 

criminal jurisdiction over heads of State.98 On the other hand, 

article 27 (2) entails that a head of State cannot claim immun-

ity if he or she appears personally before the ICC for prosecu-

tion. Likewise, head of State immunity does not present a bar 

to the ICC opening an investigation in relation to or issuing a 

warrant of arrest against a head of State.99  

Noting a number of international legal instruments, and 

the issuance of warrants of arrest against then sitting Presi-

dent Slobodan Milošević and President Charles Taylor, the 

Appeals Chamber further opined that article 27 (2) has ac-

quired the status of customary international law.100 In the 

Judges’ view, the provision mirrors the principle that immun-

ities do not stand in the way when prosecuting heads of 

States before international courts.101 This is grounded in the 

very nature of an international court, such as the ICC, em-

powered to act on behalf of the international community as a 

whole – as opposed to domestic courts which exercise the 

State’s sovereign power.102 The principle of par in parem non 

 
96 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Judgment in the Jordan Referral re Al-Bashir Appeal [“Jor-

dan Appeal Judgment”]); Opinion of 6.5.2019 – ICC-02/05-

01/09-397-Anx1 (Joint Concurring Opinion of Judges Eboe-

Osuji, Morrison, Hofmański and Bossa).  
97 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 96.  
98 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 101.  
99 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 102.  
100 Claims to the contrary, espoused by the Pre-Trial Cham-

ber (albeit in different composition) in relation to South Afri-

ca and Jordan were expressly discarded, ICC, Judgment of 

6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr (Jordan Appeal Judg-

ment), para. 113. 
101 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 106, 113, 117.  
102 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 115.  
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habet imperium does not apply in the relationship between 

the State and the international court.103 In this context and 

almost in passing, the Appeals Judges added that the onus 

does not lie on those to prove that an exception of immunities 

exists but on those who claim that there exists such immunity 

in relation to international courts.104 The Appeals Chamber 

then concluded that “no immunities under customary interna-

tional law operate in such a situation to bar an international 

court in its exercise of its own jurisdiction”.105 With the pro-

nouncement that customary international law does not foresee 

any bar to prosecuting heads of States before international 

courts, the Appeals Chamber followed and fully endorsed the 

“customary law approach” of Pre-Trial Chamber I that had 

argued similarly in 2011 concerning Malawi’s failure to co-

operate with the Court.106  

The Appeals Judges then affirmed article 27 (2)’s direct 
impact on the cooperation regime under Part IX of the Statute 

(“vertical effect”). In their view, article 27 (2), both as a mat-

ter of conventional law and customary international law, bars 

requested States Parties from relying on immunities, be it 

under international or domestic law, in relation to a head of 

State’s arrest and surrender pursuant to an ICC warrant of 
arrest.107 A State Party has agreed to this principle when 

ratifying or acceding to the Rome Statute.108 Invoking im-

munities as a ground to refuse cooperation with the ICC, 

which is fully reliant on State cooperation, would run counter 

to the purpose enshrined in article 27 (2) and effectively 

hamper the Court’s exercise of jurisdiction.109 The State Party 

would not “cooperate fully” within the meaning of article 86. 

To the contrary: the prosecution of heads of States would be 

“reduced to a purely theoretical concept” were States Parties 

 
103 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 115. 
104 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 116.  
105 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 114 (emphasis added by the 

author).  
106 ICC, Decision of 13.12.2011 – ICC-02/05-01/09-139-Corr 

(Corrigendum to the Decision Pursuant to Article 87 [7] of 

the Rome Statute on the Failure by the Republic of Malawi to 

Comply with the Cooperation Requests Issued by the Court 

with Respect to the Arrest and Surrender of Omar Hassan 

Ahmad Al Bashir); see also Chaitidou, ZIS 2013, 130 (145). 

For a detailed and instructive overview of the different ap-

proaches, see Kress, in: Bergsmo/Ling (eds.), State Sover-

eignty and International Criminal Law (TOAEP EPublisher), 

2012, accessible at 

http://www.toaep.org/ps-pdf/15-bergsmo-ling (2.12.2019).  
107 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 121–122.  
108 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 121.  
109 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 122, 124.  

at liberty to refuse cooperation on the grounds of immuni-

ties.110  

In the opinion of the Appeals Chamber, article 27 (2) also 

permeates the “horizontal relationship” between States when 

a State Party is requested by an international court to arrest 

and surrender a head of State of another State Party.111 Again, 

article 27 (2) dictates that States Parties may not invoke im-

munities in the horizontal relationship as they agreed (by 

ratifying or acceding to the Rome Statute) that immunities 

cannot prevent the Court from exercising jurisdiction, which 

is in line with customary international law.112 The Appeals 

Chamber also remained unpersuaded by Jordan’s argument 
that immunities become relevant through article 98, which, in 

the absence of a waiver, preserves the immunity of officials 

of both States Parties and non-States Parties from foreign 

criminal jurisdiction. In the view of the Appeals Judges, 

article 98 (1) is a procedural rule that guides the Court how it 

shall proceed – if and when immunities exist.113 It is not “in 
its own right a fountain of immunity”.114 Given that article 27 

(2) bars States Parties to rely on immunities both vertically 

and horizontally, there is hence no immunities at stake and, 

as a result, no need for seeking a waiver.115 Finally, the Ap-

peals Chamber acknowledged that article 98 (1) remains a 

relevant procedural safeguard as it directs the Court to con-

sider the requested State’s obligations towards “third States”, 

i.e. non-States Parties, before proceedings with a request for 

cooperation.116  

The next question for the Appeals Chamber to examine 

was whether Sudan, a non-State Party to the Rome Statute, 

was entitled to invoke immunities. It was recalled that the 

situation in Darfur/Sudan, from which the case emanates, had 

been referred to the Court by UN Security Council resolution 

1593 (2005) that also imposed on Sudan the duty to “cooper-

ate fully” with the Court. This obligation to cooperate as per 

resolution 1593 (2005) flows from article 25 of the UN Char-

ter that imposes a duty on UN member States to carry out 

Security Council decisions.117 Turning to the Statute, the 

Appeals Chamber clarified that it recognizes only two re-

gimes of cooperation: that applicable to States Parties and 

that to non-States Parties (article 87 [5]). It does not foresee a 

 
110 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 124.  
111 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 114, 127.  
112 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 127.  
113 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 130.  
114 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 130–131, 144.  
115 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 130. 
116 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 131. 
117 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 139–140. 

http://www.toaep.org/ps-pdf/15-bergsmo-ling
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“third cooperation regime” for States affected by Security 
Council referrals.118 Noting the binding nature of the coop-

eration obligation set out in the Security Council resolution 

and the language employed therein (which mirrors that in 

article 86), the Appeals Chamber concluded that the statutory 

cooperation regime for States Parties applies equally to Su-

dan without, however, making Sudan a State Party to the 

Rome Statute with all attendant obligations and powers.119 

That being the case, Sudan’s cooperation obligations, includ-

ing article 98 (1), must be understood and interpreted in har-

mony with article 27 (2). With this argument the Appeals 

Chamber closed the circle and, recalling its previous discus-

sion, reiterated that a State Party, at the horizontal level, 

cannot invoke immunity of its head of State if another State 

Party proceeds with the arrest and surrender of said head of 

State following an ICC warrant of arrest.120 In the present 

instance, “[t]he legal obligation under Resolution 1593, 

which imposed upon Sudan the same obligation of coopera-

tion that the Rome Statute imposes upon States Parties, in-

cluding with regard to the applicability of article 27 (2) of the 

Statute, prevailed as lex specialis over any immunity that 

would otherwise exist between Sudan and Jordan”.121 The 

Judges also underscored that vis-à-vis the Court Sudan could 

not claim immunities that otherwise may exist under national 

or international law as it would not “fully cooperate” in ac-

cordance with the Rome Statute.122 Hence, since Sudan could 

not rely on immunities, (1) Jordan was not in a situation of 

conflicting legal obligations but was obliged to arrest and 

surrender Al Bashir; and (2) for the Court the question of a 

waiver by Sudan did not arise.123  

Regarding Jordan’s reaction not to cooperate, the Appeals 
Chamber noted that it was not up to Jordan to unilaterally 

decide not to execute the Court’s cooperation request for 
arrest and surrender of Mr Al Bashir. Rather, if the State 

encounters difficulties, it must seek consultations with the 

Court pursuant to article 97.124  

As regards the Pre-Trial Chamber’s discretionary decision 
to refer the matter of non-compliance to the ASP and the 

Security Council (article 87 [7]), the Appeals Chamber, by 

majority, held that the Pre-Trial Chamber erred when it found 

that Jordan had not sought consultations with the Court, and 

 
118 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 137, 142.  
119 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 140–142.  
120 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 143. 
121 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 144.  
122 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), para. 143.  
123 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 144–146.  
124 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 152–153.  

thus had abused its discretion.125 The two dissenting Judges, 

Judge Solomy Balungi Bossa and Judge Luz del Carmen 

Ibañez Carranza, held that, on the facts of the case, there was 

no abuse of discretion discernible on the part of the Pre-Trial 

Chamber.126 Consequently, the Pre-Trial Chamber’s decision 
to refer the matter was reversed.  

 

III. Situation in Libya (Pre-Trial Chamber I)127 

No proceedings at the situation level took place during the 

review period. To date, three cases emanated from this situa-

tion. No warrant of arrest in this situation has been executed 

yet. Interesting developments can be reported from two cases.  

 

1. Prosecutor v Saif Al-Islam Gaddafi (Pre-Trial Cham-

ber I)128 

 

▪ Warrant of arrest: 27 June 2011 

▪ Admissibility ruling pre-trial: 31 May 2013 

▪ Admissibility ruling appeals: 21 April 2014 

▪ Second admissibility ruling pre-trial: 5 April 2019 

▪ Victims participating: - 

▪ Current status: Appellate proceedings  

 

It is reported that, since his arrest on 19 November 2011, Saif 

Al-Islam Gaddafi (“Mr Gaddafi”) remained in the custody of 
the militia controlling Zintan, Libya. On 6 June 2018, Mr 

Gaddafi lodged a challenge to the admissibility of his case 

before the ICC since, as he asserted, he was convicted by the 

Tripoli Criminal Court on 28 July 2015 for “substantially the 

same conduct” as alleged in the proceedings before the ICC. 

He also confirmed that on or around 12 April 2016 he was 

released from prison pursuant to Amnesty Law No. 6 (2015). 

The Pre-Trial Chamber rendered a decision on admissibil-

ity on 5 April 2019, determining that the case continues to be 

admissible before the Court.129 The most noteworthy findings 

are quickly summarized in the following:  

Contrary to what the Prosecutor argued, the Chamber 

found that the suspect’s lodging of an admissibility challenge 
is not dependent on the suspect’s arrest and surrender to the 

Court. Mr Gaddafi’s right to challenge, according to arti-

cle 19 (4), is rooted in the fact that he is sought by an ICC 

 
125 ICC, Judgment of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Corr 

(Jordan Appeal Judgment), paras 193–213.  
126 ICC, Opinion of 6.5.2019 – ICC-02/05-01/09-397-Anx2 

(Joint Dissenting Opinion of Judge Luz del Carmen Ibañez 

Carranza and Judge Solomy Balungi Bossa).  
127 The record carries the situation number ICC-01/11. 
128 The record carries the case number ICC-01/11-01/11.  
129 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Deci-

sion on the “Admissibility Challenge by Dr. Saif Al-Islam 

Gaddafi pursuant to Articles 17 (1)(c), 19 and 20(3) of the 

Rome Statute” [“Second Admissibility Decision”]). Judge 
Marc Perrin de Brichambaut appended a minority opinion to 

the decision, ICC-01/11-01/11-662-Anx (Separate concurring 

opinion by Judge Marc Perrin de Brichambaut).  
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warrant of arrest.130 Issues of cooperation, in this case the 

surrender of Mr Gaddafi, are independent of issues of admis-

sibility.131  

In line with previous jurisprudence, the burden of proof 

lies on the party challenging the admissibility of the case. In 

order to discharge this burden, the challenging party must 

present “evidence of a sufficient degree of specificity and 
probative value”.132  

The Chamber agreed with the Defense as regards the legal 

test for challenges based on the principle ne bis in idem. It 

involves the assessment of four elements: (1) the person has 

been tried by national court; (2) the national trial was with 

respect “to the same conduct” as that alleged in the case be-

fore the ICC; (3) the national proceedings were not for the 

purpose of shielding within the meaning of article 20 (3) (a); 

and (4) the national proceedings were not otherwise lacking 

in sufficient independence or impartiality, nor did they in-

volve egregious due process violations, to the extent that the 

proceedings were incapable of providing genuine justice 

within the meaning of article 20 (3) (b).133  

Article 20 (3), as interpreted in harmony with internation-

ally recognized human rights, requires that the person has 

been the subject of a completed trial with a final Judgment on 

conviction or acquittal that has acquired a res judicata effect. 

A decision on the merits of the case by a trial court is not 

sufficient.134 Since Mr Gaddafi’s conviction was rendered in 

absentia and should still be subject to appeal before the Court 

of Cassation, the Chamber did not accept the finality of the 

Judgment rendered by the Tripoli Criminal Court.135  

In response to the Defense argument that the Amnesty 

Law No. 6 (2015) renders the Judgment final, the Chamber 

held that the Amnesty Law is actually not applicable to the 

crimes Mr Gaddafi was prosecuted domestically.136 But more 

importantly, in the Chamber’s opinion, the Amnesty Law 
No. 6 (2015) is not applicable regarding the crimes Mr Gad-

dafi is prosecuted for before the ICC. In the words of the 

Chamber, “there is a strong, growing, universal tendency that 
grave and systematic human rights violations – which may 

amount to crimes against humanity by their very nature – are 

not subject to amnesties or pardons under international 

 
130 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 22, 24.  
131 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), para. 24.  
132 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), para. 32.  
133 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 26, 31.  
134 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 36–47.  
135 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 48–53.  
136 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 56–59.  

law”.137 In order to demonstrate said trend, the Chamber took 

pains discussing, in an exemplary way, relevant jurisprudence 

of international(-ized) criminal courts, regional human rights 

authorities, such as the Inter-American Court for Human 

Rights, the European Court for Human Rights and the Afri-

can Commission on Human and Peoples’ Rights, and the 
Human Rights Committee.138 In the view of the Chamber, 

“[a]mnesties and pardons intervene with States’ positive 

obligations to investigate, prosecute and punish perpetrators 

of core crimes. In addition, they deny victims the right to 

truth, access to justice, and to request reparations where ap-

propriate”.139 

The Defense lodged an appeal against this decision.140 A 

hearing on this appeal took place 11-12 November 2019 

before the Appeals Chamber, presided by Judge Chile Eboe-

Osuji.141 

 

2. Prosecutor v Mahmoud Mustafa Busayf Al Werfalli (Pre-

Trial Chamber I)142 

 

▪ First warrant of arrest: 18 April 2017 (public on        

24 April 2017) 

▪ Second warrant of arrest: 4 July 2018 

▪ Victims participating: -- 

▪ Current status: Suspect at large 

 

On 4 July 2018, Pre-Trial Chamber I issued a second warrant 

of arrest against the suspect Mahmoud Mustafa Busayf Al 

Werfalli (“Mr Al Werfalli”) for the commission of an addi-

tional war crime of murdering 10 persons on 24 January 2018 

in Benghazi, Libya.143 Of note is the Chamber’s assessment 

of admissibility since Mr Al Werfalli was purportedly subject 

to domestic investigation for the acts described in the second 

warrant of arrest. It found that due to the limited information 

at hand, and regardless of whether the “entity exercising 
authority in the territory […] can be considered a State for the 

 
137 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), para. 61.  
138 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), paras 62–76.  
139 ICC, Decision of 5.4.2019 – ICC-01/11-01/11-662 (Second 

Admissibility Decision), para. 77.  
140 ICC, Filing of 20.5.2019 – ICC-01/11-01/11-669 (Defence 

Appeal Brief in support of its appeal against Pre-Trial Cham-

ber I’s “Decision on the ‘Admissibility Challenge by Dr. Saif 

Al-Islam Gadafi pursuant to Articles 17(1)(c), 19 and 20(3) 

of the Rome Statute’”).  
141 ICC, Order of 24.9.2019 – ICC-01/11-01/11-672 (Order 

scheduling a hearing before the Appeals Chamber and invit-

ing participation in judicial proceedings); ICC, Decision of 

1.11.2019 – ICC-01/11-01/11-681 (Decision on the conduct 

of the hearing before the Appeals Chamber).  
142 The record carries the case number ICC-01/11-01/17.  
143 ICC, Warrant of 4.7.2018 – ICC-01/11-01/17-13 (Second 

Warrant of Arrest).  
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purposes of article 17 of the Statute”, there remains a situa-

tion of inactivity.144  

 

IV. Situation in Palestine (Pre-Trial Chamber I)145 

 

▪ Lodging ad hoc declaration: 22 January 2009 

▪ Decision not to Initiate Investigation: 3 April 2012146 

▪ Lodging ad hoc declaration: 1 January 2015 

▪ Accession Palestine to Rome Statute: 2 January 2015 

▪ Opening of Preliminary Examination: 16 January 

2015 

▪ Referral of situation: 22 May 2018 

 

On 1 January 2015, Palestine lodged an ad hoc declaration 

under article 12 (3) to the Court, accepting the Court’s juris-

diction over crimes allegedly “committed in the occupied 

Palestine territory, including East Jerusalem, since June 13, 

2014”,147 and, the following day, deposited the instrument of 

accession to the Rome Statute with the UN Secretary-

General.148 On 22 May 2015, Palestine lodged a referral, 

requesting the Prosecutor to investigate, “in accordance with 
the temporal jurisdiction of the Court, past, ongoing and 

future crimes within the Court’s jurisdiction, committed in all 
parts of the territory of the State of Palestine”.149 In the refer-

ral letter, the “State of Palestine” was indicated to encompass 
“Palestinian Territory occupied in 1967 by Israel, as defined 

by the 1949 Armistice Line, and includes the West Bank, 

including East Jerusalem, and the Gaza Strip”.150 At the 

meeting with the Office of the Prosecutor, the Palestinian 

Minister of Foreign Affairs and Expatriates of Palestine clari-

fied that the temporal scope of the situation comprises alleged 

crimes from 13 June 2014 with no end date.151 With Decision 

 
144 ICC, Warrant of 4.7.2018 – ICC-01/11-01/17-13 (Second 

Warrant of Arrest), paras 27–29.  
145 The record carries the situation number ICC-01/18.  
146 ICC, Declaration of 3.4.2012 (Situation in Palestine).  
147 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/18-1 (Decision 

assigning the situation in the State of Palestine to Pre-Trial 

Chamber I [“Assignment Decision”]), Annex I – ICC-01/18-

1-AnxI (“Annex I to Assignment Decision”), p. 2.  
148 See Secretary-General of the United Nations, “State of 
Palestine: Accession”, 6.1.2015, Reference: C.N.13.2015. 
Treaties-XVIII.10 (Depositary Notification), 

https://treaties.un.org/doc/Publication/CN/2015/CN.13.2015-

Eng.pdf (2.12.2019). Thus, the Statute entered into effect for 

Palestine on 1 April 2015.  
149 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/18-1-AnxI (Annex I 

to Assignment Decision), p. 8, para. 9.  
150 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/18-1-AnxI (Annex I 

to Assignment Decision), p. 8 fn. 4.  
151 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/18-1-AnxI (Annex I 

to Assignment Decision), p. 2.  

of 24 May 2018, the Presidency assigned the situation to Pre-

Trial Chamber I.152  

With a view to ensuring that the Court’s “role and activi-

ties are properly understood and accessible, particularly to the 

victims of situations and cases before the Court”, the Cham-

ber issued on 13 July 2018 a Decision on information and 

outreach.153 It underscored that outreach and information 

activities “in situation countries are quintessential to foster 
support, public understanding and confidence in the work of 

the Court”, while they, at the same time, enable the Court to 

“better understand the concerns and expectations of victims, 
so that it can respond more effectively and clarify, where 

necessary, any misconceptions”.154  

The Chamber recalled the rights victims enjoy under the 

Statute and international human rights, in particular their 

right to “provide information to, receive information from 
and communicate with the Court, regardless and inde-

pendently from judicial proceedings, including during the 

preliminary examination stage”.155 The Chamber underlined 

in no uncertain terms that only “[w]hen and if the Prosecutor 
takes the decision to open an investigation, the Chamber will, 

in a second step, give further instructions to the Registry in 

order to increase its activities and inform and assist victims in 

more detail regarding their potential participation in conform-

ity with the Statute”.156 Accordingly, the Registry was in-

structed, inter alia, to establish a continuous system of inter-

action, i.e. public information and outreach activities, be-

tween the Court and victims “residing within or outside of 

Palestine”, create an informative site on the Court’s website 
for victims and was directed to the questions it should focus 

on at this stage.157  

The decision is not about victims’ participation. It also 
does not single out any particular community allegedly af-

fected. It leaves unaffected the Prosecutor’s powers to con-

duct the preliminary examination in accordance with the 

criteria of article 53 (1). Rather, it allows the Court to main-

tain control over the information distributed to affected 

communities and others about the Court’s mandate and work. 

 
152 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/18-1 (Assignment 

Decision).  
153 ICC, Decision of 13.7.2018 – ICC-01/18-2 (Decision on 

Information and Outreach for the Victims of the Situation 

[“Outreach Decision”]).  
154 ICC, Decision of 13.7.2018 – ICC-01/18-2 (Outreach 

Decision), para. 7.  
155 ICC, Decision of 13.7.2018 – ICC-01/18-2 (Outreach 

Decision), paras 8–11.  
156 ICC, Decision of 13.7.2018 – ICC-01/18-2 (Outreach 

Decision), para. 12.  
157 ICC, Decision of 13.7.2018 – ICC-01/18-2 (Outreach 

Decision), paras 14–18.  

https://treaties.un.org/doc/Publication/CN/2015/CN.13.2015-Eng.pdf
https://treaties.un.org/doc/Publication/CN/2015/CN.13.2015-Eng.pdf
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V. Situation in the People’s Republic of Bangladesh/Re-

public of the Union of Myanmar (Pre-Trial Cham-

ber III)158 

 

▪ Prosecutor’s Application for Jurisdiction Ruling:        
9 April 2018 

▪ Decision on Jurisdiction: 6 September 2018 

▪ Application for Authorization to Initiate Investigation: 

4 July 2019 

▪ Victims representations: n/a 

▪ Current status: Decision pending 

 

The present situation made a “detour”, as it were, before 
being assigned to Pre-Trial Chamber III. Prior to submitting 

an application under article 15 (3), the Prosecutor requested 

the President of the Pre-Trial Division to assign her request 

for a ruling on jurisdiction under article 19 (3) to a Pre-Trial 

Chamber pursuant to regulation 46 (3) of the Regulations of 

the Court.159 This procedural avenue allows information, 

requests or matters not arising out of a situation assigned to a 

Pre-Trial Chamber to be addressed by a Pre-Trial Chamber, 

according to a roster established by the President of the Pre-

Trial Division.160 Similar proceedings have been conducted 

in the past concerning the 2013 events in Egypt.161 

 

1. Prosecutor’s Request for Ruling on Jurisdiction  
On 9 April 2018, the Prosecutor submitted a request, using 

the procedure under regulation 46 (3) of the Regulations of 

the Court, and sought a ruling from a Pre-Trial Chamber on 

the question whether the Court may exercise jurisdiction over 

the alleged deportation of members of the Rohingya people 

from the Republic of the Union of Myanmar (“Myanmar”) to 
the People’s Republic of Bangladesh (“Bangladesh”).162 She 

contended that article 19 (3) is the appropriate legal basis to 

ask for a ruling as it is not confined to any particular stage of 

the proceedings.163  

 
158 The record carries the situation number ICC-01/19.  
159 Regulation 46 (3) of the Regulations of the Court reads: 

“Any matter, request or information not arising out of a situa-

tion assigned to a Pre-Trial Chamber in accordance with 

sub-regulation 2, shall be directed by the President of the Pre-

Trial Division to a Pre-Trial Chamber according to a roster 

established by the President of that Division”. 
160 The relevant administrative decisions of (former) Presi-

dents of the Pre-Trial Division are made public on the web-

site of the Court at 

https://www.icc-cpi.int/rule_46-3_records (2.12.2019). The 

roster itself is not public.  
161 See Chaitidou, ZIS 2016, 813 (838).  
162 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Prose-

cution’s Request for a Ruling on Jurisdiction under Article 19 
[3] of the Statute [“Article 19(3) Application”]).  
163 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Arti-

cle 19 [3] Application), paras 53–54.  

The Prosecutor reported that she received various public 

reports and information as well as 42 individual communica-

tions, pursuant to article 15 (1), on crimes committed against 

the Rohingya people.164 She claimed that the crimes escalated 

on 25 August 2017 with the initiation of a “clearance opera-

tion”. Since then, more than 670,000 Rohingya, hitherto 
lawfully present in Myanmar, have been intentionally deport-

ed across the international border into Bangladesh, joining 

more than 160,000 Rohingya who had been forced out of 

Myanmar in previous years.165 She conceded that the coer-

cive acts relevant to deportation occurred on the territory of a 

non-State Party, Myanmar, but maintained that one legal 

element of the crime of deportation (crossing the internation-

al border) occurred on the territory of a State Party, Bangla-

desh.166 The Prosecutor therefore opined that the Court may 

exercise jurisdiction based on the principle of territoriality, as 

enshrined in article 12 (2) (a).167 Already in 2014, when de-

clining to initiate an investigation in the situation in the Re-

public of Korea, the Prosecutor asserted the Court’s jurisdic-

tion for conduct that commenced on the territory of a non-

State Party (North Korea) and concluded on the territory of a 

State Party (South Korea).168  

 

2. Pre-Trial Chamber I’s Ruling on Jurisdiction  

The President of the Pre-Trial Division assigned the request 

to Pre-Trial Chamber I, according to the roster.169 In the fol-

lowing, the Chamber invited the authorities of Bangladesh170 

and the authorities of Myanmar171 to submit observations on 

 
164 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Arti-

cle 19 [3] Application), para. 7.  
165 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Arti-

cle 19 [3] Application), paras 8–9, 11.  
166 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Arti-

cle 19 [3] Application), paras 2, 28. Bangladesh deposited its 

instrument of ratification on 23.3.2010. The Statute entered 

into effect for Bangladesh on 1.6.2010.  
167 ICC, Filing of 9.4.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-1 (Arti-

cle 19 [3] Application), paras 2, 13, 31–50.  
168 ICC, Report of June 2014 (Article 5 Report), para. 39 and 

fn. 17. See Chaitidou, ZIS 2016, 813 (849). 
169 ICC, Decision of 11.4.2019 – ICC-RoC46(3)-01/18-2 

(Decision assigning the “Prosecution’s Request for a Ruling 
on Jurisdiction under Article 19(3) of the Statute” to Pre-Trial 

Chamber I).  
170 ICC, Decision of 7.5.2019 – ICC-RoC46(3)-01/18-3 (De-

cision Inviting the Competent Authorities of the People’s 
Republic of Bangladesh to Submit Observations pursuant to 

Rule 103 [1] of the Rules of Procedure and Evidence on the 

“Prosecution’s Request for a Ruling on Jurisdiction under 
Article 19(3) of the Statute”). Bangladesh submitted its ob-

servations confidentially.  
171 ICC, Decision of 21.6.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-28 

(Decision Inviting the Competent Authorities of the Republic 

of the Union of Myanmar to Submit Observations pursuant to 

Rule 103 [1] of the Rules of Procedure and Evidence on the 

 

https://www.icc-cpi.int/rule_46-3_records
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the Prosecutor’s request. It also held a status conference on 
20 June 2018, in closed session, in the presence of the Prose-

cutor.172 On 17 August 2018, the Prosecutor filed a “Notice 
of the Public Statement Issued by the Government of Myan-

mar” into the official records.173  

Upon receipt of various amici curiae submissions, the ob-

servations of Bangladesh174 and victims’ submissions, Pre-

Trial Chamber I rendered its decision on 6 September 2018, 

by majority, Judge Marc Perrin de Brichambaut dissenting.175 

The following findings are worthy of our attention.  

The Chamber’s Majority accepted to hear the views of af-

fected victims on the basis of article 68 (3) and rule 93, clari-

fying that their interests are affected by the Prosecutor’s 
request.176 Notably, this is the earliest opportunity in proceed-

ings that victims have been heard by the Court to date. It also 

accepted to consider the public statement of Myanmar, since 

the Prosecutor had introduced it through her filing in the 

official records, even though Myanmar had declined to en-

gage with the Court.177  

As regards the Chamber’s authority to engage with the 
Prosecutor’s request, the Chamber’s Majority declined to rely 

on article 19 (3), as proposed by the Prosecutor, given that its 

applicability at this stage is controversial.178 Rather, it held 

that it is competent to decide on the question raised by the 

Prosecutor on the basis of article 119 (1), since the Court’s 
jurisdiction is “clearly subject to dispute with Myanmar”.179 

The Majority Judges also drew upon the Court’s power to 

 
“Prosecution’s Request for a Ruling on Jurisdiction under 

Article 19(3) of the Statute”).  
172 ICC, Order of 11.5.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-4 (Order 

Convening a Status Conference). The Chamber appended a 

list of questions to be discussed with the Prosecutor, ICC-

RoC46(3)-01/18-4-Anx.  
173 ICC, Filing of 17.8.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-36 (No-

tice of the Public Statement Issued by the Government of 

Myanmar).  
174 On 5.7.2018, the Registry informed the Chamber that the 

Embassy of Myanmar to the Kingdom of Belgium had re-

fused to accept the delivery of the Chamber’s decision invit-
ing Myanmar for observations and the Prosecutor’s article 19 

(3) request.  
175 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on the “Prosecution’s Request for a Ruling on 
Jurisdiction under Article 19(3) of the Statute” [“Decision on 
Jurisdiction”]).  
176 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 21.  
177 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 23.  
178 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 27.  
179 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 28.  

determine its own competence, also known as the principle of 

Kompetenz-Kompetenz or compétence de la compétence.180  

As regards the abstract legal question whether the Court 

has territorial jurisdiction in the present instance, the Cham-

ber’s Majority first gave its interpretation on the crime of 

deportation within the meaning of article 7 (1) (d), without 

making any factual findings. It confirmed that article 7 (1) (d) 

contains two separate crimes,181 namely deportation and 

forcible transfer, that are distinguishable on the basis of the 

displacement requirement: deportation is linked to the desti-

nation of another State, while forcible transfer is linked to 

another location within the State.182 As regards the conduct 

underlying the crime of deportation, the Majority Judges, 

noting the crime’s “open-conduct” nature, held that various 
types of conduct may qualify as “expulsion or other coercive 
acts”,183 including deprivation of fundamental rights, killing, 

sexual violence, torture, enforced disappearance, destruction 

and looting.184  

The Majority Judges then set forth their interpretation of 

article 12 (2) (a) clarifying that the Court’s territorial jurisdic-

tion is given if “at least one legal element of a crime within 
the jurisdiction of the Court or part of such a crime is com-

mitted on the territory of a State Party”.185 Recalling the 

prominent statement in the Lotus case that territoriality “by 
no means coincides with territorial sovereignty”, the Majority 
found support for its aforementioned interpretation in interna-

tional case law, international instruments and national legisla-

tion, including that of Myanmar and Bangladesh, as well as 

the object and purpose of the Rome Statute.186 Importantly, 

the Judges underscored that the drafters of the Rome Statute 

had intended to allow the Court to exercise its jurisdiction in 

the same circumstances in which States Parties would be 

allowed to assert their criminal jurisdiction, subject to inter-

national law.187 In addition, they highlighted that the Statute 

envisages the transboundary crime of deportation without 

limitation as to the destination requirement and without the 

 
180 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 30–33.  
181 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 53, 57-60.  
182 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 55, 57–60.  
183 See Paragraph 1 of the Elements of Crimes of the crime of 

deportation or forcible transfer of population (“The perpetra-

tor deported or forcibly transferred, without grounds permit-

ted under international law, one or more persons to another 

State or location, by expulsion or other coercive acts” – foot-

notes omitted).  
184 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 61.  
185 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 64, 72.  
186 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 65–70.  
187 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 70.  
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need for the conduct to have taken place on the territories of 

two State Parties.188  

Most intriguing are the Majority’s remarks on the rele-

vance of other crimes in relation to which the Court could be 

competent. On the basis of its interpretation of article 12 (2) 

(a), the Majority indicated that the Court would also be com-

petent over the crime of persecution (article 7 [1] [h]) and 

other inhumane acts (article 7 [1] [k])189 if one element or 

part of these crimes takes place on the territory of a State 

Party.190 Indeed, since the Majority addressed a legal ques-

tion in the abstract, it was free to invite the Prosecutor to 

consider those crimes as well.  

Finally, the Majority addressed the Prosecutor’s comment 
made in the course of the proceedings that her request for a 

ruling on jurisdiction “precedes any preliminary examina-

tion” and that, if the Chamber would confirm the Court’s 
jurisdiction, she would proceed to announce the opening of a 

preliminary examination.191 Noting the Prosecutor’s submis-

sion that she has received material and information (and 

analyzed it) and that, therefore, she inevitably has considered 

the Court’s jurisdictional parameters under article 53 (1) (a) 

before submitting the request, the Majority rejected the Pros-

ecutor’s construction of a “pre-preliminary examination 

phase”. Rather, in the view of the Judges, the steps undertak-

en by the Prosecutor demonstrate that she is actually conduct-

ing a preliminary examination.192 The Chamber recalled that 

no announcement of the commencement of the preliminary 

examination was necessary and that she was duty-bound, 

under the Rome Statute, to complete such examination of the 

information and material within a reasonable time, pointing 

to the detrimental effects a prolonged examination phase can 

have on the reliability of the evidence and the rights of vic-

tims.193  

The question of how preliminary examinations should be 

conducted by the Office of the Prosecutor, in particular the 

requirement to conclude the preliminary examination within a 

reasonable time, did not only arise in the present instance but 

played a significant role in the situation that will be presented 

next.  

 
188 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 71.  
189 The alleged appalling living conditions of the Rohingya in 

Bangladesh and allegations that the authorities of Myanmar 

impede their return to Myanmar were considered by the Ma-

jority to amount potentially to other inhumane acts, ICC, 

Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 (Decision on 

Jurisdiction), para. 77.  
190 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 74–79.  
191 ICC, Filing of 11.7.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-33 

(Prosecution Response to Observations by Intervening Partic-

ipants), fn. 10 and para. 37.  
192 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), para. 82.  
193 ICC, Decision of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37 

(Decision on Jurisdiction), paras 84–88.  

Judge Marc Perrin de Brichambaut appended a partly dis-

senting opinion to the Majority’s ruling, stating that, at this 

point in time, the Chamber lacks a legal basis to render a 

decision, relying on the Kompetenz-Kompetenz principle is 

inappropriate and that the pronouncements of the Chamber 

amount to an advisory opinion, lacking any binding force. In 

his view, the Prosecutor is entitled to conduct the preliminary 

examination with a view to determining whether to submit an 

article 15 (3) request, without the assistance of the Pre-Trial 

Chamber. Judge Marc Perrin de Brichambaut thus concluded 

that the question of jurisdiction should be preserved for sub-

sequent proceedings.194 

 

3. Proceedings before Pre-Trial Chamber III  

With memorandum dated 12 June 2019, the Prosecutor in-

formed the Presidency of her intention to submit an article 15 

(3) request.195 On 25 June 2019, the Presidency assigned the 

situation to the newly constituted Pre-Trial Chamber III, 

presided by Judge Olga Herrera Carbuccia.196  

Prompted by the Registry, specifically the VPRS, respon-

sible for the collection of victims’ representations under arti-
cle 15 (3), second sentence, and rule 50 (3), the Chamber 

granted, on 26 June 2019, an extension of time to collect said 

representations until 28 October 2019 and to submit a consol-

idated report until 31 October 2019.197 The Chamber also 

accepted the draft representation form, as proposed by the 

VPRS, allowing victims to report on crimes since at least 

 
194 ICC, Opinion of 6.9.2018 – ICC-RoC46(3)-01/18-37-Anx 

(Partially Dissenting Opinion of Judge Marc Perrin de 

Brichambaut).  
195 ICC, Memorandum of 12.6.2019 – ICC-01/19-1-Anx 

(Notice pursuant to regulation 45 of the Regulations of the 

Court). The memorandum is appended to the Presidency 

decision assigning the situation to Pre-Trial Chamber III, as 

foreseen in regulation 46 (1), first sentence, of the Regula-

tions of the Court.  
196 ICC, Decision of 25.6.2019 – ICC-01/09-1 (Decision on 

the constitution of Pre-Trial Chamber III and on the assign-

ment of the situation in the People’s Republic of Bangla-

desh/Republic of the Union of Myanmar); ICC, Decision of 

27.6.2019 – ICC-01/19-4 (Decision on the Election of the 

Presiding Judge).  
197 ICC, Decision of 26.6.2019 – ICC-01/19-6 (Decision on 

the “Registry’s Request for Extension of Notice Period and 

Submissions on the Article 15(3) Process” [“Decision on 
Victims Representations”]). The time period provided in the 
Regulations of the Court is 30 days, see regulation 50 (1) of 

the Regulations of the Court. This tight deadline has proven 

in all authorization proceedings to be too ambitious and has 

regularly been amended by the Judges.  
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9 October 2016.198 Subsequent amendment suggestions to the 

representation form tabled by the Prosecutor were rejected.199  

On 4 July 2019, the Prosecutor submitted the request for 

authorization under article 15 (3).200 Therein, she seeks au-

thorization from Pre-Trial Chamber III to proceed with an 

investigation into allegations of crimes in the period since 

9 October 2016. Relying on Pre-Trial Chamber I’s ruling on 
jurisdiction, she clarified specifically that she intends to in-

vestigate crimes in relation to which at least one element 

occurred on the territory of Bangladesh and which occurred 

within the context of two waves of violence in the Rakhine 

State on the territory of Myanmar as well as other crimes 

sufficiently linked to those events.201  

The Prosecutor maintained that there is a reasonable basis 

to believe that crimes against humanity, such as deportation 

(through coercive acts such as killings, rape and other forms 

of sexual violence, other inhumane acts, destruction of prop-

erty), persecution on ethnic/religious grounds and other in-

humane acts (such as the violation of the right to return), 

were committed by the Myanmar armed forces, jointly with 

the Border Guard Police, Myanmar police force and 

non-Rohingya civilians.202 The Prosecutor also indicated to 

investigate crimes purportedly committed by the Arakan 

Rohingya Salvation Army (“ARSA”) armed group should 
they fall within the jurisdiction of the Court.203 In this con-

text, she hinted at information that suggests the existence of 

an armed conflict between the ARSA and the Myanmar 

armed forces during which war crimes may have been com-

mitted.204  

As regards the temporal scope of the investigation, the 

Prosecutor claimed that the crimes were committed in the 

course of two waves, the first since at least 9 October 2016 

and the second since at least 25 August 2017 (“clearance 
operation”).205 However, she also sought authorization to 

investigate prospective crimes that may be committed after 

 
198 ICC, Decision of 26.6.2019 – ICC-01/19-6 (Decision on 

Victims Representations), para. 17.  
199 ICC, Decision of 11.7.2019 – ICC-01/19-9 (Decision on 

the Prosecutor’s “Request on the Victim Representation 
Form”).  
200 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Request for au-

thorisation of an investigation pursuant to article 15 [“Arti-

cle 15(3) Request”]).  
201 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 20, 297.  
202 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 4, 67–68, 75, 82–83, 85–222.  
203 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), para. 24.  
204 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 24, 61–66.  
205 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), para. 5.  

the filing of the article 15 (3) request (“continuing 
crimes”).206  

As regards the admissibility of potential cases, as set forth 

in article 53 (1) (b), the Prosecutor claimed that there is no 

information available indicating that investigations or prose-

cutions in Myanmar or Third States have taken or are taking 

place.207 In addition, she contended that the potential cases 

appear to be sufficiently grave to justify further action by the 

Court.208  

Finally, the Prosecutor affirmed that there are no reasons 

to believe that an investigation would not be in the interests 

of justice, pursuant to article 53 (1) (c).209  

At the time of writing, a decision of Pre-Trial Chamber III 

deciding on the Prosecutor’s request to proceed with an in-

vestigation is pending.  

 

VI. Situation in the Registered Vessels Registered in the 

Union of the Comoros, Hellenic Republic and the King-

dom of Cambodia (Pre-Trial Chamber I)210 

 

▪ Gaza Flotilla Incident: 31 May–5 June 2010 

▪ Referral of situation: 14 May 2013 

▪ Prosecutor’s Decision not to Investigate: 6 November 

2014 

▪ Request of Comoros to Review: 29 January 2015 

▪ Review Decision of Pre-Trial Chamber I: 16 July 

2015 

▪ Appeals Judgment Dismissing Prosecutor’s Appeal:    
6 November 2015 

▪ Prosecutor’s Second Decision not to Investigate:       

29 November 2017 

▪ Second Request of Comoros to Review: 23 February 

2018 

▪ Second Review Decision of Pre-Trial Chamber I:      

15 November 2018 

▪ Granting Prosecutor’s Leave to Appeal: 18 January 

2019 

▪ Second Appeals Judgment Rejecting Prosecutor’s Ap-

peal: 2 September 2019 

▪ Current status: Reconsideration of Decision not to In-

vestigate  

 

The 2016 jurisprudence overview summarized the proceed-

ings until November 2015 when the Appeals Chamber dis-

missed in limine the appeal of the Prosecutor against Pre-

 
206 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), para. 23.  
207 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 228–277.  
208 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 278–289.  
209 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/19-7 (Article 15 [3] 

Request), paras 290–296.  
210 The record carries the situation number ICC-01/13.  
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Trial Chamber I’s first review Decision.211 In the following, 

the reader will be presented with a short overview of the 

proceedings as they developed after 2015.  

 

1. Prosecutor’s Reconsideration  
Following the appellate proceedings in November 2015, the 

Prosecutor embarked on a reconsideration exercise of her 

original decision not to initiate an investigation and, on 

29 November 2017, notified Pre-Trial Chamber I of her con-

clusion.212 As summarized by the Pre-Trial Chamber, the 

Prosecutor’s 2017 reconsideration Decision is divided in 

three parts:  

a) First part: This part relates to the discussion on whether 

the Pre-Trial Chamber’s first review decision discloses a 
well-founded basis to reach a different conclusion than that 

contained in the Prosecutor’s original decision. The Prosecu-

tor took issue with the Pre-Trial Chamber’s Decision for a 

variety of reasons, such as the Chamber’s error in the inter-

pretation of a provision, failure to address or to provide suffi-

cient reasoning with respect to certain issues, and the Cham-

ber’s misunderstanding of the material. In sum, the Prosecu-

tor concluded that she disagrees with and cannot follow the 

Pre-Trial Chamber’s reasoning and that, for that reason alone, 
the reconsideration could be terminated. Nevertheless, the 

Prosecutor accepted, in the exercise of her discretion en-

shrined in article 53 (3) (a), to address the arguments of the 

Union of the Comoros and the victims, as discussed in the 

second part.213  

b) Second Part: This part relates to the discussion of sev-

en issues raised before Pre-Trial Chamber I, namely the rele-

vance of allegations of live fire, prior to the boarding, to the 

analysis concerning any plan or policy; considerations related 

to the victims of the identified crimes; relevance of allega-

tions of mistreatment of detainees on Israeli territory; rele-

vance of alleged damage to CCTV cameras aboard the Mavi 

Marmara; considerations related to the occurrence of the 

identified crimes uniquely aboard the Mavi Marmara; the 

nature of the identified crimes aboard the Mavi Marmara; and 

considerations related to the perpetrators of the identified 

crimes. In the Prosecutor’s view, none of the above issues, 
either separately or cumulatively, warrant a departure of her 

 
211 See Chaitidou, ZIS 2016, 813 (839).  
212 ICC, Filing of 29.11.2017 – ICC-01/13-57 (Notice of 

Prosecutor’s Final Decision under Rule 108 [3]). The actual 

decision is appended to the notification, see ICC-01/13-57-

AnxI (Final Decision of the Prosecution concerning the “Ar-

ticle 53(1) Report” [ICC-01/13-6-AnxA], dated 6 November 

2014 [“Prosecutor’s Second Decision”]).  
213 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Decision on 

the “Application for Judicial Review by the Government of 
the Union of the Comoros” [“Second Review Decision”]), 
paras 29–32.  

conclusions in the original decision not to proceed with an 

investigation.214  

c) Third Part: This part relates to the discussion and eval-

uation of material received by the Prosecutor since her origi-

nal decision dated 6 November 2014, such as personal ac-

counts and observations of participating victims, an opinion 

of a retired military officer and forensic pathologist, copies of 

forensic reports prepared by Turkish authorities, photographs 

and other material prepared by counsel in the proceedings. In 

the Prosecutor’s view, the information newly received does 

not move her to exercise her residual discretion under arti-

cle 53 (4) and to reconsider her original decision not to pro-

ceed with an investigation.215  

As a result, the Prosecutor informed the Pre-Trial Cham-

ber that she remained of the view that there is no reasonable 

basis to proceed with an investigation and that the prelimi-

nary examination must be closed.216 Subsequently, the refer-

ring State, the Union of the Comoros, lodged again an appli-

cation, asking the Pre-Trial Chamber to review the Prosecu-

tor’s reconsideration Decision and to direct her to reconsider 

her decision not to proceed with an investigation.217  

 

2. The Second Review Decision  

On 15 November 2018, the Pre-Trial Chamber decided by 

majority, Judge Péter Kovács dissenting, on the request for 

second review of the Union of the Comoros. The Chamber’s 
main legal findings are briefly summarized as follows.  

At the outset, the Majority clarified that the Prosecutor 

had actually rendered two discrete Decisions: a reconsidera-

tion Decision under article 53 (3) (a) and a reconsideration 

Decision under article 53 (4).218 In the following, the Majori-

ty shortly analyzed the nature and differences between the 

two reconsideration regimes.  

In relation to the Prosecutor’s reconsideration Decision 

under article 53 (4),219 the Majority explained that whereas 

article 53 (3) (a) reconsideration Decisions are based on in-

formation already in possession of the Prosecutor, article 53 

(4) reconsideration Decisions are based on “new facts and 
information”.220 The Majority went on to explain that even 

 
214 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 33–34.  
215 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 35–37.  
216 ICC, Filing of 29.11.2017 - ICC-01/13-57-AnxI (Prosecu-

tor’s Second Decision), para. 2.  
217 ICC, Filing of 23.2.2018 – ICC-01/13-58-Red, (Applica-

tion for Judicial Review by the Government of the Union of 

the Comoros).  
218 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 42, 51.  
219 Article 53 (4) reads: “The Prosecutor may, at any time, 

reconsider a decision whether to initiate an investigation or 

prosecution based on new facts or information”.  
220 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 52.  
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though article 53 (4) reconsideration Decisions are within the 

Prosecutor’s discretionary powers (as the terms “may” and 
“at any time” in the provision suggest), the article 53 (1) 

criteria governing the decision to initiate an investigation 

must nevertheless be applied so as to avoid arbitrariness.221 

Lastly, the Majority held that article 53 (4) reconsideration 

Decisions cannot be challenged by the referring entity since 

article 53 (3) (a) only refers to article 53, sub-paragraph (1) 

and (2), but not sub-paragraph (4) and no other provision in 

the Statute or the Rules of Procedure and Evidence provides 

such a remedy.222 As a result, insofar as the Union of the 

Comoros requested that the Chamber review the Prosecutor’s 
assessment of new material and information she received 

after her original decision pursuant to article 53 (4), this part 

of the application was dismissed in limine by the Pre-Trial 

Chamber.223  

In relation to the Prosecutor’s reconsideration Decision 

under article 53 (3) (a),224 the Majority considered that, based 

on certain statements made and the fact that she had consid-

ered the arguments of the participants rather than the Cham-

ber’s review Decision, the Prosecutor had willfully refrained 

from complying with the Chamber’s review Decision.225 

Noting that the Prosecutor thus challenged certain fundamen-

tal notions enshrined in the Statute, the Majority discussed at 

length whether the Prosecutor was under an obligation to 

abide by the Chamber’s review decision or whether she was 

free to disregard it and adopt another basis of her reconsid-

eration in the exercise of her discretion under article 53 (3) 

(a).226  

The Majority Judges made clear that, despite the wording 

in article 53 (3) (a) that the Chamber may “request” the Pros-

ecutor to reconsider the original Decision, the review Deci-

sion of the Pre-Trial Chamber remains, as rule 108 (1) indi-

cates,227 a judicial Decision, which must form the basis for 

 
221 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 53.  
222 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 54.  
223 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 55, 118.  
224 Article 53 (3) (a) reads: “At the request of the State mak-

ing a referral under article 14 or the Security Council under 

article 13, paragraph (b), the Pre-Trial Chamber may review a 

decision of the Prosecutor under paragraph 1 or 2 not to pro-

ceed and may request the Prosecutor to reconsider that deci-

sion”. 
225 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 83–85.  
226 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 87.  
227 Rule 108 (1) reads: “A decision of the Pre-Trial Chamber 

under article 53, paragraph 3(a), must be concurred in by a 

majority of its judges and shall contain reasons. It shall be 

communicated to all those who participated in the review”.  

the Prosecutor’s reconsideration.228 In the opinion of the 

Majority, this finding bears the following three consequences 

in the present case:  

a) Obligation to Comply: The Prosecutor is under an obli-

gation to comply with the Chamber’s review Decision,229 

considering the Chamber’s supervisory powers under arti-
cle 53 (3) (a) (which translate ipso jure into an obligation on 

the part of the Prosecutor to comply with the decision of the 

Chamber),230 the Chamber’s power to sanction participants in 
case of deliberate refusal,231 the principle of effectiveness232 

and the general principle of law that parties to legal proceed-

ings must comply with judicial Decisions.233 Crucially, in the 

opinion of the Majority, were the Prosecutor at liberty to set 

aside the Chamber’s review Decision, this would essentially 

negate the opportunity of referring States to challenge the 

Prosecutor’s original decision.234  

b) Review Decision Basis for Reconsideration: The 

Chamber’s review Decision forms the basis for the Prosecu-

tor’s reconsideration.235 The Majority found fault with the 

Prosecutor’s approach to disregard the Chamber’s review 
Decision and to reconsider her original decision exclusively 

on the basis of submissions provided in the context of the 

proceedings.236 In the opinion of the Majority, the Prosecutor 

does not enjoy the authority to determine autonomously the 

basis of her reconsideration.237  

c) Finality of Reconsideration Decision: Since the Prose-

cutor did not take into account the Chamber’s review Deci-

sion in the present case, the Prosecutor’s reconsideration 
Decision cannot be considered as “final” within the meaning 

of rule 108 (3).238 Thus, the Majority ruled that the Pre-Trial 

Chamber retains jurisdiction and its oversight role continues 

to be in effect until and when the Prosecutor has concluded 

 
228 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 90–94.  
229 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 96–99.  
230 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 98.  
231 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 102–104.  
232 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 105–106.  
233 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 107.  
234 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 100.  
235 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 110.  
236 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 111, 113.  
237 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 112.  
238 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 114.  
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her reconsideration in light of the Chamber’s review Deci-

sion.239 

That said, it is important to stress that the Majority readily 

acknowledged the Prosecutor’s freedom in relation to two 
aspects: The Prosecutor’s discretion over how to proceed 

with the reconsideration pursuant to rule 108 (although not 

whether to proceed), and her discretion as to the outcome of 

the reconsideration process.240  

Finally, the Majority reminded the Prosecutor of her obli-

gation to conclude the reconsideration “as soon as possible”, 
pursuant to rule 108 (2), calling the Prosecutor’s attention to 

the detrimental effects a prolonged preliminary examination 

phase has on the rights of the referring State and victims.241 

As a result, it instructed the Prosecutor to conclude her recon-

sideration within six months from the notification of the 

Chamber’s second review decision, namely by 15 May 

2019.242  

The partly dissenting Judge, Judge Péter Kovács, agreed 

with the Majority to dismiss the request for review the arti-

cle 53 (4) reconsideration Decision243 but considered the 

Prosecutor’s article 53 (3) (a) reconsideration Decision to be 

final within the meaning of rule 108 (3).244 In his view, the 

Prosecutor’s decision not to investigate under article 53 (1) 

(a) and/or (b) and rules 105–107 “cannot be reconsidered 
twice in accordance with article 53 (3) (a) of the Statute and 

rule 108 (3) of the Rules”.245 He was critical of the Majority’s 
approach as this “might also open the door for endless recon-
sideration requests”.246  

 

3. The Appeal 

On 18 January 2019, the Prosecutor was granted leave to 

appeal the second review Decision on two issues.247 The 

Prosecutor’s request for suspensive effect of the appeal,248 in 

 
239 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), paras 114–116.  
240 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 109.  
241 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 120.  
242 ICC, Decision of 15.11.2018 – ICC-01/13-68 (Second 

Review Decision), para. 121.  
243 ICC, Opinion of 15.11.2018 – ICC-01/13-68-Anx (Partly 

Dissenting Opinion of Judge Péter Kovács [“Dissenting 
Opinion”]), paras 1, 25, 31.  
244 ICC, Opinion of 15.11.2018 – ICC-01/13-68-Anx (Dis-

senting Opinion), paras 10, 15, 18–19.  
245 ICC, Opinion of 15.11.2018 – ICC-01/13-68-Anx (Dis-

senting Opinion), para. 21.  
246 ICC, Opinion of 15.11.2018 – ICC-01/13-68-Anx (Dis-

senting Opinion), para. 10.  
247 ICC, Decision of 18.1.2019 – ICC-01/13-73 (Decision on 

the Prosecutor’s request for leave to appeal the “Decision on 
the ‘Application for Judicial Review by the Government of 
the Union of the Comoros’”).  
248 Article 82 (3). 

particular for the sake of not rendering a reconsideration 

Decision prior to the Appeals Chamber’s ruling on the mat-

ter, was initially denied.249 On 1 May 2019, a hearing was 

held in the presence of the Prosecutor, representatives of the 

Union of the Comoros and victims representatives.250 On 

3 May 2019, the Appeals Chamber set the date for the deliv-

ery of the Judgment and suspended the time limit set by the 

Pre-Trial Chamber for the Prosecutor’s reconsideration of her 
original decision, as it was expiring on 15 May 2019.251  

On 2 September 2019, the Appeals Chamber rendered the 

Judgment in which it was asked to examine two questions: 

First, can the Pre-Trial Chamber consider the Prosecutor’s 
reconsideration Decision as not final in the circumstances 

that, in the view of the Pre-Trial Chamber, the Prosecutor did 

not carry out the reconsideration in accordance with the 

Chamber’s article 53 (3) (a) request? Second, in the context 

of review proceedings, is the Prosecutor bound by the Pre-

Trial Chamber’s conclusions on law or fact set forth in its 
request to the Prosecutor under article 53 (3) (a)?  

The Appeals Chamber highlighted that the reconsidera-

tion process after the Pre-Trial Chamber’s article 53 (3) (a) 

request is governed by rule 108 and recalled that the “ulti-
mate decision as to whether to initiate an investigation is that 

of the Prosecutor”.252 Nevertheless, it agreed, by majority, 

that the Pre-Trial Chamber retains the power (derived from 

the statutory power to request reconsideration and the judicial 

nature of the Pre-Trial Chamber’s “request”253) to determine 

whether the Prosecutor’s reconsideration Decision actually 

amounts to a proper final Decision within the meaning of 

rule 108 (3).254 The Appeals Chamber Majority opined that, 

were it otherwise, the Prosecutor could ignore the Pre-Trial 

Chamber’s request for reconsideration, which would negate 
the effectiveness of the article 53 (3) (a) review proceed-

ings.255 That said, the Appeals Chamber Majority clarified 

that the Pre-Trial Chamber’s scope of the review is limited to 
establishing whether the Prosecutor has carried out the recon-

 
249 ICC, Decision of 31.1.2019 – ICC-01/13-81 (Decision on 

the Prosecutor’s request for suspensive effect).  
250 ICC, Transcript of 1.5.2019 – ICC-01/13-T-1-ENG (Tran-

script of Hearing).  
251 ICC, Decision of 3.5.2019 – ICC-01/13-97 (Scheduling 

Order for delivery of judgment on the appeal of the Prosecu-

tor against the decision of Pre-Trial Chamber I of 15 Novem-

ber 2018 entitled “Decision on the ‘Application for Judicial 
Review by the Government of the Union of the Comoros’”).  
252 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Judgment on 

the appeal of the Prosecutor against Pre-Trial Chamber I’s 
‘Decision on the “Application for Judicial Review by the 
Government of the Union of the Comoros”’ [“Second Ap-

peals Judgment”]), paras 57–58, 76, 79.  
253 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), paras 1, 60–61.  
254 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), paras 1, 59.  
255 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 59.  
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sideration in accordance with the Pre-Trial Chamber’s arti-
cle 53 (3) (a) request.256  

As regards the manner, in which the Prosecutor must car-

ry out the reconsideration following the Pre-Trial Chamber’s 
article 53 (3) (a) request, the Appeals Chamber underscored 

two things: First, as already conceded by the Pre-Trial 

Chamber, the Pre-Trial Chamber cannot direct the Prosecutor 

as to the outcome of the reconsideration;257 and second, when 

carrying out the reconsideration, the Prosecutor must 

“demonstrate how she addressed the relevant issues in light 

of the pre-trial chamber’s directions”.258  

In responding to the question whether the Prosecutor is 

bound by the Pre-Trial Chamber’s conclusions on law and 
fact contained in the article 53 (3) (a) request, the Appeals 

Chamber Majority ruled that: (1) in relation to questions of 

law, and despite the margin of appreciation the Prosecutor 

enjoys when deciding whether to initiate an investigation, she 

is bound by the legal interpretation of substantive and proce-

dural law by the Pre-Trial Chamber contained in the arti-

cle 53 (3) (a) request;259 (2) in relation to questions of fact, 

the Prosecutor cannot ignore the Pre-Trial Chamber’s arti-
cle 53 (3) (a) request to consider certain available information 

when determining whether there is a sufficient factual basis 

to proceed with an investigation. However, it is not for the 

Pre-Trial Chamber, in the opinion of the Appeals Chamber’s 
Majority, “to direct the Prosecutor as to how to assess this 
information and which factual findings she should reach”.260 

Rather, it is for the Prosecutor to assess the available infor-

mation and to apply the law (as interpreted by the Pre-Trial 

Chamber, as the case may be) to the facts.261  

The Appeals Chamber Majority continued to explain that, 

in the present case, since the assessment of gravity involves 

the consideration of numerous factors, the Pre-Trial Chamber 

has to respect the Prosecutor’s margin of appreciation and 
cannot direct the Prosecutor as to how she should apply the 

law to the facts, which factual findings she should reach, 

which weight to give to individual factors, and which result 

she should arrive to, when assessing gravity.262 Finally, the 

Appeals Chamber explained, on the basis of some examples, 

why the Prosecutor had not carried out the reconsideration in 

light of the article 53 (3) (a) request and where the Pre-Trial 

Chamber, in the first review decision under article 53 (3) (a), 

 
256 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 61.  
257 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 76.  
258 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 77.  
259 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), paras 78, 82.  
260 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 80.  
261 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 80. 
262 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), paras 2, 81–82.  

appeared to have directed the Prosecutor in assessing the 

information available.263 Insofar as the Pre-Trial Chamber 

had appeared to direct the Prosecutor as to how to apply the 

law to the facts, which factual findings she should reach and 

which weight to give to the factors affecting gravity, the 

Appeals Chamber Majority ruled that the Prosecutor is not 

bound by these determinations.264 In this context, it is unclear 

from the Judgment on which basis the Appeals Chamber 

reverted to the Chamber’s first review Decision in 2015 (of 

which it was not seized in the present appeal) and assessed 

the manner in which certain findings had been entered.  

As a result, the Appeals Chamber Majority confirmed the 

Pre-Trial Chamber’s second review decision and amended it 

insofar as the Prosecutor must reconsider her original deci-

sion according to the guidelines set forth in the Judgment 

until Monday, 2 December 2019.  

Judge Chile Eboe-Osuji and Judge Luz del Carmen 

Ibañez Carranza appended dissenting opinions to the Judg-

ment. Judge Chile Eboe-Osuji, who concurred with the out-

come of the Majority Judgment, developed his understanding 

of the article 53 (3) (a)/(b) regime, criticized the Majority’s 
distinction between questions of law and those of fact as 

being meretricious, and clarified that a direct appeal under 

article 82 (1) (a) is the more appropriate route for any appeal 

arising in the course of review proceedings since the question 

of whether or not to initiate an investigation is a decision 

with respect to jurisdiction.265 At the time of writing, the 

dissenting opinion of Judge Luz del Carmen Ibañez Carranza 

was not available.  

 

VII. Situation in the Islamic Republic of Afghanistan 

(Pre-Trial Chamber II)266 

 

▪ Prosecutor’s Request: 20 November 2017 

▪ Victims representations: several millions 

▪ Decision Rejecting Investigation: 12 April 2019 

▪ Current Status: Appellate Proceedings 

 

1. Pre-Trial Proceedings 

On 20 November 2017, the Prosecutor submitted to Pre-Trial 

Chamber III, assigned with the situation in the Islamic Re-

public of Afghanistan (“Afghanistan”),267 the request for 

authorization to commence an investigation into the situation 

 
263 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), paras 83–93.  
264 ICC, Judgment of 2.9.2019 – ICC-01/13-98 (Second Ap-

peals Judgment), para. 94.  
265 ICC, Opinion of 2.9.2019 – ICC-01/13-98-Anx (Partly 

Dissenting Opinion of Judge Eboe-Osuji).  
266 The record carries the situation number ICC-02/17.  
267 ICC, Decision of 3.11.2017 – ICC-02/17-1 (Decision 

assigning the situation in the Islamic Republic of Afghani-

stan), together with annex I containing the Prosecutor’s noti-

fication dated 30.10.2017, pursuant to regulation 45 of the 

Regulations of the Court, ICC-02/17-1-AnxI.  
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pursuant to article 15 (3). Therein, the Prosecutor asked to be 

authorized to investigate alleged crimes committed on the 

territory of Afghanistan by, inter alia, the Taliban and associ-

ated armed groups, the Afghan army and other (national and 

local) security forces, the United States of America (“US”) 
armed forces and the Central Intelligence Agency (“CIA”), in 
the period since 1 May 2003, as well as other crimes that 

have a nexus to the armed conflict in Afghanistan and are 

sufficiently linked to the situation and were committed on the 

territory of other States Parties in the period since 1 July 

2002.268 

On 9 November 2017, the Chamber issued a decision, ac-

cepting the draft victims’ representation form proposed by 
the Registry, ordering the VPRS to (1) organize the process 

of victims’ representations, (2) undertake a preliminary rule 85 

assessment of (individual and collective) representations and 

(3) to submit a report thereon.269 The deadline for submission 

of victims’ representations (regulation 50 [1] of the Regula-

tions of the Court) was extended to 31 January 2018. By that 

date, the Chamber had received 173 individual and 526 col-

lective representations of victims on behalf of several mil-

lions of victims.270  

On 5 December 2017, the Chamber ordered the Prosecu-

tor to submit additional information concerning, inter alia, 

“allegations attributed to special forces of a number of inter-

national forces operating in Afghanistan”,271 which the Pros-

ecutor submitted on 14 and 18 December 2017.  

With the arrival of new and departure of outgoing Judges 

in March 2018 and ensuing need to (re-)compose the Cham-

bers of the Court,272 the Presidency dissolved Pre-Trial 

Chamber III and reassigned the situation to a newly com-

posed Pre-Trial Chamber II.273  

 
268 ICC, Filing of 20.11.2017 – ICC-02/17-7-Red (Public 

redacted version of “Request for authorization of an investi-
gation pursuant to article 15”, 20 November 2017, ICC-02/ 

17-7-Conf-Exp), para. 376. Afghanistan deposited the in-

strument of accession to the Rome Statute on 10.2.2003. 

Accordingly, the Statute entered into force for Afghanistan 

on 1.5.2003.  
269 ICC, Decision of 9.11.2017 – ICC-02/17-6 (Order to the 

Victims Participation and Reparation Section Concerning 

Victims’ Representations).  
270 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Pursuant to Article 15 of the Rome Statute on the Authorisa-

tion of an Investigation into the Situation in the Islamic Re-

public of Afghanistan [“Decision Rejecting Investigation”]), 
para. 27 and fn. 10.  
271 ICC, Order of 5.12.2017 – ICC-02/17-8 (Order to the 

Prosecutor to Provide Additional Information).  
272 The Presidency assigns the Judges, after consultation, to 

the Divisions, pursuant to Rule 4bis. It also constitutes the 

Pre-Trial Chambers and assigns situations thereto, pursuant 

to regulation 46 (1) and (2) of the Regulations of the Court.  
273 ICC, Decision of 16.3.2018 – ICC-02/17-30 (Decision 

assigning judges to divisions and recomposing Chambers).  

On 12 April 2019, Pre-Trial Chamber II rejected the 

Prosecutor’s request for authorization to commence an inves-

tigation into the situation on the basis that the investigation 

would not serve the interests of justice.274 It is the first time 

that a Pre-Trial Chamber rejected an article 15 request for 

proprio motu investigations.  

a) Regarding the procedural aspects of article 15 proceed-

ings, the reader will find the following pronouncements of 

particular interest:  

aa) The Chamber followed, for the most part, the legal 

test applied in past article 15 decisions, namely the examina-

tion of article 53 (1) criteria against the evidentiary threshold 

of “reasonable basis to proceed”,275 with one exception: The 

Judges highlighted that the test “must include a positive de-

termination to the effect that investigations would be in the 

interests of justice”.276 In this context, the Judges affirmed the 

Chamber’s “decisive filtering role”277 and their responsibility 

“to avoid engaging in investigations which are likely to ulti-
mately remain inconclusive”, thus infringing “on fundamen-

tal individual rights without serving either the interests of 

justice or any of the universal values underlying the Stat-

ute”.278  

bb) The Chamber’s scrutiny of the incidents, categories of 
crimes and groups of alleged perpetrators is confined to those 

described by the Prosecutor in the article 15 request. As a 

 
274 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation).  
275 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 29–31, 36, 70–71.  
276 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 35. Previous Pre-Trial Cham-

bers have consistently held that the “interests of justice” 
element is a negative requirement that is only reviewed by 

the Pre-Trial Chamber if the Prosecutor decides not to pro-

ceed with an investigation on the basis of this element, see 

for example ICC, Decision of 31.3.2010 – ICC-01/09-19-

Corr (Decision Pursuant to Article 15 of the Rome Statute on 

the Authorization of an Investigation into the Situation in the 

Republic of Kenya), fn. 35 and para. 63; ICC, Decision of 

15.11.2011 – ICC-02/11-14-Corr (Corrigendum to “Decision 
Pursuant to Article 15 of the Rome Statute on the Authorisa-

tion of an Investigation into the Situation in the Republic of 

Côte d'Ivoire” [“Côte d’Ivoire Authorisation Decision”]), 
paras 207-208; ICC, Decision of 27.1.2016 – ICC-01/15-12 

(Decision on the Prosecutor’s request for authorization of an 
investigation [“Georgia Authorisation Decision”]), para. 58; 
ICC, Decision of 9.11.2017 – ICC-01/17-9-Red (Public Re-

dacted Version of “Decision Pursuant to Article 15 of the 

Rome Statute on the Authorization of an Investigation into 

the Situation in the Republic of Burundi”, ICC-01/17-X-9-US-

Exp, 25 October 2017 [“Burundi Authorisation Decision”]), 
para. 190. 
277 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 30, 33.  
278 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 33–34.  
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corollary, the Prosecutor can only investigate those incidents 

that are specifically authorized by the Chamber “as well as 
those comprised within the authorization’s geographical, 
temporal and contextual scope, or closely linked to it”.279  

cc) The Chamber’s authorization does not cover the “situ-
ation as a whole”. In the Judges’ view, the need to preserve 

the filtering function entails that only incidents that are 

“closely linked”, rather than “sufficiently linked”,280 fall 

within the scope of authorization. The “closeness link” can-

not be determined in abstract but may be ascertained by tak-

ing into account certain factors, such as the “[p]roximity in 
time and/or location, identity or connection between alleged 

perpetrators, […] same policy or programme”.281 The Judges 

concluded that for incidents that are not “closely linked”, a 
new request for authorization must be submitted.282  

b) Regarding the question whether, on the basis of the in-

formation submitted, one or more crimes have been commit-

ted within the jurisdiction of the Court, the Judges made the 

following pronouncements:  

aa) Regarding the Court’s territorial jurisdiction, the 
Chamber confirmed that the conduct may either occur in full 

or in part on the territory of a State Party, or be completed on 

the territory of a State Party or be initiated on the territory of 

a State Party and continued on the territory of a non-State 

Party or vice versa.283  

bb) Regarding the Court’s subject-matter jurisdiction, the 

Chamber accepted that there is a reasonable basis to believe 

that war crimes (in the context of a non-international armed 

conflict) and crimes against humanity (in the context of a 

widespread or systematic attack against the civilian popula-

tion by the Taliban and associated groups) have occurred.284 

However, it refrained from entering any concrete findings on 

facts and law.  

cc) Regarding the nexus requirement for war crimes, the 

Chamber ruled that the crime must have occurred “in the 
context of and was associated with”285 the armed conflict 

(emphasis added by the author). This finding concerned in 

particular allegations of persons being captured in or outside 

of Afghanistan and mistreated/tortured outside Afghanistan 

(detention program of the CIA). In the view of the Judges, 

 
279 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 39–40, 68–69.  
280 Accepting the “sufficient link” investigation, see for ex-

ample ICC, Decision of 15.11.2011 – ICC-02/11-14-Corr 

(Côte d’Ivoire Authorisation Decision), paras 178–179; ICC, 

Decision of 27.1.2016 – ICC-01/15-12 (Georgia Authorisa-

tion Decision), para. 64.  
281 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 41–42.  
282 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 42.  
283 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 50.  
284 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 60–66.  
285 See the Elements of Crimes of war crimes.  

such conduct could only fall under the Court’s jurisdiction if 
the victim was captured within the borders of Afghanistan 

(where the armed conflict exists) and if the alleged conduct 

(not merely the abduction) has taken place at least in part on 

the territory of Afghanistan.286 Conversely, persons captured 

outside Afghanistan fall outside the Court’s jurisdiction due 
to the lack of nexus with the non-international armed con-

flict.287  

dd) Regarding “other acts” purportedly committed by in-

ternational armed forces, and for which the Prosecutor had 

not entered specific findings in the article 15 (3) request, the 

Chamber reiterated its approach, as summarized above, that 

such conduct would fall outside the authorization since the 

authorization would only extend to those incidents specifical-

ly referred to by the Prosecutor in the article 15 (3) request.288  

c) Regarding the admissibility of potential cases, the 

Chamber concurred with the Prosecutor in stating that the 

potential cases against Taliban members and associated anti-

governmental armed groups as well as Afghan forc-

es/authorities would be admissible.289 In relation to domestic 

investigations in the US, the Chamber held that no criminal 

investigations or prosecutions appear to have been conducted 

on the incidents, which the Prosecutor described in the arti-

cle 15 (3) request.290 In this context, the Chamber recalled 

that proceedings designed to result in non-judicial and admin-

istrative measures “do not result in inadmissibility under 
article 17”.291 The Chamber also confirmed the gravity of “all 
the ‘categories’ of crimes” allegedly committed by the Tali-
ban and associated armed groups, Afghan forces and US 

forces/CIA.292  

d) Regarding the “interests of justice” determination – 

which was decisive in rejecting the Prosecutor’s article 15 (3) 

request for authorization – the Chamber cautioned the Prose-

cutor about conducting a partial or inaccurate assessment, in 

light of the consequences it might have on the “paramount 
objectives of the Statute and hence the overall credibility of 

the Court, as well as its organisational and financial sustaina-

bility”.293 Rather, the Chamber explained, an investigation 

 
286 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 51–55.  
287 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 55–56.  
288 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 67–69.  
289 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 74–77.  
290 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 78–79.  
291 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 79. Similarly, ICC, Decision 

of 9.11.2017 – ICC-01/17-9-Red (Burundi Authorisation 

Decision), para. 152.  
292 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 80–86.  
293 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 88.  
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would only be in the “interests of justice” if “prospectively it 
appears suitable to result in the effective investigation and 

subsequent prosecution of cases within a reasonable time 

frame”.294 In essence, four reasons were advanced by the 

Chamber for taking a negative decision: the (1) time lapse 

between the alleged crime and the Prosecutor’s request for 
authorization; (2) scarce cooperation obtained by the Prose-

cutor; (3) likelihood that both relevant evidence and potential 

suspects might still be available and within reach of the Pros-

ecutor’s investigative efforts; and (4) need for significant 

amount of resources that would go to the detriment of other 

investigations or prosecutions.295  

Judge Antoine Kesia-Mbe Mindua appended a concurring 

and separate opinion on the scope of the Pre-Trial Chamber’s 
authorization of an investigation and the meaning of the term 

“interests of justice”.296  

 

2. Appellate Proceedings 

The Prosecutor and victims requested leave to appeal the 

Decision rejecting the Prosecutor’s request for authorization. 
On 17 September 2019, the Pre-Trial Chamber granted leave 

to the Prosecutor – but not to the victims for lack of legal 

standing.297 The questions certified for appeal are: (1) wheth-

er articles 15 (4) and 53 (1) (c) require or even permit a Pre-

Trial Chamber to make a positive determination to the effect 

that investigations would be in the interests of justice; and     

(2) whether the Pre-Trial Chamber properly exercised its 

discretion in the factors it took into account in assessing the 

interests of justice, and whether it properly appreciated those 

facts.  

In the meantime, groups of victims and individual victims 

as well as two organizations also lodged direct appeals before 

the Appeals Chamber.298 A hearing has been scheduled to 

 
294 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), para. 89.  
295 ICC, Decision of 12.4.2019 – ICC-02/17-33 (Decision 

Rejecting Investigation), paras 91–96.  
296 ICC, Opinion of 7.6.2019 – ICC-02/17-33-Anx-Corr 

(Concurring and Separate Opinion of Judge Antoine 

Kesia-Mbe Mindua).  
297 ICC, Decision of 17.9.2019 – ICC-02/17-62 (Decision on 

the Prosecutor and Victims’ Requests for Leave to Appeal the 
“Decision Pursuant to Article 15 of the Rome Statute on the 
Authorisation of an Investigation into the Situation in the 

Islamic Republic of Afghanistan”). Judge Antoine Kesia-Mbe 

Mindua appended a partially dissenting opinion as he was of 

the view that in the context of article 15 proceedings, victims 

have legal standing to request leave to appeal the Chamber’s 
decision, Opinion of 17.9.2019 – ICC-02/17-62-Anx (Partial-

ly Dissenting Opinion of Judge Antoine Kesia-Mbe Minuda).  
298 Filing of 2.10.2019 – ICC-02/17-73-Corr (Corrigendum of 

Updated Victims’ Appeal Brief); Filing of 1.10.2019 – ICC-

02/17-75-Corr (Corrigendum of Victims’ Joint Appeal Brief 
against the “Decision Pursuant to Article 15 of the Rome 
Statute on the Authorisation of an Investigation into the Situ-

 

take place 4–6 December 2019 before the Appeals Chamber, 

Judge Piotr Hofmański presiding, in which the admissibility 
of the appeal under article 82 (1) (a), the legal standing of 

victims and the merits of the Prosecutor’s and victims’ ap-

peals will be discussed.299 Interested States were invited to 

make submissions and to participate in the hearing; profes-

sors of criminal procedure and international law were invited 

to express an interest to make submissions as amici curiae.300 

Subsequently, the Appeals Chamber allowed 15 amici curiae 

either to lodge their submissions in writing or to attend the 

hearing and allowed also the Office of Public Counsel for the 

defence to make submissions as amicus curiae.301  

On 25 October 2019, the ad hoc Presidency acceded to 

the ICC President’s request to be replaced for this appeal. He 

was replaced by Judge Kimberly Prost.302  

 

VIII. Situation in Mali (Pre-Trial Chamber I)303  

No proceedings at the situation level took place during the 

review period. To date, two cases emanated from this situa-

tion. 

 

1. The Prosecutor v Ahmad Al Faqi Al Mahdi (Trial Cham-

ber VIII)304 

 

▪ Warrant of arrest: 18 August 2015 

▪ First appearance: 30 September 2015 

▪ Confirmation decision: 24 March 2016 

▪ Trial: 22–24 August 2016 

▪ Conviction and Sentencing: 27 September 2016 

▪ Victims participating: 8 (trial)/139 (reparations) 

▪ Current status: Implementations of reparations  

 

On 29 August 2018, Ahmad Al Faqi Al Mahdi (“Mr Al   

Mahdi”) was transferred to prison facilities in Scotland, Unit-
ed Kingdom, in order to serve the remainder of his sentence 

 
ation in the Islamic Republic of Afghanistan” of 30. Septem-

ber 2019, ICC-02/17-75).  
299 Order of 27.9.2019 – ICC-02/17-72-Corr (Corrigendum of 

order scheduling a hearing before the Appeals Chamber and 

other related matters [“Order on Hearing”]).  
300 Order of 27.9.2019 – ICC-02/17-72-Corr (Order on Hear-

ing), paras 3–4, 20–21.  
301 ICC Decision of 24.10.2019 – ICC-02/17-97 (Decision on 

the participation of amici curiae, the Office of Public Counsel 

for the Defence and the cross-border victims).  
302 Decision of 25.10.2019 – ICC-02/17-99 (Decision replac-

ing a judge in the Appeals Chamber). The reasons of the 

Presidency are set out in a memorandum appended to the 

decision, ICC-02/17-99-Anx.  
303 The record carries the situation number ICC-01/12.  
304 The record carries the case number ICC-01/12-01/15.  
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of imprisonment.305 The Trust Fund for Victims is pursuing 

the implementation of reparations.306 

 

2. Prosecutor v Al Hassan Ag Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag 

Mahmoud (Pre-Trial Chamber I)307 

 

▪ Warrant of arrest: 27 March 2018  

▪ Surrender to the Court: 31 March 2018  

▪ First appearance: 4 April 2018  

▪ Confirmation hearing: 8–17 July 2019 

▪ Victims participating: 882 

▪ Confirmation decision: 30 September 2019  

▪ Current status: Preparation of trial 

 

On 27 March 2018, Pre-Trial Chamber I issued a warrant of 

arrest against Al Hassan Ag Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag 

Mahmoud (“Mr Al Hassan”) on 13 counts of crimes against 
humanity and war crimes committed by the armed groups 

Ansar Eddine/Al Qaeda in the Islamic Maghreb against the 

civilian population of Timbuktu and its region, between April 

2012 and January 2013.308 The arrest was executed swiftly, 

Mr Al Hassan was transferred to the Court on 31 March 2018 

and appeared before the Single Judge, acting on behalf of 

Pre-Trial Chamber I, on 4 April 2018.309 During the initial 

appearance, the confirmation hearing was scheduled to com-

mence on 24 September 2018.310 Mr Al Hassan indicated to 

the Single Judge that he fully understands and speaks Ara-

bic.311  

The most important matter for any Pre-Trial Chamber up-

on arrival of a suspect at the Court’s detention centre is to 

organize the disclosure of evidence between the parties. This 

was done by the Single Judge with Decision of 16 May 

 
305 See ICC, Press Release of 3.5.2018 (“Ahmad Al Faqi Al 
Mahdi transferred to UK prison facility to serve sentence”) 
available at 

https://www.icc-cpi.int/Pages/item.aspx?name=pr1451 

(2.12.2019).  
306 See Koerner ZIS 2018, 546 (552).  
307 The record carries the case number ICC-01/12-01/18.  
308 ICC, Warrant of 27.3.2018 – ICC-01/12-01/18-2-tENG 

(Warrant of Arrest for Al Hassan Ag Abdoul Aziz Ag Mo-

hamed Ag Mahmoud). The Decision accompanying the war-

rant of arrest was issued later, ICC, Decision of 22.5.2018 – 

ICC-01/12-01/18-35-Red2-tENG (Decision on the Prosecu-

tor’s Application for the Issuance of a Warrant of Arrest for 
Al Hassan Ag Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag Mahmoud). 

See also Koerner ZIS 2017, 546 (557).  
309 ICC, Decision of 3.4.2018 – ICC-01/12-01/18-12-tENG 

(Order Scheduling the First Appearance of Al Hassan Ag 

Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag Mahmoud).  
310 ICC, Transcript of 4.4.2018 – ICC-01/12-01/18-T-1-Red-

ENG (Transcript of Hearing), p. 10, lines 17–19.  
311 ICC, Transcript of 4.4.2018 – ICC-01/12-01/18-T-1-Red-

ENG (Transcript of Hearing), p. 7, lines 1–4.  

2018.312 Suffice to mention that the disclosure regime follows 

in essence the principles set out in the 2008 disclosure Deci-

sion of Pre-Trial Chamber III in the Bemba case, instructing 

the parties to communicate all evidence to the Chamber.313 

Redactions of standard information (approved in advance by 

the Chamber) are implemented directly into the evidence 

prior to disclosure.314 Disagreements over particular redac-

tions, if not resolved inter partes, can be decided by the 

Chamber.315 A new element added to the redaction regime is 

that the Chamber, in order to be in a position to exert judicial 

control, is provided with the non-redacted version of the 

evidence so as to verify, at its discretion, the redactions im-

plemented by the disclosing party and, if need be, to request 

the lifting of redactions proprio motu.316 Nevertheless, it was 

clarified that the confirmation Decision would only rely on 

the evidence as disclosed to the Defense. The Chamber also 

requested the parties to provide observations on the require-

ment to submit, when disclosing evidence, an in-depth-

analysis chart (“IDAC”) of evidence.317 Upon having re-

ceived the parties’ observations, the Single Judge subsequent-

ly opined that the parties were not required to submit an 

IDAC.318  

The second matter that the Single Judge turned his atten-

tion to was the organization of the victims’ application pro-
cess so as to “allow the greatest number of victims to partici-

pate in the proceedings as soon as possible”.319 In a frame-

work decision on victims, the Single Judge addressed issues, 

such as outreach activities of the Registry to disseminate 

 
312 ICC, Decision of 16.5.2018 – ICC-01/12-01/18-31-tENG-

Corr (Decision on the Evidence Disclosure Protocol and 

Other Related Matters [“Disclosure Decision”]).  
313 ICC, Decision of 31.7.2008 – ICC-01/05-01/08-55 (Deci-

sion on the evidence disclosure system and setting a time 

table for disclosure between the parties).  
314 ICC, Decision of 16.5.2018 – ICC-01/12-01/18-31-tENG-

Corr (Disclosure Decision), paras 29–30.  
315 ICC, Decision of 16.5.2018 – ICC-01/12-01/18-31-tENG-

Corr (Disclosure Decision), para. 31.  
316 ICC, Decision of 16.5.2018 – ICC-01/12-01/18-31-tENG-

Corr (Disclosure Decision), para. 32. This element was taken 

up by Pre-Trial Chamber II in the Yekatom/Ngaïssona case 

(see below). 
317 ICC, Decision of 16.5.2018 – ICC-01/12-01/18-31-tENG-

Corr (Disclosure Decision), paras 43–52.  
318 ICC, Decision of 29.6.2018 – ICC-01/12-01/18-61-tENG 

(Decision on the In-Depth Analysis Chart of Disclosed Evi-

dence). The full Chamber denied the Defence leave to appeal 

the decision, ICC, Decision of 18.9.2018 – ICC-01/12-01/18-

130-tENG (Decision on the Defence “Request for an alterna-

tive mechanism to facilitate disclosure or, in the alternative, 

request for leave to appeal the decision concerning in-depth 

analysis charts”).  
319 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/12-01/18-37-tENG 

(Decision Establishing the Principles Applicable to Victims’ 
Applications for Participation [“Al Hassan Victims’ Deci-

sion”]), para. 10.  

https://www.icc-cpi.int/Pages/item.aspx?name=pr1451
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information, the approval of the proposed dual-purpose ap-

plication form (participation and reparations) for victims, and 

the process of collection, processing and transmission of 

applications. The Single Judge accepted applications submit-

ted by successors of deceased victims, following the ap-

proach in the Bemba case.320 As the assessment of the appli-

cations was outsourced to the VPRS,321 the Single Judge gave 

detailed guidance on the criteria to be applied and quality of 

the supporting material.322 Under this simplified process, the 

Single Judge would only assess a limited number of applica-

tions that pose assessment problems. Lastly, the Single Judge 

also instructed the Registry to consult victims on their prefer-

ences for legal representation and to make recommendations 

to the Chamber.323  

In a second decision, the Single Judge provided further 

guidance on discrete questions from the VPRS: (1) authoriz-

ing the VPRS to consider as falling within the time frame of 

the case any application which, if not providing a precise 

date, contains information about the general context, and on 

the basis of which it can be inferred that the application falls 

within the temporal scope of the charges; (2) laying down the 

criteria for considering as admissible applications that de-

scribe any form of underlying act constituting the crime of 

persecution (article 7 [1] [h]); and (3) accepting that victims 

who have sustained psychological harm by witnessing crimes 

perpetrated against other members of the population of Tim-

buktu, on condition that they provide a detailed description of 

the events and proof of residence in Timbuktu.324  

In a third Decision, the Single Judge, having been in-

formed of the reservations expressed by victims to submit 

collective application forms, did not adopt the collective 

application form. He also rehearsed the rights victims enjoy 

under the statutory framework and decided on the legal repre-

sentation of victims that were divided into two groups.325 

With decision dated 1 July 2019, 882 victims were admit-

ted.326  

 
320 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/12-01/18-37-tENG 

(Al Hassan Victims’ Decision), para. 52.  
321 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/12-01/18-37-tENG 

(Al Hassan Victims’ Decision), paras 56–62.  
322 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/12-01/18-37-tENG 

(Al Hassan Victims’ Decision), paras 42–55.  
323 ICC, Decision of 24.5.2018 – ICC-01/12-01/18-37-tENG 

(Al Hassan Victims’ Decision), paras 64–71.  
324 ICC, Decision of 8.10.2018 – ICC-01/12-01/18-146-tENG 

(Second Decision on the Principles Applicable to Victims’ 
Applications for Participation).  
325 ICC, Decision of 20.3.2019 – ICC-01/12-01/18-289-Red-

tENG-Corr (Decision on Principles Applicable to Victims’ 
Applications for Participation, to Legal Representation of 

Victims, and to the Manner of Victim Participation in the 

Proceedings).  
326 ICC, Decision of 1.7.2019 – ICC-01/12-01/18-391-Red 

(Décision relative à la participation des victimes à la proce-

dure).  

The Single Judge rendered further decisions with a view 

to preparing the confirmation hearing, such as an order to 

translate the Prosecutor’s application for a warrant of arrest 
into Arabic,327 order to file the document containing the 

charges and list of evidence in French 60 days prior to the 

commencement of the hearing,328 and a number of decisions 

on the anonymity of witnesses.  

Regarding the document containing the charges, the 

Chamber gave further directions on the structure and presen-

tation of charges in said document. The Judges underscored 

that legal considerations, rather than a fact-based analysis, 

should inform the structure of the document containing the 

charges.329 Moreover, the charges in the document containing 

the charges should be presented in one part, rather than in 

two parts (entitled “Charges” and “Submissions”).330 In addi-

tion, the Chamber also gave instructions as to the description 

of the facts underpinning the charges.331 On 11 May 2019, 

the Prosecutor submitted, according to article 61 (3), an 

amended and corrected document containing the charges in 

French.332  

The confirmation hearing was postponed for the first time 

on 20 July 2018.333 As rehearsed by the Single Judge, the 

factors informing the decision to postpone related to the diffi-

culties arising from the challenging security situation in Ma-

li,334 delays on the part of the Prosecutor to disclose evidence 

within the statutory time frame,335 and the Prosecutor’s notice 
to request a number of witnesses to be heard before the Pre-

 
327 ICC, Decision of 1.6.2018 – ICC-01/12-01/18-42-tENG 

(Decision on the Defence Request for an Arabic Translation 

of the Prosecution Application for the Issuance of a Warrant 

of Arrest). 
328 ICC, Decision of 5.10.2018 – ICC-01/12-01/18-143-tENG 

(Decision on the Defence Request concerning the Time Limit 

for the Prosecutor to File the Document Containing a De-

tailed Description of the Charges [“DCC Timing Decision”]).  
329 ICC, Decision of 5.10.2018 – ICC-01/12-01/18-143-tENG 

(DCC Timing Decision), para. 29.  
330 ICC, Decision of 5.10.2018 – ICC-01/12-01/18-143-tENG 

(DCC Timing Decision), para. 29.  
331 ICC, Decision of 5.10.2018 – ICC-01/12-01/18-143-tENG 

(DCC Timing Decision), para. 30.  
332 The Prosecutor filed a public redacted version on 

2.7.2019, ICC, Filing of 2.7.2019 - ICC-01/12-01/18-335-

Corr-Red (Version publique expurgée de la «Version 

amendée et corrigée du Document contenant les charges 

contre M. Al HASSAN Ag ABDOUL AZIZ Ag Mohamed 

Ag Mahmoud» ICC-01/12-01/18-335-Conf-Corr, 11 mai 

2019). 
333 ICC, Decision of 20.7.2018 – ICC-01/12-01/18-94-Red-

tENG (Decision Postponing the Date of the Confirmation 

Hearing [“First Postponement Decision”]).  
334 ICC, Decision of 20.7.2018 – ICC-01/12-01/18-94-Red-

tENG (First Postponement Decision), para. 20.  
335 ICC, Decision of 20.7.2018 – ICC-01/12-01/18-94-Red-

tENG (First Postponement Decision), paras. 10, 25–26.  
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Trial Chamber under article 56.336 The start of the confirma-

tion hearing was scheduled for 6 May 2019. It became clear, 

however, that in the given circumstances, this date was also 

unrealistic to hold. Hence, the Single Judge rescheduled the 

commencement of the confirmation hearing for 8 July 

2019.337 Prior to the commencement of the hearing, the Sin-

gle Judge issued a Decision organizing the hearing, which 

lasted from 8-17 July 2019.338 The parties and participating 

victims were allowed to submit written observations after the 

hearing.339 

On the day the hearing commenced, the Defense made 

oral submissions requesting the disqualification of all Judges 

of Pre-Trial Chamber I and suspension of the hearing until 

said request is decided. The Pre-Trial Chamber, lacking the 

competence to decide matters of disqualification, dismissed 

the request for suspension. The Defense directed its request 

for disqualification to the Presidency, which convened a 

Plenary of Judges on 19 August 2019. The request for dis-

qualification was dismissed with Decision dated 

12 September 2019.340  

On 4 July 2019, the Defense challenged the admissibility 

of the case, arguing that the case lacked sufficient gravity 

(article 17 [1] [d]) because of the limited scope of the charg-

es, Mr Al Hassan’s low rank and relatively minor role in the 
events that took place in Timbuktu in 2012.341 Upon receipt 

of observations from the Prosecutor, the Malian Government 

and the victims, the Chamber rejected the challenge.342 In 

assessing the gravity of the case, the Chamber considered 

quantitative and qualitative criteria in line with the Court’s 

 
336 ICC, Decision of 20.7.2018 – ICC-01/12-01/18-94-Red-

tENG (First Postponement Decision), para. 21.  
337 ICC, Decision of 18.4.2019 – ICC-01/12-01/18-313-tENG 

(Decision Rescheduling the Date of Filing of the Document 

Containing the Charges and the Commencement of the Con-

firmation Hearing).  
338 ICC, Decision of 24.6.2019 – ICC-01/12-01/18-385 (Or-

donnance portant calendrier aux fins de l’audience de con-

firmation des charges); ICC, Decision of 27.6.2019 – ICC-

01/12-01/18-390 (Ordonnance modifiant l’«Ordonnance 
portant calendrier aux fins de l’audience de confirmation des 
charges» [“Second Hearing Calendar Decision”]).  
339 ICC, Decision of 27.6.2019 – ICC-01/12-01/18-390 (Sec-

ond Hearing Calendar Decision), para. 4.  
340 ICC, Decision of 12.9.2019 – ICC-01/12-01/18-458-AnxI-

Red (Decision of the Plenary of Judges on the Defence Ap-

plication for the Disqualification of judges of Pre-Trial 

Chamber I from the case The Prosecutor v. Al Hassan Ag 

Abdoul Aziz Ag Mohamed Ag Mahmoud).  
341 ICC, Filing of 4.7.2019 – ICC-01/12-01/18-394-Red (Pub-

lic redacted version of “Submissions for the confirmation of 
charges”), paras 256–286. 
342 ICC, Decision of 27.8.2019 – ICC-01/12-01/18-459-tENG 

(Decision on the Admissibility Challenge raised by the De-

fence for Insufficient Gravity of the Case [“Gravity Deci-

sion”]).  

settled case law.343 One pronouncement that stands out in 

particular is the Chamber’s affirmation that in its assessment 
it would take into account “all relevant aspects of the Prose-

cutor’s allegations against Mr Al Hassan considered as a 

whole”, including facts alleged to constitute the contextual 

elements of the crimes.344 Regarding the Defense allegation 

that Mr Al Hassan was merely a low-ranking police adminis-

trator, the Chamber replied, consonant with the Appeals 

Chamber 2006 ruling in the DRC situation regarding the 

prosecution of Mr Ntaganda,345 that the Statute is not limited 

to high-ranking perpetrators.346 For the purpose of ascertain-

ing the gravity, the Chamber relied holistically on a number 

of considerations, including the number of charges, the geo-

graphical and temporal scope of the charges, the repercus-

sions of the crimes on victims, the discriminatory motive of 

the crimes based on religious and/or gender-based grounds, 

the vulnerability of certain victims, Mr Al Hassan’s contribu-
tions to the crimes as well as his degree of intent, as alleged 

by the Prosecutor.347 On 4 October 2019, the Defense submit-

ted the notice of appeal against the Decision.  

On 30 September 2019, the Chamber handed down the 

Decision confirming the charges. At the time of writing, the 

public redacted version of the decision is not available yet. 

The Decision can be appealed with leave of the Chamber 

pursuant to article 82 (1) (d).  

 

IX. Situation in the Central African Republic II (Pre-

Trial Chamber II)348 – Prosecutor v Alfred Yekatom and 

Patrice-Edouard Ngaïssona (Pre-Trial Chamber II)349 

The situation was referred to the Court by the Government of 

the Central African Republic (“CAR”) with a letter dated 

30 May 2014, in which allegations of renewed violence oc-

curring on the territory of the CAR since 1 August 2012 were 

made.350 No proceedings at the situation level took place 

during the review period. To date, one case against two sus-

 
343 ICC, Decision of 27.8.2019 – ICC-01/12-01/18-459-tENG 

(Gravity Decision), paras 47–48.  
344 ICC, Decision of 27.8.2019 – ICC-01/12-01/18-459-tENG 

(Gravity Decision), para. 53.  
345 ICC, Judgment of 13.6.2006 – ICC-01/04-169 (Judgment 

on the Prosecutor’s appeal against the decision of Pre-Trial 

Chamber I entitled “Decision on the Prosecutor’s Application 
for Warrants of Arrest, Article 58”).  
346 ICC, Decision of 27.8.2019 – ICC-01/12-01/18-459-tENG 

(Gravity Decision), para. 50.  
347 ICC, Decision of 27.8.2019 – ICC-01/12-01/18-459-tENG 

(Gravity Decision), para. 57.  
348 The record carries the situation number ICC-01/14. ICC, 

Decision of 18.6.2014 – ICC-01/14-1 (Decision Assigning 

the Situation in the Central African Republic II to Pre-Trial 

Chamber II [“Assignment Decision”]).  
349 The record carries the case number ICC-01/04-01/18.  
350 ICC, Annex to Decision of 18.6.2014 – ICC-01/14-1-

Anx1 (Annex 1 to Assignment Decision).  
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pects emanated from this situation The Prosecutor v Alfred 

Yekatom and Patrice-Edouard Ngaïssona: 

 

▪ Warrant of arrest Yekatom: 11 November 2018 (un-

sealed 17 November 2018) 

▪ Surrender Yekatom to the Court: 17 November 2018  

▪ First appearance Yekatom: 23 November 2018 

▪ Warrant of arrest Ngaïssona: 7 December 2018 (un-

sealed 13 December 2018) 

▪ Surrender Ngaïssona to the Court: 23 January 2019  

▪ First appearance Ngaïssona: 25 January 2019  

▪ Joinder of cases: 20 February 2019  

▪ Victims participating: 1.085 

▪ Confirmation hearing: 19 September–11 October 2019  

▪ Current status: Deliberations on confirmation of 

charges 

 

1. Proceedings against Alfred Yekatom (ICC-01/14-01/18) 

On 11 November 2018, Pre-Trial Chamber II issued a war-

rant of arrest against Alfred Yekatom (“Mr Yekatom”) for his 
responsibility for crimes against humanity and war crimes 

committed by militias, known as the “Anti-Balaka”, in vari-
ous locations in the CAR, including Bangui and the Lobaye 

Prefecture, between 5 December 2013 and August 2014.351 

The warrant of arrest was unsealed on 17 November 2018. 

Shortly after his arrival at the ICC Detention Centre on 

18 November 2018, Mr Yekatom made his initial appearance 

on 23 November 2018 before the Judges of Pre-Trial Cham-

ber II.352 The confirmation hearing was scheduled to com-

mence on 30 April 2019.353  

The language skills of the suspect are a typical issue that 

the Pre-Trial Chamber has to pay special attention to from the 

start as they impact the fair and expeditious conduct of the 

pre-trial proceedings. During the initial appearance, Mr Ye-

katom claimed that he spoke Sango “perfectly” while his 

 
351 ICC, Warrant of 17.11.2018 – ICC-01/14-01/18-1-Red 

(Public Redacted Version of “Warrant of Arrest for Alfred 
Yekatom”, ICC-01/14-01/18-1-US-Exp, 11 November 2018). 

Mr Yekatom is alleged to be responsible for the commission 

of crimes against humanity (murder, deportation/forcible 

transfer, imprisonment or other deprivation of physical liber-

ty, torture, persecution, enforced disappearance and other 

inhumane acts) and war crimes (murder, torture and cruel 

treatment, mutilation, intentional attack against the civilian 

population and buildings dedicated to religion, enlistment of 

children under the age of 15 years and their use to participate 

actively in hostilities, displacement of civilian population and 

destruction of the adversary’s property).  
352 ICC, Decision of 20.11.2018 – ICC-01/14-01/18-15 (De-

cision setting the date for the initial appearance of Alfred 

Yekatom).  
353 ICC, Transcript of 23.11.2018 – ICC-01/14-01/18-T-1-

ENG (Transcript of Hearing), p. 8, line 25.  

French was “not very good”.354 Upon request of the Prosecu-

tor, the Single Judge, acting on behalf of the Chamber,355 

ordered the Registry’s Language Services Section to assess 

Mr Yekatom’s French proficiency level.356 Based on the 

results of this assessment, the Single Judge determined that 

Mr Yekatom is not proficient in Sango but in French.357 

Drawing upon the Appeals Chamber 2008 Judgment on lan-

guages,358 the Single Judge clarified that article 61 (1) (a) 

requires the assessment of general language abilities; for 

complex and technical tasks in criminal proceedings, Mr 

Yekatom is assisted by his counsel.359 As a result, Mr Yeka-

tom is provided with witness statements (rule 76) in the orig-

inal language and in French and is assisted, if he so wishes, 

with a French-Sango interpreter.360 However, in relation to 

filings, the Single Judge declined a translation of all docu-

ments into French save for core documents that are essential 

to understand the nature, cause and content of the charges 

within the meaning of article 61 (1) (a), such as the warrant 

of arrest and the document containing the charges.361 The 

Single Judge also denied the assistance of interpreters for the 

Defense team, stressing that the right to be informed does not 

extend to Mr Yekatom’s counsel and members of his Defense 

team.362  

The Single Judge further issued a Decision on disclosure 

of evidence in preparation of the confirmation hearing, in-

structing the parties, inter alia, to communicate all evidence 

to the Chamber, including the regime on exceptions to disclo-

 
354 ICC, Transcript of 23.11.2018 – ICC-01/14-01/18-T-1-

ENG (Transcript of Hearing), p. 6, lines 20–21.  
355 ICC, Decision of 6.12.2018 – ICC-01/14-01/18-27 (Deci-

sion designating a Single Judge).  
356 ICC, Order of 19.12.2018 – ICC-01/14-01/18-36-Corr 

(Corrigendum of “Order to Conduct a French Language Pro-

ficiency Assessment of Alfred Yekatom”).  
357 ICC, Decision of 11.1.2019 – ICC-01/14-01/18-56-Red 

(Public Redacted Version of “Decision on Language Profi-

ciency of Alfred Yekatom for the Purposes of the Proceed-

ings” [“Language Decision”]). The Defense request for leave 
to appeal this decision was denied, ICC, Decision of 

23.1.2019 – ICC-01/04-01/18-65-Red (Public Redacted Ver-

sion of “Decision on Defence Leave to Appeal the ‘Decision 
on Language Proficiency of Alfred Yekatom for the Purposes 

of the Proceedings’”). 
358 ICC, Judgment of 27.5.2008 – ICC-01/04-01/07-522 

(Judgment on the appeal of Mr Germain Katanga against the 

decision of Pre-Trial Chamber I entitled “Decision on the 
Defence Request Concerning Languages”).  
359 ICC, Decision of 11.1.2019 – ICC-01/14-01/18-56-Red 

(Language Decision), para. 17.  
360 ICC, Decision of 11.1.2019 – ICC-01/14-01/18-56-Red 

(Language Decision), para. 18.  
361 ICC, Decision of 11.1.2019 – ICC-01/14-01/18-56-Red 

(Language Decision), para. 19.  
362 ICC, Decision of 11.1.2019 – ICC-01/14-01/18-56-Red 

(Language Decision), para. 20.  



Recent developments in the jurisprudence of the International Criminal Court 

_____________________________________________________________________________________ 

 

_____________________________________________________________________________________ 

 

Zeitschrift für Internationale Strafrechtsdogmatik – www.zis-online.com 

595 

sure (redactions) applicable to confidential information con-

tained in the evidence.363 

 

2. Proceedings against Patrice-Edouard Ngaïssona (ICC-01/ 

14-02/18) 

On 7 December 2018, Pre-Trial Chamber II issued a warrant 

of arrest against Patrice-Edouard Ngaïssona (“Mr Ngaïsso-

na”) for his responsibility for crimes against humanity and 

war crimes committed by militias, known as the “Anti-
Balaka”, in various locations in the CAR between at least 
5 December 2013 and at least December 2014.364 Mr Nga-

ïssona was arrested by the French authorities on 12 December 

2018 and, upon completion of national proceedings, was 

transferred to the Court on 23 January 2019. He made his 

initial appearance before the Judges of Pre-Trial Chamber II 

on 25 January 2019.365 The confirmation hearing was sched-

uled to commence on 18 June 2019.366 

 

3. Proceedings against Alfred Yekatom and Patrice-Edouard 

Ngaïssona (ICC-01/14-01/18) 

Following the surrender of Mr Ngaïssona to the Court, the 

Pre-Trial Chamber decided on 20 February 2019, after hear-

ing the Prosecutor and the two suspects, to join the two cases 

as they emanate from the same situation and the specific 

crimes alleged against Mr Yekatom and Mr Ngaïssona over-

lap substantially.367 The Chamber addressed also the follow-

 
363 ICC, Decision of 23.1.2019 – ICC-01/14-01/18-64-Red 

(Public Redacted Version of “Decision on Disclosure and 

Related Matters”). A Defense request for leave to appeal the 
Decision was denied, ICC, Decision of 8.2.2019 – ICC-

01/14-01/18-79 (Decision on Defence Leave to Appeal the 

“Decision on Disclosure and Related Matters”).  
364 ICC, Warrant of 7.12.2018 – ICC-01/14-02/18-2-Red 

(Public Redacted Version of “Warrant of Arrest for Pa-

trice-Edouard Ngaïssona”). Mr Ngaïssona is alleged to be 
responsible for the commission of crimes against humanity 

([attempted] murder, extermination, deportation/forcible 

transfer, imprisonment or other deprivation of physical liber-

ty, torture, persecution, enforced disappearance and other 

inhumane acts) and war crimes ([attempted] murder, torture, 

cruel treatment, mutilation, intentional attack against the 

civilian population and buildings dedicated to religion, inten-

tional attack against personnel, installations, material, units or 

vehicles involved in humanitarian assistance, pillaging, en-

listment of children under the age of 15 years and their use to 

participate actively in hostilities, displacement of civilian 

population and destruction or seizure of the adversary’s prop-

erty).  
365 ICC, Decision of 24.1.2019 – ICC-01/14-02/18-12-Corr 

(Corrigendum of “Decision setting the date for the initial 
appearance of Patrice-Edouard Ngaïssona”).  
366 ICC, Transcript of 25.1.2019 – ICC-01/14-02/18-T-1-

ENG (Transcript of Hearing), p. 9, lines 5–6.  
367 ICC, Decision of 20.2.2019 – ICC-01/14-01/18-87 (Deci-

sion on the joinder of the cases against Alfred Yekatom and 

 

ing points: The date of 18 June 2019 set for the commence-

ment of the confirmation hearing in the Ngaïssona case was 

retained as the date for the confirmation hearing in the joint 

case368 and the Defense of Mr Ngaïssona was invited to make 

observations on the disclosure regime adopted in the Yeka-

tom case.369 Both suspects sought to appeal the joinder deci-

sion but were denied leave to do so.370 

On 5 March 2019, the Chamber issued a framework deci-

sion organizing the upcoming application process of victims, 

including outreach activities of the Registry to disseminate 

information, the approval of the proposed dual-purpose ap-

plication form (participation and reparations), and the process 

of collection, processing and transmission of applications.371 

Two things are worth mentioning: (1) As in the Al Hassan 

case, the Chamber accepted applications submitted by suc-

cessors of deceased victims, following the approach in the 

Bemba case;372 and (2) as in the Al Hassan case, the Chamber 

outsourced the assessment of the applications to the VPRS, 

while keeping overall control of the assessment process. The 

Chamber only assesses a limited number of applications that 

pose assessment problems.373 Lastly, the Chamber also in-

structed the Registry to consult victims on their preferences 

for legal representation and to make recommendations to the 

Chamber.374  

The Chamber rendered further Decisions on procedural 

issues with a view to preparing the confirmation hearing, 

such as disclosure- and translation-related issues,375 protocol 

 
Patrice-Edouard Ngaïssona and other related matters [“Join-
der Decision”]), para. 11.  
368 ICC, Decision of 20.2.2019 – ICC-01/14-01/18-87 (Join-

der Decision), para. 18.  
369 ICC, Decision of 20.2.2019 – ICC-01/14-01/18-87 (Join-

der Decision), para. 21.  
370 ICC, Decision of 21.3.2019 – ICC-01/14-01/18-154 (De-

cision on the Defence Requests for leave to appeal the “Deci-

sion on the joinder of the cases against Alfred Yekatom and 

Patrice-Edouard Ngaïssona and other related matters”).  
371 ICC, Decision of 5.3.2019 – ICC-01/14-01/18-141 (Deci-

sion Establishing the Principles Applicable to Victims’ Ap-

plications for Participation [“Victims’ Framework Deci-

sion”]).  
372 ICC, Decision of 5.3.2019 – ICC-01/14-01/18-141 (Vic-

tims’ Framework Decision), para. 36. 
373 ICC, Decision of 5.3.2019 – ICC-01/14-01/18-141 (Vic-

tims’ Framework Decision), paras 39–45.  
374 ICC, Decision of 5.3.2019 – ICC-01/14-01/18-141 (Vic-

tims’ Framework Decision), paras 46–53.  
375 ICC, Decision of 4.4.2019 – ICC-01/14-01/18-163 (Sec-

ond Decision on Disclosure and Related Matters); ICC, Deci-

sion of 10.4.2019 – ICC-01/14-01/18-169 (Decision on the 

“Prosecution’s Request to Vary the Decision on Disclosure 

and Related Matters (ICC-01/14-01/18-64-Red)”); ICC, De-
cision of 24.5.2019 – ICC-01/14-01/18-206 (Decision on the 

“Ngaïssona Defence Request for Leave to Appeal the Second 

Decision on Disclosure and Related Matters”).  
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on handling of confidential information,376 victims’ participa-

tion377 and legal representation of victims378 

With request dated 1 May 2019, the Prosecutor requested 

the postponement of the confirmation hearing for reasons 

involving inter alia witness protection. With Decision dated 

15 May 2019, the Chamber granted the Prosecutor’s request 
and scheduled the hearing to commence on 19 September 

2019.379 Particular attention should be paid to the Chamber’s 
pronouncement that only a single document containing the 

charges should be prepared, thus rejecting the practice of 

some Pre-Trial Chambers to ask for a “pre-confirmation 

brief”.380 In addition, the Chamber embraced the approach of 

Pre-Trial Chamber I in the Al Hassan case regarding the 

structure of the document containing the charges and the 

description of the facts underpinning the charges.381  

On 19 August 2019, the Prosecutor submitted the docu-

ment containing the charges.382 Prior to the hearing, the 

Chamber issued a detailed schedule on the conduct of the 

hearing.383 The hearing, which commenced on 19 September, 

was suspended after five days to allow the Prosecutor to give 

a written response to the Defence arguments and resumed 

again on 11 October 2019. At the time of writing, the Judges 

deliberate on whether to confirm the charges or not.  

 

 
376 ICC, Decision of 22.3.2019 – ICC-01/14-01/18-156 (De-

cision on a Protocol on the Handling of Confidential Infor-

mation and Contacts with Witnesses). The protocol is an-

nexed to this Decision, see ICC-01/14-01/18-156-AnxA. 
377 ICC, Decision of 21.6.2019 – ICC-01/14-10/18-227-Red 

(Decision regarding the Registry’s First Assessment Report 
on Applications for Victim Participation, the Registry’s First 
Transmission of Group C Applications, the appointment of 

counsel for Victims of Other Crimes, and the victims’ proce-

dural position); ICC, Decision of 13.9.2019 – ICC-01/14-

01/18-338 (Decision regarding the Registry’s Outstanding 
Transmissions of Applications for Victim Participation).  
378 ICC, Decision of 23.5.2019 – ICC-01/14-01/18-205 (De-

cision on the Legal Representation of Victims).  
379 ICC, Decision of 15.5.2019 – ICC-01/14-01/18-199 (De-

cision on the “Prosecution’s Request to Postpone the Confir-
mation Hearing and all Related Disclosure Deadlines” [“Post-
ponement Decision”]).  
380 ICC, Decision of 15.5.2019 – ICC-01/14-01/18-199 (Post-

ponement Decision), para. 40.  
381 ICC, Decision of 15.5.2019 – ICC-01/14-01/18-199 (Post-

ponement Decision), paras 41–42.  
382 ICC, Filing of 18.9.2019 – ICC-01/14-01/18-282-AnxB1-

Red (Public redacted version of “Document Containing the 

Charges”, ICC-01/14-01/18-282-Conf-AnxB1, 19 August 

2019). 
383 ICC, Decision of 10.9.2019 – ICC-01/14-01/18-327 (Or-

der Setting the Schedule for the Confirmation of Charges 

Hearing).  
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Aktuelle Entwicklungen der Strafverfolgung auf dem Gebiet des Völkerstrafrechts 
in Österreich 
 

Von Christine Gödl, Wien 
 
 
Die Republik Österreich hat das Statut des Internationalen 
Strafgerichtshofes (IStGH-Statut) am 7. Oktober 1998 unter-
zeichnet, das Statut ist zum 1. Juli 2002 in Kraft getreten.1 
Die im materiell-rechtlichen Teil des IStGH-Statuts veranker-
ten Tatbestände der Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
(Art. 7) und der Kriegsverbrechen (Art. 8) sind durch Ände-
rung des Strafgesetzbuches zum 1. Januar 2015 in Kraft ge-
setzt worden.2 Zudem wurden das Zweite Protokoll zur Haa-
ger Konvention von 1954 zum Schutz von Kulturgut bei 
bewaffneten Konflikten3 und das Übereinkommen zum 
Schutz aller Menschen vor dem Verschwindenlassen4 durch 
Einfügen entsprechender Tatbestände umgesetzt. Die ein-
schlägigen Strafbestimmungen finden sich im 25. Abschnitt 
des österreichischen Strafgesetzbuches (öStGB). 

Gemäß § 64 Abs. 1 Ziff. 4 lit. c öStGB gelten die öster-
reichischen Strafgesetze unabhängig von den Strafgesetzen 
des Tatortes für im Ausland begangene Taten der Folter, des 
Verschwindenlassens einer Person und strafbarer Handlungen 
nach dem 25. Abschnitt, wenn a) der Täter oder das Opfer 
Österreicher ist, b) durch die Tat sonstige österreichische 
Interessen verletzt worden sind oder c) der Täter zur Zeit der 
Tat Ausländer war und entweder seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt im Inland hat oder sich in Österreich aufhält und nicht 
ausgeliefert werden kann. 

Anders als in Deutschland hat der Gesetzgeber die Ein-
richtung einer Sonderzuständigkeit nicht für erforderlich 
gehalten. Nach den Ergebnissen des Begutachtungsverfah-
rens bedürfen die Tatbestände keiner besonderen Spezialisie-
rung, weil sie mit vielen anderen Tatbeständen der (Schwer-) 
Kriminalität vergleichbar sind, mit ihnen sei daher jeder 
Richter/jeder Staatsanwalt vertraut.5 Die örtliche Zuständig-
keit für Ermittlungsverfahren wegen Straftaten nach dem    
25. Abschnitt des öStGB richtet sich daher nach § 25 der 
Strafprozessordnung (öStPO), und bestimmt sich – bei im 
Ausland gelegenen Tatorten – nach dem Ort des (letzten) 
Wohnsitzes oder Aufenthalts des Beschuldigten. Eine Spezia-
lisierung im Bereich der Staatsanwaltschaften wird jedoch 
dadurch erreicht, dass Strafsachen nach dem 25. Abschnitt 
des öStGB (Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlich-
keit, Kriegsverbrechen) jeweils einem Staatsanwalt, bei gro-
ßem Umfang der Geschäfte mehreren Staatsanwälten über-
tragen werden (§ 4 Abs 3 der Verordnung des Bundesminis-
ters für Justiz vom 16. Juni 1986 zur Durchführung des 
Staatsanwaltschaftsgesetzes [DV-StAG]). 

 
1 BGBl. III Nr. 180/2002. Zur Umsetzung des IStGH-Statuts 
in Österreich siehe auch Bühler/Reisinger Coracini, ZIS 
2015, 505. 
2 BGBl. I Nr. 106/2014. 
3 BGBl. III Nr. 113/2004. 
4 BGBl. III 104/2012. 
5 Siehe Erläuterungen 348 der Beilagen XXV. Gesetzge-
bungsperiode – Regierungsvorlage, S. 2 

Aus der bundesweit geführten Statistik für 2018 (Stichtag 
1. März 2019) ergibt sich, dass bei der Staatsanwaltschaft 
fünf Verfahren wegen des Tatbestands der Folter (§ 312a 
öStGB), ein Verfahren wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit (§ 321a öStGB) und zwei Verfahren wegen Kriegs-
verbrechen gegen Personen (§ 321b öStGB) anhängig sind. 
Den genannten Ermittlungsverfahren liegen überwiegend 
Sachverhalte mit Tatorten in Syrien und dem Irak zugrunde. 
Diese auf den ersten Blick geringe Zahl an Ermittlungsver-
fahren nach dem 25. Abschnitt des öStGB ist dadurch erklär-
bar, dass die Tatbestände erst 2015 in Kraft getreten sind und 
die Verfolgung früher begangener strafbarer Handlungen mit 
Tatorten in Syrien und dem Irak meist wegen terroristischer 
Straftaten (§§ 278b ff. öStGB), strafbarer Handlungen gegen 
Leib und Leben (§§ 75 ff. öStGB) oder gegen die Freiheit    
(§§ 99 ff. öStGB) etc. erfolgt, die jedoch in der Statistik nicht 
gesondert ausgewiesen sind.  

Diese wegen Taten nach dem 25. Abschnitt geführten 
Ermittlungsverfahren können in zwei Gruppen geteilt wer-
den: einerseits in Verfahren gegen Personen, die in Österreich 
aufhältig sind und als ehemalige staatliche Beamte der Folter 
beschuldigt werden; andererseits Ermittlungsverfahren gegen 
Personen, die im Rahmen des Bürgerkriegs in Syrien und 
dem Irak strafbare Handlungen begangen haben. Ende des 
Jahres 2018 waren dem österreichischen Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und Terrorismusbekämpfung 320 aus Öster-
reich stammende Personen bekannt, die sich als sog. Foreign 
Terrorist Fighters aktiv am Jihad in Syrien und dem Irak 
beteiligten oder beteiligen wollten. Davon sind laut unbestä-
tigten Informationen vermutlich 58 Personen in der Region 
ums Leben gekommen und 93 Personen wieder nach Öster-
reich zurückgekehrt. Weitere 62 konnten an einer Ausreise 
gehindert werden und halten sich nach wie vor in Österreich 
auf. 107 Foreign Terrorist Fighters dürften sich zu dem be-
treffenden Zeitpunkt noch im Kriegsgebiet befunden haben.6 

Die Strafverfolgungsbehörden stehen bei der Verfolgung 
von Straftaten nach dem 25. Abschnitt vor großen Herausfor-
derungen: Potenzielle Zeugen sind nicht zu einer Aussage 
bereit oder nicht auffindbar, von Dritten verfasste Zusam-
menfassungen von Aussagen betroffener Personen sind oft 
wenig stichhaltig und in einem Strafverfahren kaum verwert-
bar, sonstige Beweismittel sind nicht verfügbar, eine Rechts-
hilfe durch den Tatortstaat ist in der Regel faktisch nicht 
möglich. Auch um diesen Problemen zu begegnen und die 
Ermittlungstätigkeiten der Strafverfolgungsbehörden in Eu-
ropa besser zu koordinieren, wurde bei Europol das Analy-
seprojekt Core International Crimes geschaffen.7 

 
6 Bundesministerium Inneres, Bundesamt für Verfassungs-
schutz und Terrorismusbekämpfung, Verfassungsschutzbe-
richt 2018, 2019, S. 12, abrufbar unter: 
https://www.bvt.gv.at/bmi_documents/2344.pdf (2.12.2019).  
7 https://www.europol.europa.eu/crime-areas-trends/europol-
analysis-projects (2.12.2019). 

https://www.bvt.gv.at/bmi_documents/2344.pdf
https://www.europol.europa.eu/crime-areas-trends/europol-analysis-projects
https://www.europol.europa.eu/crime-areas-trends/europol-analysis-projects
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Abschließend ist festzuhalten, dass aufgrund der hohen 
Zahl von an Foreign Terrorist Fighters mit weiteren Verfah-
ren zu rechnen ist. Aufgrund der internationalen Bezüge in 
diesen Ermittlungsverfahren ist die Koordinierung der Straf-
verfolgungsbehörden auf europäischer Ebene – auch über 
Europol und Eurojust – und die internationale Zusammenar-
beit von entscheidender Bedeutung. 
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Aktuelle Entwicklung in der Strafverfolgung des Generalbundesanwalts auf dem 

Gebiet des Völkerstrafrechts 
 

Von Bundesanwalt beim BGH Christian Ritscher, Karlsruhe* 
 

 

I. Bevor näher auf die im abgelaufenen Jahr seit der letzten 

Jahrestagung des Arbeitskreises erledigten Fälle und auf die 

gegenwärtig in Bearbeitung befindlichen Fälle – soweit diese 

öffentlich bekannt gegeben werden können – eingegangen 

werden soll, ist kurz das Mengengerüst zu erläutern, mit dem 

es der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof zwi-

schenzeitlich in völkerstrafrechtlichen Angelegenheiten zu 

tun hat. Im Jahr 2018 sind beim Generalbundesanwalt beim 

Bundesgerichtshof 523 Neuanzeigen zu völkerstrafrechtli-

chen Sachverhalten eingegangen. Für das laufende Jahr 2019 

ist (Stand: Anfang September) eine Zahl von etwa 360 Neu-

eingängen festzustellen. Keineswegs alle dieser Neueingänge 

und Neuanzeigen führen zu Ermittlungsverfahren; der über-

wiegende Teil der Anzeigen wird zunächst in sogenannten 

Prüf- und Beobachtungsvorgängen veraktet und fließt gege-

benenfalls zu einem späteren Zeitpunkt in konkrete Ermitt-

lungsverfahren, auch in die sog. Strukturverfahren, ein. Eine 

durchaus relevante Zahl von Erstinformationen gibt indes 

Anlass, die Ermittlungen unmittelbar aufzunehmen. 

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof führt 

derzeit zehn sogenannte Strukturverfahren zu diversen Kon-

fliktsituationen rund um den Globus; daneben werden in den 

beiden Völkerstrafrechtsreferaten des Generalbundesanwalts 

derzeit über 80 personenbezogene Ermittlungsverfahren 

geführt. Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Völkerstraf-

rechtsreferate des Generalbundesanwalts sind gegenwärtig in 

insgesamt vier Hauptverhandlungen staatsanwaltschaftliche 

Sitzungsvertreter; in einem weiteren Verfahren hatte die 

Hauptverhandlung im Oktober 2019 begonnen. Bis zum 

heutigen Zeitpunkt sind sechs rechtskräftige Verurteilungen 

nach dem Völkerstrafgesetzbuch in Deutschland erfolgt; eine 

weitere Entscheidung ist wegen Ablebens des Angeklagten 

nicht (mehr) rechtskräftig geworden. Darüber hinaus ist seit 

Inkrafttreten des Völkerstrafgesetzbuches ein rechtskräftiges 

Urteil nach § 220a StGB a.F. (Völkermord) ergangen. In 

einer Hauptverhandlung wegen des Vorwurfs eines Kriegs-

verbrechens wurde der Angeklagte freigesprochen. Darüber 

hinaus wurden in zwei Verfahren im Zusammenhang mit 

Völkerstraftaten Urteile wegen Straftaten nach §§ 129a und 

129b StGB erwirkt. In den beiden Völkerstrafrechtsreferaten 

des Generalbundesanwalts sind derzeit 12 Staatsanwältinnen 

und Staatsanwälte mit der Verfolgung von Völkerstraftaten 

beschäftigt. Die Zentralstelle für die Bekämpfung von 

Kriegsverbrechen – ZBKV – des Bundeskriminalamts, der 

polizeiliche Hauptansprechpartner der Völkerstrafrechtsrefe-

rate des Generalbundesanwalts, beschäftigt derzeit ca. 20 

Ermittlungspersonen. 

II. Im Berichtszeitraum sind einige Entscheidungen in 

Völkerstrafsachen gefällt worden, über die zu berichten sich 

lohnt. 

 
* Der Verf. ist Leiter des Völkerstrafrechtsreferats S4 des 

Generalbundesanwalts beim BGH. Stand der Verfahren: 

Oktober 2019. 

1. Im Verfahren gegen Suliman Al S. hat der Generalbun-

desanwalt die Revision gegen das Urteil des Oberlandesge-

richts Stuttgart vom 20. September 2017 erfolgreich geführt. 

Der Bundesgerichtshof hat auf die Revision des Generalbun-

desanwalts den Schuldspruch gegen den Angeklagten von 

Beihilfe auf Täterschaft abgeändert und die Sache zur Neu-

festsetzung des Strafausspruches an das Oberlandesgericht 

Stuttgart zurückverwiesen2. Mit Entscheidung vom 23. Janu-

ar 2019 wurde der Angeklagte schließlich wegen täterschaft-

lich begangenen Kriegsverbrechens gegen humanitäre Opera-

tionen gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 VStGB in Tateinheit mit 

schwerer Freiheitsberaubung, Beihilfe zum erpresserischen 

Menschenraub und Beihilfe zur versuchten schweren räuberi-

schen Erpressung in tateinheitlichen Fällen zu einer Freiheits-

strafe von vier Jahren und neun Monaten verurteilt. Diese 

Entscheidung ist rechtskräftig. Aus völkerstrafrechtlicher 

Sicht sind in der genannten Entscheidung vor allem die Er-

läuterungen des Bundesgerichtshofs zum Angriffsbegriff in   

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 VStGB zentral. 

2. Mit Urteil vom 24. September 2018 wurde der Ange-

klagte Abdelkarim El B., der im Jahr 2016 bereits zu einer 

Freiheitsstrafe von acht Jahren und sechs Monaten wegen 

eines Verstoßes gegen §§ 129a, 129b StGB in Tateinheit mit 

einem Kriegsverbrechen gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 9 VStGB 

verurteilt worden war, wegen der Beilhilfe zu einem weiteren 

Kriegsverbrechen nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 VStGB (Folter) in 

Tateinheit mit mitgliedschaftlicher Beteiligung an einer terro-

ristischen Vereinigung im Ausland zu einer neuen Gesamt-

freiheitsstrafe von 10 Jahren verurteilt. Entgegen dem Antrag 

des Generalbundesanwalts hat das Oberlandesgericht Frank-

furt die Tathandlungen des Angeklagten El B. während der in 

einem Video dokumentierten Folterhandlungen nicht als 

täterschaftliches Handeln, sondern als Beihilfe gewertet. Da 

die entsprechenden Ausführungen in den Urteilsgründen3 in 

der Sache hinreichend begründet waren, hat sich der Gene-

ralbundesanwalt entschlossen, in dieser Sache ein Rechtsmit-

tel nicht zu führen. 

3. Mit Urteil vom 4. April 2019 hat das Oberlandesgericht 

Stuttgart den Angeklagten Mohamad K. wegen Folter 

(Kriegsverbrechen gemäß § 8 Abs. 1 Nr. 3 VStGB) in zwei 

Fällen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und 

sechs Monaten verurteilt.4 Dem Angeklagten lag zur Last, 

einen Gefangenen mit Kabeln geschlagen und dies gefilmt zu 

haben. Die Entscheidung ist rechtskräftig. 

4. Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat nach einem auf-

wendigen Strafprozess mit zahlreichen Auslandszeugen den 

Angeklagten Ibrahim Al F. am 24. September 2018 wegen 

erpresserischen Menschenraubes in drei Fällen, in einem Fall 

in Tateinheit mit 56 Fällen des Kriegsverbrechens gegen 

 
2 BGH, Urt. v. 23.8.2018 – 3 StR 149/18. 
3 OLG Frankfurt a.M., Urt. v. 24.9.2018 – 5-3 StE 4/17-4-

3/17. 
4 OLG Stuttgart, Urt. v. 4.4.2019 – 3-3StE 5/18. 
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Personen durch Folter, in einem Fall in Tateinheit mit          

28 Fällen des Kriegsverbrechens gegen Personen durch Folter 

und in einem weiteren Fall in Tateinheit mit vier Fällen des 

Kriegsverbrechens gegen Personen durch Folter sowie eines 

weiteren erpresserischen Menschenraubs in vier zusammen-

treffenden Fällen jeweils in Tateinheit mit vier Fällen des 

Kriegsverbrechens gegen Personen durch Folter, davon in 

einem Fall des erpresserischen Menschenraubs in Tateinheit 

mit Mord und Kriegsverbrechen gegen Personen durch Folter 

und Tötung zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe unter Fest-

stellung der besonderen Schwere der Schuld verurteilt.5 Die 

Entscheidung ist zwischenzeitlich rechtskräftig; die Revision 

des Angeklagten wurde vom 3. Strafsenat des Bundesge-

richtshofs verworfen. 

5. Im Verfahren gegen die Angeklagten Dr. Ignace M. 

und Straton M., das bereits wiederholt Gegenstand der Be-

richterstattung war, hat der Bundesgerichtshof nach der 

Hauptverhandlung am 31. Oktober 2018 mit Urteil vom     

20. Dezember 2018 die Verurteilung des Straton M. wegen 

Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Aus-

land gemäß §§ 129a, 129b StGB bestätigt; die beiderseits 

eingelegten Revisionen hat der Bundesgerichtshof verworfen. 

Die Verurteilung des Angeklagten Dr. Ignace M. hat der 

Bundesgerichtshof auf die Revisionen des Angeklagten sowie 

des Generalbundesanwalts hin aufgehoben und zur erneuten 

Verhandlung an das Oberlandesgericht Stuttgart zurückver-

wiesen6. Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung 

vor allem zu Kriegsverbrechen nach § 8 VStGB, insbesonde-

re zur Frage der vom humanitären Völkerrecht geschützten 

Personen nach § 8 Abs. 6 VStGB, Stellung genommen. Dar-

über hinaus hat er sich in seiner Entscheidung zu den Voraus-

setzungen des § 4 VStGB (Vorgesetztenverantwortung) ver-

halten und die sog. Tatverhinderungsmacht als Tatbestands-

merkmal betont. Zu der durch die Revision des Generalbun-

desanwalts in diesem Zusammenhang aufgeworfenen Frage 

der Anforderungen an einen Nachweis dieser Tatverhinde-

rungsmacht bei absichtsvoll passiven Vorgesetzten, die ihnen 

(jedenfalls formal) unterstellte Milizen Kriegsverbrechen 

begehen lassen, ohne einzuschreiten, hat der Bundesgerichts-

hof indes nicht Stellung genommen. Darüber hinaus verhält 

sich die Entscheidung des 3. Strafsenats des Bundesgerichts-

hofs zu den Fragen der Voraussetzungen des § 7 VStGB 

(Verbrechen gegen die Menschlichkeit). Zu einer erneuten 

Hauptverhandlung gegen den Angeklagten Dr. Ignace M. ist 

es indes nicht gekommen, weil der Angeklagte vor dem be-

reits terminierten Neubeginn der Hauptverhandlung in der 

Untersuchungshaft verstorben ist. Das Urteil gegen den Mit-

angeklagten Straton M. ist indes rechtskräftig geworden, die 

beiderseits eingelegten Revisionen hat der Bundesgerichtshof 

verworfen. 

III. Die derzeit vor mehreren Oberlandesgerichten in 

Deutschland geführten Hauptverhandlungen betreffen Sach-

verhalte aus dem Irak, Syrien und Sri Lanka; inhaltlich geht 

es um Kriegsverbrechen gegen Personen (§ 8 Abs. 1 Nr. 1, 3 

 
5 OLG Düsseldorf, Urt. v. 24.9.2018 – 5-3 StE 7/16. 
6 BGH, Urt. v. 20.12.2018 – 3 StR 236/17 = NJW 2019, 1818 

mit Anm. Gierhake. 

und Nr. 9 VStGB) sowie um Kriegsverbrechen gegen Eigen-

tum (§ 9 VStGB). 

Soweit es um Kriegsverbrechen gegen Eigentum (§ 9 

VStGB) geht, konzentrieren sich die insoweit im Zentrum der 

Ermittlungen stehenden Tathandlungen auf Personen, die in 

der syrisch-irakischen Konfliktsituation Häuser und Woh-

nungen in Besitz genommen hatten, aus denen zuvor die 

rechtmäßigen Eigentümer durch den sogenannten Islami-

schen Staat (IS) vertrieben worden waren. Dieses Vorgehen 

ist zwischenzeitlich in einer ausführlichen Haftprüfungsent-

scheidung des Bundesgerichtshofs als Kriegsverbrechen 

gegen Eigentum (§ 9 Abs. 1 VStGB) beurteilt worden.7  

Diese Entscheidung des Bundesgerichtshofs schlägt die 

Brücke zu mehreren derzeit andauernden Ermittlungsverfah-

ren insbesondere gegen sogenannte Rückkehrer der terroristi-

schen Organisation IS. Der Bundesgerichtshof (3. Strafsenat) 

hat mit seinem Beschluss die bisherigen Entscheidungen des 

Ermittlungsrichters des Bundesgerichtshofes in vergleichba-

ren Fällen bestätigt und festgehalten, dass die Inbesitznahme 

„freigeräumter“ Häuser durch nachrückende IS-Angehörige 

eine Aneignung im Sinne von § 9 Abs. 1 VStGB darstellt; die 

früheren Bewohner der Immobilien sind als gegnerische 

Partei im Sinne der genannten Vorschrift anzusehen. Eine 

erste Entscheidung des Oberlandesgerichts Stuttgart im Ver-

fahren gegen Sabine S. teilt diese Rechtsauffassung eben-

falls.8 

IV. In nächster Zeit ist mit der Erhebung der Anklage ge-

gen zwei frühere Mitarbeiter des syrischen Allgemeinen 

Geheimdienstes zu rechnen. Diesen werden Verbrechen ge-

gen die Menschlichkeit durch die Beteiligung an systemati-

schen Folterhandlungen in Gefängnissen des syrischen Ge-

heimdienstes zur Last gelegt. Bei den beiden Beschuldigten 

handelt es sich um die ersten Personen, deren Handeln für das 

syrische Regime in Deutschland unter Anwendung des Völ-

kerstrafgesetzbuchs zur Verhängung von Untersuchungshaft 

geführt hat. Derzeit sind etwa 40 weitere personenbezogene 

Verfahren zur Konfliktregion Syrien und Irak in den Völker-

strafrechtsreferaten des Generalbundesanwalts anhängig. 

V. Mit hohem Aufwand wird weiterhin auch das Struk-

turermittlungsverfahren gegen Angehörige des syrischen 

Regimes wegen der Begehung von Völkerstraftaten geführt. 

Im Zentrum der Ermittlungen steht weiterhin die Auswertung 

der sogenannten Cäsar-Dateien, ca. 28.000 Fotografien von 

über 6.000 getöteten Personen, die nun systematisch unter 

rechtsmedizinischen Gesichtspunkten ausgewertet werden. 

Zur Konzentration der Verfolgung von Völkerstraftaten 

durch das syrische Regime hat der Generalbundesanwalt 

beim Bundesgerichtshof eine gemeinsame Ermittlungsgruppe 

mit der in Frankreich hierfür zuständigen Staatsanwaltschaft 

Paris gegründet. Hierdurch sollen grenzüberschreitend Kräfte 

gebündelt und Doppelarbeit vermieden werden. Ein weiteres 

Strukturermittlungsverfahren betrifft die Begehung von Völ-

kerstraftaten durch Aufständische (mit Ausnahme des IS) im 

Rahmen des syrischen Bürgerkriegs. Darüber hinaus sind 

 
7 BGH, Beschl. v. 4.4.2019 – AK 12/19, dort ab Rn. 31; vgl. 

zu dieser Thematik auch BGH NJW 2019, 2552. 
8 OLG Stuttgart, Urt. v. 5.7.2019 – 5-2StE 11/18. 
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weiter zwei Strukturermittlungsverfahren gegen den IS we-

gen der Begehung von Völkerstraftaten im Allgemeinen 

sowie wegen der Begehung von Völkerstraftaten zum Nach-

teil der religiösen Gruppe der Jesiden anhängig. Mit Blick auf 

das letztgenannte Strukturermittlungsverfahren ist derzeit von 

besonderer Bedeutung, dass ein gemeinsames Sitzungsvertre-

terteam des Generalbundesanwalts aus einem für die Verfol-

gung von Terrorismusstraftaten zuständigen Referat einer-

seits und aus dem Völkerstrafrechtsreferat S4 andererseits die 

Anklage im Verfahren gegen Jennifer W. vor dem Oberlan-

desgericht München vertritt, in dem die Beteiligung der An-

geklagten an der Tötung eines jesidischen Kleinkinds im 

Zentrum der Anklagevorwürfe steht. Hier ist es aufgrund der 

intensiven Zusammenarbeit des Generalbundesanwalts mit 

einer jesidischen Nichtregierungsorganisation sowie im Zu-

sammenwirken mit dem Bundesministerium der Justiz und 

für Verbraucherschutz und dem Auswärtigen Amt gelungen, 

die Mutter des getöteten Mädchens ausfindig zu machen und 

ihr eine Einreise in die Bundesrepublik Deutschland zu er-

möglichen, um an der Hauptverhandlung als Nebenklägerin 

und Zeugin teilzunehmen. Die Erfahrungen im Zusammen-

hang mit der Vernehmung dieser Nebenklägerin haben indes 

gezeigt, dass im Bereich der Nebenklagevertretung bei der 

kultursensiblen Begleitung von Opfern von Völkerstraftaten 

an der einen oder anderen Stelle noch Nachholbedarf besteht. 

VI. Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Strafverfol-

gung von Völkerstraftaten durch nationale Strafverfolgungs-

behörden gerade derzeit stetig an Bedeutung gewinnt. Kon-

fliktherde, deren Auswirkungen in nahezu allen europäischen 

Staaten deutlich spürbar sind und die eine konsequente Ahn-

dung von Völkerstraftaten erforderlich machen, um keine 

sicheren Häfen für Völkerstraftäter zu schaffen, erfordern 

ebenso wie die derzeit erkennbaren Schwächen des Interna-

tionalen Strafgerichtshofs, der bekanntlich gerade bei der 

Verfolgung von Völkerstraftaten im syrisch-irakischen Kon-

flikt keine Rolle spielt, ein verstärktes Engagement der Straf-

verfolgungsbehörden im internationalen Verbund. 
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Strafrechtsrelevante Entwicklungen in der Europäischen Union – ein Überblick 
(Teil 2)* 
Teil 2: Zusammenarbeit in Strafsachen; Außenbeziehungen 
 

Von Jun.-Prof. Dr. Dominik Brodowski, LL.M. (Pennsylvania), Saarbrücken 
 
 
V. Zusammenarbeit in Strafsachen 

1. Gegenseitige Anerkennung in Strafsachen 

a) Schlussfolgerungen des Rates 

Am 7.12.2018 nahm der Rat der Europäischen Union – Justiz 
und Inneres – Schlussfolgerungen zur Gegenseitigen Aner-
kennung in Strafsachen an.1 Darin wird die Bedeutung der 
„rechtzeitigen und korrekten Umsetzung der Richtlinien zu 
den Verfahrensrechten“ (Nr. 2) ebenso betont wie die Ge-
währleistung der „Unabhängigkeit und […] Unparteilichkeit 
der Richter“ (Nr. 3). Gleichwohl wird daran „erinnert“, dass 
„ein Mitgliedstaat von einem anderen Mitgliedstaat kein 
höheres Maß an nationalem Schutz der Grundrechte fordern 
kann, als es im Unionsrecht vorgesehen ist“. Daher seien die 
Ablehnungsgründe restriktiv auszulegen und „eine Ableh-
nung der Vollstreckung […] nur unter außerordentlichen 
Umständen […] gerechtfertigt“ (Nr. 4). 

Hieran anknüpfend legte die rumänische Ratspräsident-
schaft ein Arbeitspapier zum „Weiteren Vorgehen im Bereich 
der gegenseitigen Anerkennung“ vor.2 Einige Ablehnungs-
gründe würden in der Praxis nicht herangezogen; bei anderen 
– wie Abwesenheitsentscheidungen und Haftbedingungen – 
seien klarere Standards wünschenswert (S. 3). Auch sei zu 
diskutieren, wie Straflosigkeit in Fällen vermieden werden 
kann, in denen die Auslieferung oder Überstellung aufgrund 
dieser Ablehnungsgründe endgültig scheitere (S. 5).3 
 
b) Schlussfolgerungen des EJN 

Schlussfolgerungen des 51. Plenartreffens des EJN weisen 
auf die Notwendigkeit hin, das Bewusstsein für die weniger 
bekannten Instrumente der gegenseitigen Anerkennung – 
etwa die Europäische Schutzanordnung, die Europäische 
Überwachungsanordnung in Ermittlungsverfahren und die 
Anerkennung und Überwachung von Bewährungsstrafen und 
alternativen Sanktionen – zu schärfen und auch bezogen auf 
diese Instrumente den Informationsaustausch sowie die Aus- 
und Fortbildung zu stärken. Daneben diskutieren die Schluss-
folgerungen einige Schwierigkeiten der Praxis mit der Hand-
habung dieser und weiterer Instrumente.4 
 

 
* Der erste Teil dieses Beitrags zum Zeitraum Juli 2018 bis 
Juni 2019 ist erschienen in ZIS 2019, 527. 
1 ABl. EU 2018 Nr. C 449, S. 6; zuvor Ratsdokument 
15272/18; Ratsdokument 14540/18. 
2 Ratsdokument 6999/19. 
3 Zur Übernahme von Strafverfahren als denkbaren Lösungs-
ansatz siehe noch unten V. 9. 
4 Ratsdokument 14754/18. 

c) Statistiken 

Während zum Europäischen Haftbefehl bereits Statistiken 
erhoben werden5 – deren Nutzen indes von manchen Mit-
gliedstaaten in Zweifel gezogen wird6 – ist die entsprechende 
Frage für andere Instrumente der gegenseitigen Anerkennung 
noch größtenteils ungeklärt. Ein Diskussionspapier der rumä-
nischen Ratspräsidentschaft suchte nach Möglichkeiten, pas-
sendes Datenmaterial automatisiert zu erheben.7 Dies stieß 
aber auf Widerstand anderer Mitgliedstaaten im Hinblick auf 
die Praktikabilität, aber auch im Hinblick auf den Nutzen der 
Statistiken.8 
 
2. Europäischer Haftbefehl (RB 2002/584/JI)9 

Eurojust legte Ende November 2018 eine aktualisierte Über-
sicht über die Rechtsprechung des EuGH zum Europäischen 
Haftbefehl vor.10 
 
a) Aktivlegitimation (Art. 1 Abs. 1, Art. 6 Abs. 1 RB 2002/ 
584/JI) 

In zwei Grundsatzurteilen entschied der EuGH am 27.5.2019 
zur Aktivlegitimation von Staatsanwaltschaften zum Erlass 
Europäischer Haftbefehle. Dabei verneinte er, den Schlussan-
trägen des Generalanwalts Campos Sánchez-Bordona fol-
gend,11 die Aktivlegitimation deutscher Staatsanwaltschaf-

 
5 Zuletzt Ratsdokument 9656/19 = SWD (2019) 194 final v. 
22.5.2019, für das Jahr 2016; die Kommission kritisiert die 
verspätete Übermittlung der Daten in Ratsdokument 6665/19, 
S. 4. Ein Vorschlag der Kommission zur Modifikation der 
Statistik, Ratsdokument 9195/19, fand vorerst keine Zustim-
mung. 
6 Vgl. Ratsdokument 9968/19, S. 4. 
7 Ratsdokument 9196/19. 
8 Ratsdokument 9968/19, S. 5 f. 
9 RB des Rates v. 13.6.2002 über den Europäischen Haftbe-
fehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaa-
ten i.d.F. CONSLEG 2002F0584 v. 28.3.2009. Siehe zuletzt 
Brodowski, ZIS 2018, 493 (505 ff.) m.w.N., sowie Gazeas, 
GA 2018, 277; Stotz, ZIS 2018, 443 (445 ff.); Ullenboom, 
NJW 2018, 2671. Zur auslieferungsrechtlichen Rechtspre-
chung in Deutschland siehe umfassend Böhm, NStZ 2019, 
256; zu OLG Schleswig StV 2018, 570 (Puigdemont), siehe 
u.a. Gazeas, NJW 2018, 1703; Holznagel, ZIS 2018, 604; 
Kühne, StV 2018, 571; Sarmiento, Verfassungsblog 2018/4/ 
11; sowie zuvor Heger, ZIS 2018, 185; zum Auslieferungs-
schutz von Unionsbürgern siehe oben I. 10. (ZIS 2019, 527 
[530]). 
10 Ratsdokument 14746/18; Übersichten zur EuGH-Recht-
sprechung zum Europäischen Haftbefehl finden sich zudem 
bei Satzger, EuCLR 8 (2018), 317. 
11 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-508/18 und C-82/ 
19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:337. 
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ten,12 bejahte sie aber, entgegen den Schlussanträgen,13 für 
den litauischen Generalstaatsanwalt.14 

Der Generalanwalt hatte argumentiert, dass Richter „kein 
anderes Interesse als die Gewährleistung der Integrität der 
Rechtsordnung“ verfolgten, während für Staatsanwaltschaf-
ten das Recht auch Mittel zur Verfolgung weiterer Zwecke 
sei.15 Auch sei im Rahmenbeschluss, anders als noch in Ent-
wurfsfassungen, eine Aktivlegitimation von Staatsanwalt-
schaften nicht explizit verankert.16 Besonders betont hatte er 
aber den Aspekt einer besonderen Schutzbedürftigkeit beim 
Erlass Europäischer Haftbefehle, die über die Frage eines 
nationalen Haftbefehls hinausgehe, konkret „die Möglichkeit 
eines weitaus länger dauernden Freiheitsentzugs im Vollstre-
ckungsmitgliedstaat“.17 Ohne sauber zwischen Systemen zu 
unterscheiden, in denen nationale Haftbefehle bereits von 
Richtern erlassen werden müssen, und solchen, in denen sie 
zwar von Staatsanwaltschaften erlassen werden können, dann 
aber einer unverzüglichen gerichtlichen Kontrolle unterlie-
gen,18 kam er zum Schluss, dass es „widersinnig [wäre]“, 
wenn Staatsanwaltschaften „nicht die weniger einschneiden-
de Maßnahme (die Ausstellung eines kurzzeitig wirkenden 
nationalen Haftbefehls), wohl aber die einschneidendere 
Maßnahme (die Ausstellung eines EHB, der zu einer weitaus 
längeren Freiheitsentziehung führen kann) treffen könn-
te[n]“.19 Schließlich interpretierte er den Begriff der Justizbe-
hörde dahingehend, dass dies – jedenfalls im Kontext des  
RB 2002/584/JI – eine uneingeschränkt unabhängige Behör-
de voraussetze.20 

Der EuGH bezog sich in seinen Urteilen maßgeblich auf 
den letztgenannten Aspekt einer formal zu bestimmenden 
Unabhängigkeit. Zwar beziehe sich der Begriff Justizbehörde 
in autonomer Auslegung des Unionsrechts nicht allein auf 

 
12 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456 mit Bespr. Böhm, 
NZWiSt 2019, 325; Gärditz, GSZ 2019, 120; von Luckner, 
European Law Blog v. 11.6.2019, abrufbar unter 
https://europeanlawblog.eu/2019/06/11/german-prosecutors-
are-insufficiently-independent-to-issue-european-arrest-
warrants/ (2.12.2019); Oehmichen/Schmid, StraFo 2019, 397; 
Schubert, NJW 2019, 2150; Trüg/Ulrich, NJW 2019, 2811. 
13 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-509/18 (P.F.) = 
ECLI:EU:C:2019:338. 
14 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C: 
2019:457. 
15 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-509/18 (P.F.) = 
ECLI:EU:C:2019:338, Rn. 24 ff. 
16 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-509/18 (P.F.) = 
ECLI:EU:C:2019:338, Rn. 36 ff. 
17 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-508/18 und C-82/ 
19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:337, Rn. 57. 
18 Vgl. EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-508/18 und 
C-82/19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:337, Rn. 68, 
76. 
19 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-508/18 und C-82/ 
19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:337, Rn. 76. 
20 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-508/18 und C-82/ 
19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:337, Rn. 79 ff. 

Richter oder Gerichte, sondern könne auch weitere Behörden 
einschließen, nicht aber die Polizei oder Ministerien.21 Aller-
dings müsse die einen Europäischen Haftbefehl ausstellende 
Behörde in der Lage sein, zu überprüfen, „ob die für seine 
Ausstellung erforderlichen Voraussetzungen eingehalten 
wurden und ob seine Ausstellung in Anbetracht der Beson-
derheiten des Einzelfalls verhältnismäßig war“.22 Dabei muss 
sie „objektiv“ entscheiden können, „unter Berücksichtigung 
aller be- und entlastenden Gesichtspunkte und ohne Gefahr 
zu laufen, dass ihre Entscheidungsbefugnis Gegenstand ex-
terner Anordnungen oder Weisungen, insbesondere seitens 
der Exekutive, ist, so dass kein Zweifel daran besteht, dass 
die Entscheidung, den Europäischen Haftbefehl auszustellen, 
von dieser Behörde getroffen wurde und nicht letzten Endes 
von der Exekutive“.23 Hiermit sei es unvereinbar, dass in 
Deutschland die abstrakte Gefahr bestehe, dass das BMJV 
bzw. die Landesjustizverwaltungen durch (Einzel-)Weisun-
gen auf die Ausstellung Europäischer Haftbefehle Einfluss 
nehme (§§ 146, 147 Nr. 1, Nr. 2 GVG);24 hingegen bestehe 
eine solche Gefahr bei einem litauischen Generalstaatsanwalt 
nicht.25 Zudem müsse bei einer behördlichen Ausstellung 
eines Europäischen Haftbefehls „die Ausstellung eines sol-
chen Haftbefehls und insbesondere ihre Verhältnismäßigkeit 
in einer Weise gerichtlich überprüfbar sein, die den Erforder-
nissen eines wirksamen gerichtlichen Rechtsschutzes voll 
und ganz genügt.“26 

In Deutschland sollen nunmehr Europäische Haftbefehle 
– ohne Gesetzesänderungen – durch die Gerichte ausgestellt 
werden; die Bundesregierung ersuchte die anderen Mitglied-
staaten, auf Basis staatsanwaltschaftlicher Europäischer Haft-
befehle festgenommene Personen vorläufig, gestützt auf    
Art. 12 RB 2002/584/JI, bis zu einer kurzfristigen gerichtli-
chen Entscheidung inhaftiert zu lassen.27 Während Bulgarien, 
Finnland, Kroatien, Italien und Schweden auf die Unabhän-
gigkeit ihrer Staatsanwaltschaften verwiesen,28 kündigte 

 
21 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456, Rn. 49 ff.; EuGH, Urt. 
v. 27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C:2019:457,     
Rn. 28 ff. 
22 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456, Rn. 71 ff.; EuGH, Urt. 
v. 27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C:2019:457,    
Rn. 49 f. 
23 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456, Rn. 73; EuGH, Urt. v. 
27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C:2019:457, Rn. 51. 
24 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456, Rn. 76 ff. 
25 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C: 
2019:457, Rn. 54. 
26 EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-508/18 und C-82/19 PPU 
(OG und PI) = ECLI:EU:C:2019:456, Rn. 75; EuGH, Urt. v. 
27.5.2019 – C-509/18 (P.F.) = ECLI:EU:C:2019:457, Rn. 53. 
27 Ratsdokument 9974/19, S. 5; ergänzend Ratsdokument 
9974/19 ADD 1, S. 12 f. 
28 Ratsdokument 9974/19, S. 7 ff., sowie Ratsdokument 
9974/19 ADD 1, S. 4 f., 8 f. 

https://europeanlawblog.eu/2019/06/11/german-prosecutors-are-insufficiently-independent-to-issue-european-arrest-warrants/
https://europeanlawblog.eu/2019/06/11/german-prosecutors-are-insufficiently-independent-to-issue-european-arrest-warrants/
https://europeanlawblog.eu/2019/06/11/german-prosecutors-are-insufficiently-independent-to-issue-european-arrest-warrants/
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Österreich an, dass die dort ohnehin vorgeschriebene gericht-
liche Validierung Europäischer Haftbefehle zukünftig im 
Formblatt vermerkt werde.29 Dänemark will das gegenüber 
Staatsanwaltschaften bestehende Weisungsrecht zukünftig 
unionsrechtskonform dahingehend auslegen, dass Gegenstand 
einer Weisung nicht ein Europäischer Haftbefehl sein kann;30 
ob dieser kreative Ansatz genügt, erscheint zweifelhaft. 
 
b) Verkappter Ablehnungsgrund mangelhafter Rechtsstaat-
lichkeit? 

Im Grundsatzurteil vom 25.7.2018 befasste sich der EuGH 
auf Vorlage des irischen High Court mit der Frage, ob und 
inwieweit Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit des Ausstel-
lungsmitgliedstaats – insbesondere im Hinblick auf die Un-
abhängigkeit der Justizbehörden – der Vollstreckung eines 
Europäischen Haftbefehls entgegen stehen können.31 Der 
EuGH übertrug hierauf, wie vom High Court erwogen32 und 
vom Generalanwalt Tanchev geteilt,33 seine Rechtsprechung 
zum „verkappten“ Ablehnungsgrund menschenrechtswidriger 
Haftbedingungen. Der EuGH betonte, dass das „Erfordernis 
der richterlichen Unabhängigkeit zum Wesensgehalt des 
Grundrechts auf ein faires Verfahren gehört, dem als Garant 
für den Schutz sämtlicher dem Einzelnen aus dem Unions-
recht erwachsender Rechte und für die Wahrung der in Art. 2 
EUV genannten Werte, die den Mitgliedstaaten gemeinsam 
sind, u.a. des Werts der Rechtsstaatlichkeit, grundlegende 
Bedeutung zukommt“ (Rn. 48). Insbesondere beruhe „[d]as 
hohe Maß an Vertrauen zwischen den Mitgliedstaaten […] 
auf [der] Prämisse, dass die Strafgerichte der übrigen Mit-

 
29 Ratsdokument 9974/19, S. 13 f. 
30 Ratsdokument 994/19 ADD 1, S. 6 f. 
31 EuGH, Urt. v. 25.7.2018 – C-216/18 PPU (LM) = ECLI: 
EU:C:2018:586 mit Anm. und Bespr. Bárd/van Ballegooij, 
NJECL 9 (2018), 353; Böhm, NStZ 2019, 256 (260 f.);    
Bracken, Verfassungsblog 2018/9/7, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/talk-to-me-like-lawyers-do-
celmer-returns-to-the-high-court-of-ireland/ (2.12.2019); 
Hummer, EuR 2018, 653; Payandeh, JuS 2018, 919; Stotz, 
ZIS 2018, 443 (448 f.); Wendel, EuR 2019, 111. 
32 Zur Vorlage siehe Bárd, Verfassungsblog 2018/4/10, ab-
rufbar unter 
https://verfassungsblog.de/judicial-independence-as-a-
precondition-for-mutual-trust/ (2.12.2019); Wendel, Verfas-
sungsblog 2018/3/17, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/die-rechtsstaatlichkeitskrise-vor-
gericht-der-anfang-vom-ende-gegenseitigen-vertrauens/ 
(2.12.2019); ders., DRiZ 2018, 176. 
33 EuGH, Schlussanträge v. 28.6.2018 – C-216/18 PPU (LM) 
= ECLI:EU:C:2018:517, Rn. 51 ff.; siehe hierzu Bárd/van 
Ballegooij, Verfassungsblog 2018/7/2, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/the-ag-opinion-in-the-celmer-case-
why-lack-of-judicial-independence-should-have-been-
framed-as-a-rule-of-law-issue/ (2.12.2019); Krajewski, Ver-
fassungsblog 2018/7/5, abrufbar unter 
https://verfassungsblog.de/the-ag-opinion-in-the-celmer-case-
why-the-test-for-the-appearance-of-independence-is-needed/ 
(2.12.2019). 

gliedstaaten […] den Anforderungen an einen wirksamen 
gerichtlichen Rechtsschutz genügen, zu denen u.a. gehört, 
dass sie unabhängig und unparteiisch sind“ (Rn. 58). Wenn-
gleich grundsätzlich dieses gegenseitige Vertrauen eine kon-
krete Einzelfallkontrolle untersagen kann, ob „andere Mit-
gliedstaat in einem konkreten Fall die durch die Union ge-
währleisteten Grundrechte tatsächlich beachte[n]“ (Rn. 37), 
sei eine Ausnahme anzuerkennen, wenn eine „echte Gefahr 
der Verletzung des Grundrechts auf ein faires Verfahren 
gegeben ist, die mit einer mangelnden Unabhängigkeit der 
Gerichte des Ausstellungsmitgliedstaats aufgrund systemi-
scher oder allgemeiner Mängel in diesem Staat zusammen-
hängt“ (Rn. 61). Bei Vorliegen entsprechender Anhaltspunkte 
müsse die „vollstreckende Justizbehörde in einem ersten 
Schritt auf der Grundlage objektiver, zuverlässiger, genauer 
und gebührend aktualisierter Angaben über das Funktionieren 
des Justizsystems im Ausstellungsmitgliedstaat“ das Vorlie-
gen einer solchen systemischen oder allgemeinen Gefahr am 
Maßstab des Schutzstandards von Art. 47 Abs. 2 GrCh beur-
teilen (Rn. 61 ff.). Sollten solche systemischen oder allge-
meinen Mängel vorliegen, so sei in einem zweiten Schritt 
„konkret und genau“ zu prüfen, ob sich diese auch „auf der 
Ebene der für die Verfahren gegen die gesuchte Person zu-
ständigen Gerichte dieses Staates auswirken können“ (Rn. 68 
ff.). Lasse sich – auch unter Einholung zusätzlicher Informa-
tionen – „das Bestehen einer echten Gefahr“ im Einzelfall 
nicht ausschließen, so müsse die Vollstreckungsbehörde 
„davon absehen, dem Europäischen Haftbefehl gegen diese 
Person Folge zu leisten“ (Rn. 78). 
 
c) Verkappter Ablehnungsgrund menschenrechtswidriger 
Haftbedingungen 

Mit Urteil vom 25.7.2018 klärte der EuGH auf Vorlage des 
HansOLG Bremen34 Detailfragen zum verkappten Ableh-
nungsgrund menschenrechtswidriger Haftbedingungen.35 
Prüfungsgegenstand seien nicht sämtliche Haftanstalten, in 
denen die gesuchte Person theoretisch im Laufe des Verfah-
rens inhaftiert werden könne, sondern nur diejenigen, in de-

 
34 HansOLG Bremen, Beschl. v. 27.3.2018 – 1 Ausl. A 21/17 
= BeckRS 2018, 4629. 
35 EuGH, Urt. v. 25.7.2018 – C-220/18 PPU (ML) = ECLI: 
EU:C:2018:589 mit Anm. und Bespr. Böhm, NJW 2018, 
3168; ders., NStZ 2019, 256 (258 f.); Stotz, ZIS 2018, 443 
(449); nachfolgend HansOLG Bremen, Beschl. v. 21.9.2018 
– 1 Ausl. A 21/17. Mit Folgeproblemen und namentlich der 
Schwierigkeit, vorab festzustellen, in welcher Haftanstalt 
eine Freiheitsstrafe vollstreckt werden wird, beschäftigt sich 
ein Diskussionspapier der österreichischen Ratspräsident-
schaft, Ratsdokument 14741/18. Grundlegend zuvor EuGH, 
Urt. v. 5.4.2016 – C-404/15 und C-669/16 PPU (Aranyosi 
und Căldăraru) = ECLI:EU:C:2016:198 mit Anm. und Bespr. 
(u.a.) Böhm, NJW 2016, 1708; Brodowski, JR 2016, 415; 
Dietz, NVwZ 2016, 1383; Kromrey/Morgenstern, ZIS 2017, 
106; Meyer, JZ 2016, 621; Oehmichen, StV 2017, 257;   
Reinbacher/Wendel, EuGRZ 2016, 333; Ruffert, JuS 2016, 
853; Satzger, NStZ 2016, 514; Schwarz, EuR 2016, 421; van 
Ballegooij/Bard, NJECL 7 (2016), 439. 

https://verfassungsblog.de/talk-to-me-like-lawyers-do-celmer-returns-to-the-high-court-of-ireland/
https://verfassungsblog.de/talk-to-me-like-lawyers-do-celmer-returns-to-the-high-court-of-ireland/
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https://verfassungsblog.de/die-rechtsstaatlichkeitskrise-vor-gericht-der-anfang-vom-ende-gegenseitigen-vertrauens/
https://verfassungsblog.de/the-ag-opinion-in-the-celmer-case-why-lack-of-judicial-independence-should-have-been-framed-as-a-rule-of-law-issue/
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https://verfassungsblog.de/the-ag-opinion-in-the-celmer-case-why-the-test-for-the-appearance-of-independence-is-needed/
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nen die gesuchte Person konkret inhaftiert werden soll      
(Rn. 77 ff.). In Anlehnung an die Rechtsprechung des EGMR 
hielt auch der EuGH eine Haftdauer von 20 Tagen für nicht 
kurz genug, um eine Inhaftierung in einem Raum kleiner       
3 m² rechtfertigen zu können (Rn. 90 ff.). Daher sei es legi-
tim, wenn die vollstreckende die ausstellende Justizbehörde 
um zusätzliche Informationen über die Haftbedingungen 
ersuche. Nicht „mit der in Art. 4 Abs. 3 Unterabs. 1 EUV 
verankerten Pflicht zu loyaler Zusammenarbeit“ vereinbar 
seien jedoch die vom HansOLG Bremen „übermittelten       
78 Fragen zu den Haftbedingungen in der Strafvollzugsan-
stalt Budapest sowie in jeder anderen Haftanstalt, in der der 
Betroffene gegebenenfalls inhaftiert werden könnte“ (Rn. 102 
ff.). Liege – wie im vorliegenden Verfahren – eine Zusiche-
rung seitens des Justizministeriums des Ausstellungsstaats 
vor, so habe dies zwar nicht die gleiche Wirkung wie eine 
Zusicherung der ausstellenden Justizbehörde. Gleichwohl sei 
dies in einer Gesamtbetrachtung mit zu berücksichtigen. 
Angesichts der praktischen Erfahrungen dürfe dies ausrei-
chen, damit „die Übergabe des Betroffenen an die ungari-
schen Behörden im Einklang mit Art. 4 der Charta zulässig 
[ist], was jedoch das vorlegende Gericht zu prüfen hat“     
(Rn. 108 ff.). 

An dieses Urteil anknüpfend führte Generalanwalt Cam-
pos Sánchez-Bordona in Schlussanträgen zu einem weiteren 
Vorabentscheidungsersuchen aus,36 dass eine Gesamtabwä-
gung der Haftbedingungen vorzunehmen sei, wobei die in der 
Rechtsprechung des EGMR entwickelten Maßstäbe heranzu-
ziehen seien (Rn. 72 f., 78). Besonderes Augenmerk sei auf 
die Mindestfläche des persönlichen Raums zu legen, wobei 
bei einem Haftraum kleiner 3 m² eine widerlegliche Vermu-
tung der Menschenrechtswidrigkeit bestehe (Rn. 78 ff.). 
Nicht in die Gesamtabwägung dürfe jedoch eingestellt wer-
den das gegenseitige Vertrauen oder auch das Prinzip der 
gegenseitigen Anerkennung, denn das „Recht auf Men-
schenwürde und das Recht, keiner unmenschlichen oder 
erniedrigenden Behandlung unterworfen zu werden, sind […] 
absolute Rechte, was für sich genommen bereits jede Abwä-
gung ausschließt“ (Rn. 105 ff., insbesondere Rn. 107). 

Zur Frage, welche (Justiz-)Behörde Zusicherungen in Be-
zug auf Haftbedingungen geben könne, verhält sich ein Ar-
beitsdokument des Rates.37 
 
d) Vorwirkungen des Brexit 

Schlussanträgen des Generalanwalts Szpunar38 folgend urteil-
te der EuGH auf Vorlage des irischen High Court, dass der 
angekündigte Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
EU keine generellen Vorwirkungen dergestalt entfaltet, dass 
das gegenseitige Vertrauen entfalle und – selbst bei Haftdau-
er über das Austrittsdatum hinaus – die Vollstreckung eines 

 
36 EuGH, Schlussanträge v. 30.4.2019 – C-128/18 (Doroban-
tu) = ECLI:EU:C:2019:334; zum Verfahren ergänzend Böhm, 
NStZ 2019, 256 (259). 
37 Ratsdokument 6665/19, S. 1 f. Siehe hierzu auch Gazeas, 
GA 2018, 277. 
38 EuGH, Schlussanträge v. 7.8.2018 – C-327/18 (RO) = 
ECLI:EU:C:2018:644. 

vom Vereinigten Königreich ausgestellten Europäischen 
Haftbefehls verweigert werden dürfe.39 Die Mitteilung gemäß 
Art. 50 EUV ändere – bis zum tatsächlichen Austritt – nichts 
an der Geltung des Unionsrechts auch im Vereinigten König-
reich; eine generelle Aussetzung des Systems des Europäi-
schen Haftbefehls gegenüber einem Mitgliedstaat gemäß 
Erwägungsgrund 10 RB 2002/584/JI sei nicht festgestellt 
(Rn. 45 ff.). In Fortführung seiner Rechtsprechung zu ande-
ren verkappten Ablehnungsgründen verpflichtete der EuGH 
indes die Vollstreckungsbehörden, „nach einer konkreten und 
genauen Beurteilung des Einzelfalls noch zu prüfen, ob es 
ernsthafte und durch Tatsachen bestätigte Gründe für die 
Annahme gibt, dass die Person […] nach dem Austritt […] 
aus der Union der Gefahr ausgesetzt ist, dass ihr die Grund-
rechte und die Rechte, die ihr im Wesentlichen aus den     
Art. 26 bis 28 des Rahmenbeschlusses erwachsen […], nicht 
mehr zustehen“ (Rn. 49). Derartige Befürchtungen vermag 
der EuGH indes nicht zu erkennen, weil das Vereinigte Kö-
nigreich weiterhin an die EMRK und das EuAuslÜbk gebun-
den und Rechtsschutz – wie auch vor Inkrafttreten des Ver-
trags von Lissabon – jedenfalls zu den nationalen Gerichten 
eröffnet sein wird (Rn. 52 ff., 60). 
 
e) Mindesthöchststrafe (Art. 2 Abs. 2 RB 2002/584/JI) und 
nachträgliche Strafschärfungen 

Bei Listendelikten erfolgt nach Art. 2 Abs. 2 RB 2002/584/JI 
keine Prüfung der beiderseitigen Strafbarkeit, wenn dieses 
Delikt im Ausstellungsmitgliedstaat „mit einer Freiheitsstrafe 
[…] im Höchstmaß von mindestens drei Jahren bedroht“ ist. 
Ein belgisches Gericht legte dem EuGH die Frage vor, ob auf 
die Strafdrohung zum Tatzeitpunkt oder – so die belgische 
Regelung – auf die möglicherweise schärfere Strafdrohung 
zum Ausstellungszeitpunkt des Europäischen Haftbefehls 
abzustellen ist.40 Viel spricht dafür, dass die Strafdrohung 
zum Tatzeitpunkt maßgeblich ist und allenfalls nachträgliche 
Strafmilderungen zu berücksichtigen sind. 
 
f) Doppelverfolgungsverbot (Art. 3 Nr. 2, Art. 4 Nr. 3         
RB 2002/584/JI) 

Entgegen den Schlussanträgen des Generalanwalts Szpunar41 
hielt der EuGH ein kroatisches Vorabentscheidungsersuchen 
für zulässig, in dem das ersuchende Gericht, das mit der ab-
lehnenden Entscheidung des Vollstreckungsstaats nicht ein-
verstanden ist, Details zur Auslegung der Ablehnungsgründe 

 
39 EuGH, Urt. v. 19.9.2018 – C-327/18 (RO) = ECLI:EU:C: 
2018:733 mit Anm. und Bespr. Böhm, NStZ 2019, 256 (262); 
Stotz, ZIS 2018, 443 (450); Zehetgruber, GPR 2019, 10. Im 
Hinblick auf dieses Urteil wurde – in Absprache mit dem 
Vorlagegericht – ein weiteres irisches Vorabentscheidungser-
suchen aus dem Verfahrensregister des EuGH gestrichen; 
EuGH, Beschl. v. 26.10.2018 – C-191/18 (KN) = ECLI:EU: 
C:2018:884. 
40 Das Verfahren wird vor dem EuGH unter der Rechtssache 
C-717/18 (X) geführt. 
41 EuGH, Schlussanträge v. 16.5.2018 – C-268/17 (AY) = 
ECLI:EU:C:2018:317, Rn. 1, 19 ff. 
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zu ne bis in idem geklärt haben will.42 Zunächst bestätigte der 
EuGH – insoweit im Einklang mit Szpunar –, dass ein jeder 
Europäischer Haftbefehl von den Justizbehörden des Voll-
streckungsstaats zu bescheiden sei, selbst wenn sich dieser 
gegen dieselbe Person wegen derselben Tat richtet, wegen 
der bereits ein in einem anderen Verfahrensstadium erlasse-
ner Europäischer Haftbefehl abschlägig beschieden worden 
ist (Rn. 32 ff.). Wenn der ersuchte Mitgliedstaat den Sach-
verhalt, der dem Europäischen Haftbefehl zugrunde liegt, 
selbst strafrechtlich geprüft, die gesuchte Person nur als Zeu-
gen vernommen und nach einer Sachprüfung beschlossen 
habe, kein Verfahren einzuleiten oder nur ein Verfahren 
gegen Unbekannt einzuleiten, so reiche dies nicht für eine 
Doppelverfolgung im Sinne des Art. 3 Nr. 2, Art. 4 Nr. 3   
RB 2002/584/JI aus. Art. 3 Nr. 2 RB 2002/584/JI betreffe nur 
rechtskräftige Entscheidungen. Art. 4 Nr. 3 RB 2002/584/JI 
wiederum sei eng auszulegen, er verfolge nicht das Ziel, 
„eine Person dagegen zu schützen, dass sie möglicherweise 
wegen derselben Tat in mehreren Mitgliedstaaten aufeinan-
derfolgenden Ermittlungen ausgesetzt ist“, und beziehe sich 
nur auf die Person, gegen die ein Strafverfahren geführt wer-
de (Rn. 38, 47 ff.). 
 
g) Ablehnungsgrund der Vollstreckungsübernahme (Art. 4 
Nr. 6 RB 2002/584/JI) 

Art. 4 Nr. 6 RB 2002/584/JI gestattet die Ablehnung eines 
Europäischen Haftbefehls zur Strafvollstreckung unter der 
Maßgabe, dass sich der Vollstreckungsstaat zugleich „ver-
pflichtet, die Strafe oder die Maßregel der Sicherung nach 
seinem innerstaatlichen Recht zu vollstrecken“. Der EuGH 
schloss sich der Auffassung des Generalanwalts Bot43 an, 
dass dies nicht voraussetzt, dass die Tat nach dem Recht des 
Vollstreckungsstaats ebenfalls mit Freiheitsstrafe bedroht 
ist.44 Entscheidend sei vielmehr, ob und dass die ausgeurteilte 
Strafe im Vollstreckungsstaat tatsächlich verbüßt werden 
könne (Rn. 35). So dies legitimen Interessen wie der Erhö-
hung der Resozialisierungschancen diene (Rn. 33, 36), dürfe 
dann der Ablehnungsgrund der Vollstreckungsübernahme 
geltend gemacht werden. 
 
h) Rücküberstellung in den Vollstreckungsstaat (Art. 5 Nr. 3 
RB 2002/584/JI) 

Art. 5 Nr. 3 RB 2002/584/JI zufolge kann der Vollstre-
ckungsstaat vom Ausstellungsstaat die Garantie verlangen, 
dass ein eigener Staatsangehöriger oder Inländer „zur Verbü-
ßung der Freiheitsstrafe oder der freiheitsentziehenden Maß-
regel der Sicherung, die im Ausstellungsmitgliedstaat gegen 
sie verhängt wird, in den Vollstreckungsmitgliedstaat rück-
überstellt wird“. In einem von der Rechtsbank Amsterdam 
initiierten Vorabentscheidungsersuchen vertrat Generalanwalt 

 
42 EuGH, Urt. v. 25.7.2018 – C-268/17 (AY) = ECLI:EU:C: 
2018:602. 
43 EuGH, Schlussanträge v. 7.8.2018 – C-327/18 (RO) = 
ECLI:EU:C:2018:644. 
44 EuGH, Urt. v. 13.12.2018 – C-514/17 (Sut) = ECLI:EU:C: 
2018:1016 mit Bespr. Böhm, NStZ 2019, 256 (261). 

Pikamäe die Auffassung, dass der Ausstellungsstaat mit der 
Rücküberstellung trotz rechtskräftig verhängter Freiheitsstra-
fe zuwarten darf, bis auch alle ergänzenden Verfahren (z.B. 
ein Einziehungsverfahren wegen derselben Sache) rechtskräf-
tig abgeschlossen sind.45 Er gab dabei der Anwesenheit des 
Beschuldigten auch in solchen Begleitverfahren und deren 
Effektivität Präferenz vor den Resozialisierungsinteressen, 
die mit einer frühestmöglichen Rücküberstellung gefördert 
werden könnten (Rn. 44 ff.). Zur zweiten Vorlagefrage führte 
Pikamäe aus, dass bei einer Rücküberstellung kein flexibler 
Spielraum für eine Anpassung der Sanktionsdauer bestehe. 
Vielmehr ordne Art. 25 RB 2008/909/JI46 an, dass dann das 
strenge Anerkennungsregime des Art. 8 RB 2008/909/JI 
Anwendung finden müsse (Rn. 79 ff.). 
 
i) Verschwiegene zusätzliche Strafe (Art. 8 Abs. 1 RB 2002/ 
584/JI) 

Ein zur Strafvollstreckung ausgestellter belgischer Europäi-
scher Haftbefehl erwähnte nur die dreijährige Freiheitsstrafe 
als Hauptstrafe, nicht aber, dass das Tatgericht zugleich we-
gen derselben Tat eine weitere zehnjährige Freiheitsentzie-
hung vorbehalten hatte. Wenngleich die Nichterwähnung 
dieser zusätzlichen Strafe gegen Art. 8 Abs. 1 RB 2002/584/ 
JI verstieß, kann sie, so der EuGH, gleichwohl gegen den 
zwischenzeitlich von den Niederlanden an Belgien überstell-
ten Verurteilten endgültig verhängt und auch vollstreckt 
werden: Art. 8 Abs. 1 lit. f RB 2002/584/JI diene nur der 
Prüfung, ob der Anwendungsbereich des Rahmenbeschlusses 
und insbesondere die Mindest(höchst)strafen erfüllt seien. 
Der Spezialitätsgrundsatz sei nicht betroffen, weil die vorbe-
haltene Strafe eine weitere Strafe für dieselbe und nicht für 
eine andere Tat sei. Daher habe die Nichtangabe der zusätzli-
chen Strafe keine Auswirkungen auf die Entscheidung der 
Vollstreckungsbehörde haben können, so dass auch kein 
Nachverfahren gem. Art. 15 Abs. 3 RB 2002/584/JI durchzu-
führen ist.47 
 
j) Fristen der Vollstreckung (Art. 17 RB 2002/584/JI) 

Nach Art. 17 Abs. 2, Abs. 3 RB 2002/584/JI ist über die 
Vollstreckung eines Europäischen Haftbefehls binnen regel-
mäßig 60 Tagen, in Ausnahmefällen 90 Tagen zu entschei-
den. Auf ein niederländisches Vorabentscheidungsersuchen 
hin urteilte der EuGH,48 dass das nationale Recht nach Ab-

 
45 EuGH, Schlussanträge v. 16.5.2019 – C-314/18 (SF) = 
ECLI:EU:C:2019:427. 
46 Siehe sogleich V. 3. 
47 EuGH, Urt. v. 6.12.2018 – C-551/18 PPU (IK) = ECLI:EU: 
C:2018:991. 
48 EuGH, Urt. v. 12.1.2018 – C-492/18 PPU (TC) = ECLI: 
EU:C:2019:108; Graat, EU Law Analysis 2019, abrufbar 
unter 
http://eulawanalysis.blogspot.com/2019/02/prison-break-
cjeu-rules-on-clashing-eu.html (2.12.2019); zur zugrundelie-
genden Rechtsfrage siehe bereits zuvor EuGH, Urt. v. 
16.7.2015 – C-237/15 PPU (Lanigan) = ECLI:EU:C:2015: 
474, hierzu Brodowski, ZIS 2016, 106 (117). 

http://eulawanalysis.blogspot.com/2019/02/prison-break-cjeu-rules-on-clashing-eu.html
http://eulawanalysis.blogspot.com/2019/02/prison-break-cjeu-rules-on-clashing-eu.html
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lauf dieser Frist die gesuchte Person nicht freilassen darf, 
sofern hinreichend gewichtige Haftgründe fortbestehen. Denn 
der Rahmenbeschluss und sein Fristenregime diene nur der 
Beschleunigung im Vergleich zum klassischen Ausliefe-
rungsverkehr und nicht – darüber hinausgehend – der Be-
grenzung der Auslieferungshaft (Rn. 40 ff.). Zugleich hielt 
der EuGH eine unklare niederländische Rechtsprechung, wie 
genau der Ablauf dieser Frist durch Vorabentscheidungsersu-
chen gehemmt werde, für unvereinbar mit Art. 6 GRCh    
(Rn. 55 ff.) – bemerkenswerterweise nicht jedoch die Hem-
mung als solche, die zur rahmenbeschlusskonformen Ausle-
gung und konkret zur Vermeidung der zwingenden Freilas-
sung nach 90 Tagen geboten sein könne (Rn. 67 ff.). 
 
3. Europäische Vollstreckungsanordnung (RB 2008/909/JI)49 

a) Rahmenbeschlusskonforme Auslegung; Übergangsbe-
stimmungen (Art. 28 Abs. 2 RB 2008/909/JI) 

Der EuGH entschied Ende Juni 2019, dass der RB 2008/909/ 
JI und auch der RB 2002/584/JI keine unmittelbare Wirkung 
entfalten (Rn. 69 ff.) und daher – anders als Richtlinien     
(Rn. 58 ff.) – nicht dazu führen können, dass nationales Recht 
wegen des Anwendungsvorrangs des Unionsrechts unange-
wandt zu bleiben hat (Rn. 71 f.). Dies unterstreiche aber die 
Notwendigkeit zur rahmenbeschlusskonformen Auslegung 
des nationalen Rechts (Rn. 73, 77), nötigenfalls unter Aufga-
be einer bisherigen gefestigten Rechtsprechung (Rn. 77 ff.). 
Grenzen finde eine rahmenbeschlusskonforme Auslegung 
nur, wenn sie contra legem erfolge (Rn. 76), strafbegründend 
oder strafschärfend wirke (Rn. 75). 

Zudem urteilte der EuGH, dass der in Art. 28 Abs. 2      
RB 2008/909/JI vorgesehene Mechanismus, auf Altfälle 
weiterhin altes Recht anzuwenden (für Deutschland siehe      
§ 98b IRG), eng auszulegen sei: Wie im Wortlaut klar nie-
dergelegt, erfordert dies eine Erklärung des Mitgliedstaats 
„zum Zeitpunkt der Annahme des Rahmenbeschlusses“. 
Verspätete Meldungen – wie seitens der Niederlande und 
Polens erfolgt – können hingegen keine derartigen Rechts-
wirkungen entfalten (Rn. 35 ff.).50 
 
b) Staatsangehörigkeit als abstraktes Kriterium der Resozia-
lisierungsdienlichkeit 

Ein slowakisches Vorabentscheidungsersuchen wirft die 
Frage auf, ob es zur Darlegung der Resozialisierungsdien-
lichkeit (Art. 4 Abs. 2 RB 2008/909/JI) einer Vollstreckungs-
übernahme ausreicht, dass die verurteilte Person Staatsange-

 
49 RB 2008/909/JI des Rates v. 27.11.2008 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf 
Urteile in Strafsachen, durch die eine freiheitsentziehende 
Strafe oder Maßnahme verhängt wird, für die Zwecke ihrer 
Vollstreckung in der Europäischen Union, ABl. EU 2008   
Nr. L 327, S. 27 i.d.F. CONSLEG 2008F0909 v. 28.3.2009. 
Siehe zuletzt Brodowski, ZIS 2017, 688 (698 f.) m.w.N.; 
sowie ergänzend Martufi, NJECL 9 (2018), 43. Zur Ausle-
gung des Art. 25 RB 2008/909/JI siehe soeben V. 2. h. 
50 EuGH, Urt. v. 24.6.2019 – C-573/17 (Popławski II) = 
ECLI:EU:C:2019:530. 

hörige des Vollstreckungsstaats ist, oder ob auch dann kon-
krete familiäre, soziale oder berufliche Bindungen darzulegen 
seien.51 
 
c) Fristen 

Ein Diskussionspapier der österreichischen Ratspräsident-
schaft weist darauf hin, dass die reguläre Erledigungsfrist von 
90 Tagen selten eingehalten werden kann und daher Bedarf 
an „best practices“ zur Verfahrensbeschleunigung bestehe. 
Dass einige um Vollstreckung ersuchte Mitgliedstaaten stets 
eine Übersetzung des gesamten Urteils (samt der vollständi-
gen Urteilsgründe) verlangen, sei nicht geboten und trage zur 
Verfahrensverzögerung bei. Schließlich sei zu erwägen, so 
die Ratspräsidentschaft, beim Ablehnungsgrund kurzer zu 
vollstreckender Freiheitsstrafen nicht die isoliert festgesetzte 
und zu vollstreckende Strafe zu berücksichtigen, sondern das 
(ggf. aufgrund paralleler Vollstreckungsanordnungen) noch 
ausstehende Gesamtstrafübel.52 
 
4. Gegenseitige Anerkennung von Geldstrafen und Geldbu-
ßen (RB 2005/214/JI)53 

a) Halterhaftung 

Gegen den Halter eines Kraftfahrzeuges verhängten die Nie-
derlande auf Grundlage der dort geltenden Halterhaftung 
wegen eines Verkehrsverstoßes eine Geldbuße, die nun auf 
Grundlage des RB 2005/214/JI in Polen vollstreckt werden 
soll. Das polnische Vollstreckungsgericht legte dem EuGH 
die Frage zur Vorabentscheidung vor, ob eine solche Halter-
haftung54 mit dem RB 2005/214/JI und insbesondere dessen 
Art. 3 vereinbar sei, wenn seitens des Anordnungsstaats nicht 
einmal versucht worden sei, den „tatsächliche[n] Täter“ zu 
ermitteln. Zudem will es geklärt wissen, ob die Anerkennung 
– über den anerkannten Katalog der Ablehnungsgründe hin-
ausgehend – versagt werden kann, wenn der Betroffene we-
gen unzureichender Zustellung des Bußgeldbescheids und zu 
knapp bemessener Einspruchsfrist in seinen Verteidigungs-

 
51 Das Verfahren wird vor dem EuGH unter der Rechtssache 
C-495/18 (YX) geführt. 
52 Ratsdokument 14748/18. 
53 RB 2005/214/JI des Rates v. 24.2.2005 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung von 
Geldstrafen und Geldbußen, ABl. EU 2005 Nr. L 76, S. 16 
i.d.F. CONSLEG 2005F0214 v. 28.3.2009. Siehe zuletzt 
Brodowski, ZIS 2018, 493 (507) m.w.N., sowie Johnson/ 
Häussermann, DAR 2019, 251; Trautmann, SVR 2018, 1; 
Brahms/Wurzel/Häussermann, NStZ 2018, 193; ergänzend 
Ambos, Internationales Strafrecht, 5. Aufl. 2018, § 12         
Rn. 100 f.; Esser, Europäisches und Internationales Straf-
recht, 2. Aufl. 2018, § 5 Rn. 17; Hecker, Europäisches Straf-
recht, 5. Aufl. 2015, Kap. 12 Rn. 56 (S. 448); Jähnke/ 
Schramm, Europäisches Strafrecht, 2017, Kap. 8 Rn. 21 ff. 
(S. 295 ff.). 
54 Für Deutschland siehe § 87b Abs. 3 Nr. 9 IRG. 
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rechten verletzt war.55 So förderlich ein solcher Ansatz für 
eine wechselseitige Kontrolle und Fortentwicklung der euro-
päischen Kriminaljustizsysteme wäre, so sehr widerspräche 
eine solche Einzelfallprüfung doch dem vom EuGH bestän-
dig hervorgehobenen „gegenseitigen Vertrauen“ in die 
Rechtsstaatlichkeit im Entscheidungs- wie im Vollstre-
ckungsstaat. 
 
b) Juristische Person 

Ein weiteres polnisches Vorabentscheidungsersuchen betrifft 
die Frage, ob gegen eine juristische Person verhängte Geld-
strafen oder Geldbußen nach Maßgabe des RB 2005/214/JI 
auch dann in einem anderen EU-Mitgliedstaat vollstreckbar 
sind, wenn dieser andere Mitgliedstaat in seiner Rechtsord-
nung an sich keine Möglichkeit vorsieht, gegen diese juristi-
sche Person (hier: eine Zweigniederlassung ohne eigenstän-
dige Rechtspersönlichkeit nach polnischem Recht) derartige 
Geldsanktionen zu vollstrecken. Hilfsweise ersucht das vor-
legende Gericht den EuGH um Klärung, ob der Begriff der 
„juristischen Person“ in Art. 1 lit. a, Art. 9 Abs. 3 RB 2005/ 
214/JI nach dem Recht des ersuchenden Staats, des Vollstre-
ckungsstaats oder europäisch-autonom auszulegen ist.56 
 
5. Gegenseitige Anerkennung von Bewährungsmaßnahmen 
und Alternativsanktionen (RB 2008/947/JI)57 

Nach estnischem Recht kann eine Strafaussetzung zur Be-
währung auch dergestalt erfolgen, dass einzige Auflage an 
den Verurteilten ist, „während der Bewährungszeit keine 
neue vorsätzliche Straftat zu begehen“.58 Allerdings setzt die 
Definition einer „Bewährungsstrafe“ in Art. 2 Nr. 2 RB 2008/ 
947/JI voraus, dass die Vollstreckung „unter Auferlegung 
einer oder mehrerer Bewährungsmaßnahmen“ ausgesetzt 
wird. Ein estnisches Gericht legte dem EuGH daher die Frage 
zur Vorabentscheidung vor, ob die Überwachung einer sol-

 
55 Das Verfahren wird vor dem EuGH unter der Rechtssache 
C-671/18 (ZP) geführt. Zu den Vorlagefragen siehe ergän-
zend Johnson/Häussermann, DAR 2019, 251 (255). 
56 Das Verfahren wird vor dem EuGH unter der Rechtssache 
C-183/18 (Bank BGŻ BNP Paribas) geführt. Zur Vorlagefra-
ge siehe ergänzend Johnson/Häussermann, DAR 2019, 251 
(255). 
57 RB 2008/947/JI des Rates v. 27.11.2008 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf 
Urteile und Bewährungsentscheidungen im Hinblick auf die 
Überwachung von Bewährungsmaßnahmen und alternativen 
Sanktionen, ABl. EU 2008 Nr. L 337, S. 102 i.d.F. 
CONSLEG 2008F0947 v. 28.3.2009. Siehe zuletzt          
Brodowski, ZIS 2015, 79 (97) m.w.N. sowie ergänzend    
Rothärmel, ZJJ 2016, 232; Ambos (Fn. 53) § 12 Rn. 104; 
Esser (Fn. 53), § 5 Rn. 17; Hecker (Fn. 53) Kap. 12 Rn. 57 
(S. 449); Jähnke/Schramm (Fn. 53), Kap. 8 Rn. 14 ff. 
(S. 291 ff.); siehe ferner oben V. 1. b. 
58 Auch in Deutschland ist die Erteilung von Auflagen und 
Weisungen nicht verpflichtend; siehe nur Groß, in: Joecks/ 
Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar zum Strafgesetz-
buch, Bd. 2, 3. Aufl. 2016, § 56b Rn. 5. 

chen Strafaussetzung zur Bewährung gleichwohl mittels des 
RB 2008/947/JI an einen anderen Mitgliedstaat übertragen 
werden kann.59 Die Umsetzung in Deutschland scheint dies 
zu verneinen: § 90b Abs. 1 Nr. 6 IRG nennt das Vorliegen 
einer Bewährungsmaßnahme als Zulässigkeitsvoraussetzung 
bei einer Überwachung in Deutschland;60 § 90l Abs. 1 S. 2 
IRG lässt eine Übertragung der Bewährungsüberwachung an 
das Ausland dem Wortlaut zufolge nur zu, wenn zugleich 
auch die Überwachung der Auflagen und Weisungen übertra-
gen wird.61 
 
6. Europäische Ermittlungsanordnung (RL 2014/41/EU)62 

a) Rechtsschutzmöglichkeiten als Bedingung für Aktivlegiti-
mation 

In Bulgarien gibt es keine Möglichkeit für Betroffene und 
auch für den Beschuldigten, den Rechtsweg gegen Durchsu-
chungen und Beschlagnahmen zu bestreiten. Dies kritisierte 
der zwischenzeitlich im Amt verstorbene Generalanwalt Bot 
in deutlichen Worten in seinen Schlussanträgen zu einem 
bulgarischen Vorabentscheidungsersuchen (Rn. 17, 81 f.).63 
Das widerspreche nicht nur der hinter Art. 14 RL 2014/41/ 
EU stehenden Intention (Rn. 52 ff.), sondern es führe auch 
dazu, dass die Grundlage für die gegenseitige Anerkennung 
bulgarischer Europäischer Ermittlungsanordnungen entfalle 
(Rn. 83). Da zudem das Formblatt und insbesondere dessen 
Abschnitt J zu Rechtsschutzmöglichkeiten nicht sinnvoll 
ausgefüllt werden könnten, sei es Bulgarien bereits verwehrt, 
entsprechende Europäische Ermittlungsanordnungen zu er-
lassen (Rn. 69 ff.). Zwar könne auch der Vollstreckungsstaat 
im Einzelfall gestützt auf Art. 11 Abs. 1 lit. f RL 2014/41/EU 
die Vollstreckung verweigern, doch bei einem solch systemi-

 
59 Das Verfahren wird vor dem EuGH unter der Rechtssache 
C-2/19 (A.P.) geführt. 
60 Die Begründung des Gesetzentwurfs verhält sich zu dieser 
Frage nicht; BT-Drs. 18/4347, S. 156 spricht nur von einer 
Aufzählung derjenigen Bewährungsmaßnahmen, „die in der 
Bundesrepublik Deutschland überwacht werden können“. 
61 Die Ratio ist indes eine andere: Die Norm soll verhindern, 
dass Deutschland – unionsrechtswidrig – nur die Überwa-
chung von Auflagen und Weisungen überträgt, ohne zugleich 
auch die Vollstreckung der freiheitsentziehenden Sanktion zu 
übertragen; BT-Drs. 18/4347, S. 197. 
62 RL 2014/41/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 3.4.2014 über die Europäische Ermittlungsanord-
nung in Strafsachen, ABl. EU 2014 Nr. L 130, S. 1. Siehe 
zuletzt Brodowski, ZIS 2018, 493 (507 f.) m.w.N., sowie 
Ahlbrecht, StV 2018, 601; ergänzend Ambos (Fn. 53), § 12 
Rn. 88 ff.; Esser (Fn. 53), § 5 Rn. 20a; Hecker (Fn. 53),    
Kap. 12 Rn. 13 f. (S. 426 ff); Jähnke/Schramm (Fn. 53),    
Kap. 6 Rn. 36 ff. (S. 254 ff.); Satzger, Internationales und 
Europäisches Strafrecht, 8. Aufl. 2018, § 10 Rn. 44 ff. Ein 
Entwurf aktualisierter Hinweise zum Ausfüllen der elektroni-
schen Formblätter findet sich in Rastdokument 10261/19. 
63 EuGH, Schlussanträge v. 11.4.2019 – C-324/17 (Gavano-
zov) = ECLI:EU:C:2019:312; siehe hierzu auch Ratsdoku-
ment 9976/19. 
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schen Mangel sei die Versagung der Aktivlegitimation vor-
zugswürdig (Rn. 84 ff.). 
 
b) Einsatz ausländischer Verdeckter Ermittler im Anord-
nungsstaat 

Die slowakische Delegation im Rat wirft die Frage auf, ob 
Art. 29 RL 2014/41/EU eine taugliche Rechtsgrundlage für 
den Einsatz eines Verdeckten Ermittlers, der Polizeibeamter 
eines anderen Mitgliedstaats ist, im Staatsgebiet des Anord-
nungsstaats sein kann. Einer solchen Auslegung könne Art. 1 
Abs. 1 RL 2014/41/EU entgegenstehen („Durchführung einer 
oder mehrerer spezifischer Ermittlungsmaßnahme(n) in ei-
nem anderen Mitgliedstaat“).64 
 
c) Spezialitätsgrundsatz 

Ein Papier der österreichischen Ratspräsidentschaft diskutiert 
die Frage, ob für die Europäische Ermittlungsanordnung ein 
Spezialitätsgrundsatz greife, so dass in einem Ermittlungsver-
fahren transnational erhobene Beweise ohne Zustimmung des 
ersuchten Staates nicht für andere Strafverfahren verwendet 
werden dürften. Zwar enthalte die Richtlinie keine explizite 
Regelung hierfür, doch beziehe sie sich jeweils auf „spezifi-
sche […] Ermittlungsmaßnahmen“.65 
 
d) Anwendungsbereich; Verhältnismäßigkeit; Verfahrens-
weise 

Neben diesem Aspekt berichten Schlussfolgerungen des 
EJN66 und ein Papier von Eurojust67 von Schwierigkeiten in 
der Auslegung des Anwendungsbereichs (insbesondere be-
treffend grenzüberschreitende Observationen, akustische 
Lauschangriffe und Online-Durchsuchungen, auch in Bezug 
auf Art. 31 RL 2014/41/EU) und von der gelegentlich unver-
hältnismäßigen Nutzung dieses Ermittlungsinstruments in 
Bagatellfällen. Die Schlussfolgerungen des EJN enthalten 
darüber hinaus lesenswerte praktische Hinweise zur Verfah-
rensweise im Umgang mit Europäischen Ermittlungsanord-
nungen. 
 
7. Gegenseitige Anerkennung von Sicherstellungs- und Ein-
ziehungsentscheidungen 

a) VO (EU) 2018/180568 

Ende 2018 beschlossen Europäisches Parlament und Rat eine 
Verordnung über die gegenseitige Anerkennung von Sicher-

 
64 Ratsdokument 10200/19 (Hervorhebung durch den Verf.). 
65 Ratsdokument 14750/18. 
66 Ratsdokument 14755/18. 
67 Ratsdokument 15735/18. 
68 VO (EU) 2018/1805 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 14.11.2018 über die gegenseitige Anerkennung von 
Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidungen, AblEU 
2018 L 303 v. 28.11.2018, S. 1; (Kommissions-) Vorschlag 
in KOM (2016) 819 endg. v. 21.12.2016; allgemeine Auffas-
sung des Rates in Ratsdokument 15451/17. Siehe zuletzt         
Brodowski, ZIS 2017, 688 (699 f.) m.w.N.; sowie ausführlich 
Hüttmann, NZWiSt 2019, 201; ferner Jour-Schröder, ZIS 
2018, 438 (440 f.); Ochnio, NJECL 9 (2018), 432. 

stellungs- und Einziehungsentscheidungen; sie gilt gemäß 
Art. 40, 41 VO (EU) 2018/1805 für ab dem 19.12.2020 
übermittelte Bescheinigungen. 

Im Vergleich zur allgemeinen Ausrichtung des Rates 
wurde ein spezifischer ordre public-Ablehnungsgrund neu 
aufgenommen, wenn „in Ausnahmefällen aufgrund genauer 
und objektiver Angaben berechtigte Gründe zu der Annahme 
bestehen, dass die Vollstreckung der Sicherstellungsentschei-
dung unter den besonderen Umständen des Falles die offen-
sichtliche Verletzung eines in der Charta verankerten relevan-
ten Grundrechts, insbesondere des Rechts auf einen wirksa-
men Rechtsbehelf, des Rechts auf ein faires Verfahren oder 
des Rechts auf Verteidigung zur Folge hätte“ (Art. 8 Nr. 1   
lit. f, Art. 19 Abs. 1 lit. h VO [EU] 2018/1805). Im Vollstre-
ckungsstaat bestehende Einschränkungen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit der Presse und sonstiger Medien stehen 
einer Vollstreckung entgegen (Art. 8 Nr. 1 lit. b, Art. 19    
Abs. 1 lit. b VO [EU] 2018/1805). Mitgliedstaaten können 
verlangen, dass nicht nur die Bescheinigung nach der Ver-
ordnung, sondern auch die (nicht übersetzungsbedürftige) 
zugrundeliegende nationale Einziehungs- oder Sicherstel-
lungsentscheidung übermittelt werden muss (Art. 4 Abs. 2, 
Art. 14 Abs. 2 VO [EU] 2018/1805). 
 
b) Auslegung des RB 2006/783/JI69 

Auf Vorlage eines niederländischen Gerichts entschied der 
EuGH, dass zur grenzüberschreitenden Vollstreckung einer 
Sicherstellungs- und Einziehungsentscheidung auch dann 
Ordnungs- bzw. Erzwingungshaft angeordnet werden darf, 
wenn dies im Ausstellungsmitgliedstaat nicht vorgesehen ist. 
Zur Begründung verweist der EuGH auf das Ziel einer (mög-
lichst umfassenden) Anerkennung und Vollstreckung (Rn. 16, 
34) sowie darauf, dass es sich bei einer Ordnungs- bzw. Er-
zwingungshaft um keine zusätzliche Sanktion und auch nicht 
um eine Alternative zur Sicherstellung und Einziehung han-
dele (Rn. 27 ff.). Auch sei für die Vollstreckung einer Sicher-
stellungs- und Einziehungsentscheidung nach Art. 12 Abs. 1 
RB 2006/783/JI das Recht des Vollstreckungsstaats maßgeb-
lich (Rn. 20); insoweit sei auch dem Vollstreckungsstaat 
„gegenseitiges Vertrauen“ entgegenzubringen (Rn. 33).70 
 
8. Berücksichtigung von in anderen EU-Mitgliedstaaten 
ergangenen Verurteilungen (RB 2008/675/JI)71 

Den Schlussanträgen des Generalanwalts Bot folgend hielt 
der EuGH das in Ungarn bestehende gesonderte Verfahren, 
das dort zur Anerkennung und Registrierung von Verurtei-
lungen in anderen EU-Mitgliedstaaten besteht, für unverein-

 
69 RB 2006/783/JI des Rates v. 6.10.2006 über die Anwen-
dung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf 
Einziehungsentscheidungen, ABl. EU 2006 Nr. L 328, S. 59 
i.d.F. CONSLEG 2006F0783 v. 28.3.2009. Siehe zuvor   
Brodowski, ZIS 2018, 493 (508). 
70 EuGH, Urt. v. 10.1.2019 – C-97/18 (ET) = ECLI:EU:C: 
2019:7. 
71 RB 2008/675/JI des Rates v. 24.7.2008 zur Berücksichti-
gung der in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union  
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bar mit Unionsrecht.72 Vielmehr seien solche Verurteilungen 
gemäß RB 2008/675/JI in konkreten Strafverfahren gleich-
ermaßen wie inländische Vorstrafen zu berücksichtigen. 
 
9. Jurisdiktionskonflikte (RB 2009/948/JI)73 

Aufbauend auf einem Diskussionspapier der rumänischen 
Ratspräsidentschaft74 wurde in den Gremien des Rates über 
die praktische Anwendung des RB 2009/948/JI, dessen mög-
liche Stärkung durch verbindliche Regelungen zur Lösung 
von Jurisdiktionskonflikten und dessen mögliche Flankierung 
durch eine Übertragung der Strafverfolgung75 sowie eine 
Kodifikation der umfangreichen ne bis in idem-Rechtspre-
chung des EuGH76 diskutiert, aber noch keine Einigung über 
die Ergreifung möglicher Legislativmaßnahmen getroffen.77 
 
10. Europäisches Strafregisterinformationssystem (ECRIS) – 
Erweiterung auf Drittstaatsangehörige (ECRIS-TCN, VO 
[EU] 2019/816; RL [EU] 2019/884)78 

Die Rechtsgrundlagen für ein zentrales Europäisches Strafre-
gisterinformationssystem betreffend Verurteilungen von 

 
ergangenen Verurteilungen in einem neuen Strafverfahren, 
ABl. EU 2008 Nr. L 220, S. 32. Siehe zuvor Brodowski, ZIS 
2018, 493 (508) m.w.N.; ergänzend Ambos (Fn. 53), § 12   
Rn. 103; Hecker (Fn. 53), Kap. 12 Rn. 57 (S. 449); Satzger 
(Fn. 62), § 10 Rn. 77. Zur Anwendung in Deutschland siehe 
zuletzt BGH NJW 2019, 1159. 
72 EuGH, Urt. v. 5.7.2018 – C-390/16 (Lada) = ECLI:EU:C: 
2018:532. 
73 RB 2009/948/JI des Rates v. 30.11.2009 zur Vermeidung 
und Beilegung von Kompetenzkonflikten in Strafverfahren, 
ABl. EU 2009 Nr. L 328, S. 42. Siehe zuletzt Brodowski, ZIS 
2018, 493 (510) m.w.N.; ergänzend Ambos (Fn. 53), § 4     
Rn. 25; § 10 Rn. 193; Hecker (Fn. 53), Kap. 12 Rn. 4 (S. 421 
f.). 
74 Ratsdokument 9197/19. 
75 Zur gescheiterten Initiative für einen Rahmenbeschluss des 
Rates über die Übertragung der Strafverfolgung, Ratsdoku-
ment 11119/09, zuletzt Ratsdokument 16437/09, siehe     
Brodowski, ZIS 2010, 376 (384 f.); im Kontext der Beilegung 
von Kompetenzkonflikten ergänzend Schomburg/Suominen-
Picht, NJW 2012, 1190 (1193 f.). Skepsis an einem solchen 
Instrument wird auch in Ratsdokument 6999/19, S. 5 deut-
lich. 
76 Überblick in Ratsdokument 9629/18; rechtshistorisch siehe 
KOM (2005) 696 endg. v. 22.12.2005; ABl. EU 2003 Nr. C 
100, S. 24. 
77 Ratsdokument 9968/19, S. 7 f. 
78 VO (EU) 2019/816 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 17.4.2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Sys-
tems für die Ermittlung der Mitgliedstaaten, in denen Infor-
mationen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehörigen und 
Staatenlosen (ECRIS-TCN) vorliegen, zur Ergänzung des 
Europäischen Strafregisterinformationssystems und zur Än-
derung der VO (EU) 2018/1726, ABl. EU 2019 Nr. L 135, S. 
1, sowie RL (EU) 2019/884 des Europäischen Parlaments 
und des Rates v. 17.4.2019 zur Änderung des RB 2009/  

Drittstaatsangehörigen (ECRIS-TCN) traten am 11.6.2019 
(Verordnung) bzw. am 28.6.2019 (Richtlinie) in Kraft; das 
System soll „so bald wie möglich“ operativ werden (Art. 35, 
41 Abs. 1 VO (EU) 2019/816). Der wesentliche verbliebene 
Streitpunkt wurde wie folgt gelöst: Die Kriterien zur Speiche-
rung von Fingerabdruckdaten entsprechen der allgemeinen 
Ausrichtung des Rates;79 sie finden jedoch auf Drittstaatsan-
gehörige, die zugleich Unionsbürger sind, keine Anwendung 
(Art. 2 S. 2 VO [EU] 2019/816). 
 
11. Datenaustausch im Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts 

a) Schengener Informationssystem (SIS, VO [EU] 2018/ 
1862)80 

Neue Rechtsgrundlagen für das Schengener Informationssys-
tem (SIS) wurden Anfang Dezember 2018 im Amtsblatt 
veröffentlicht. Die Inbetriebnahme des SIS gemäß dieser 
Rechtsgrundlage erfolgt indes erst zu einem späteren Zeit-

 
315/JI des Rates im Hinblick auf den Austausch von Infor-
mationen über Drittstaatsangehörige und auf das Europäische 
Strafregisterinformationssystem (ECRIS), sowie zur Erset-
zung des Beschlusses 2009/316/JI des Rates, ABl. EU 2019 
Nr. L 151, S. 143. Kommissionsvorschlag KOM (2017) 344 
endg. v. 29.6.2017; allgemeine Ausrichtung des Rates in 
Ratsdokument 15101/17 und 15102/17. Siehe zuletzt       
Brodowski, ZIS 2018, 493 (508 f.). Zur Nutzung der im 
ECRIS-TCN-Systems gespeicherten Daten für Zwecke des 
Europäischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems 
(ETIAS) siehe zudem den Kommissionsvorschlag in KOM 
(2019) 4 endg. v. 7.1.2019. 
79 Zu den Maßstäben siehe Brodowski, ZIS 2018, 493 (509); 
kritisch die Kommission, siehe Ratsdokument 15701/18 
ADD 1. 
80 VO (EU) 2018/1862 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 28.11.2018 über die Einrichtung, den Betrieb und 
die Nutzung des Schengener Informationssystems (SIS) im 
Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziel-
len Zusammenarbeit in Strafsachen, zur Änderung und Auf-
hebung des Beschl. 2007/533/JI des Rates und zur Aufhe-
bung der VO (EG) Nr. 1986/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates und des Beschl. 2010/261/EU der Kom-
mission, ABl. EU 2018 L 312, S. 56; VO (EU) 2018/1861 des 
Europäischen Parlaments und des Rates v. 28.11.2018 über 
die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener 
Informationssystems (SIS) im Bereich der Grenzkontrollen, 
zur Änderung des Übereinkommens zur Durchführung des 
Übereinkommens von Schengen und zur Änderung und Auf-
hebung der VO (EG) Nr. 1987/2006, ABl. EU 2018 L 312,    
S. 14 sowie VO (EU) 2018/1860 des Europäischen Parla-
ments und des Rates v. 28.11.2018 über die Nutzung des 
Schengener Informationssystems für die Rückkehr illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger, ABl. EU 2018 L 312, S. 1; 
zuvor Kommissionsvorschläge in KOM (2016) 882 endg. 
(betreffend Grenzkontrollen), KOM (2016) 883 endg. (betref-
fend polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsa-
chen), sowie KOM (2016) 881 endg. (betreffend Rückführung),  
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punkt (vgl. Art. 79 Abs. 2 VO [EU] 2018/1862). Regelungen 
zu SIS-Ausschreibungen zur Vollstreckung Europäischer 
Haftbefehle finden sich in Art. 26 ff. VO (EU) 2018/1862. 
 
b) Interoperabilität zwischen EU-Informationssystemen (VO 
[EU] 2019/818)81 

Rat und Parlament beschlossen Rechtsgrundlagen für einen 
„Rahmen für die Interoperabilität zwischen EU-Informations-
systemen“, die in ihrer Reichweite im Wesentlichen den 
ursprünglichen Kommissionsvorschlägen entsprechen. Dies 
betrifft unter anderem die Errichtung eines Europäischen 
Suchportals für strafverfolgungsrelevante Daten (ESP) und 
die Verknüpfung biometrischer Datenbestände in den Daten-
banken des Einreise-Ausreise-Systems (EAS), des Einreise-
Informations- und Autorisierungssystems (ETIAS), des Visa-
Informations-Systems (VIS), der Fingerabdruckdaten von 
Geflüchteten (Eurodac) und des ECRIS-TCN. 
 
c) Neuartige verwertbare Informationen 

Im Kontext dieser Vernetzung europäischer Strafverfol-
gungsdatenbanken sind auch Schlussfolgerungen des Rates 
zu „Neuartigen verwertbaren Informationen“ bzw. „Novel 
Actionable Information“ zu sehen.82 Damit ist in diesem 
Kontext – wie ein weiteres Ratsdokument zur Automatisie-
rung des Datenaustauschs nahelegt83 – weniger die Auswer-
tung und Nutzung allgemeiner digitaler Spuren gemeint, 
sondern der automatisierte Abgleich großer Datenmengen 
und die Auswertung großer Datenmengen, auch mit Mitteln 
des „machine learning“. 
 

 
jeweils v. 21.12.2016; allgemeine Ausrichtungen des Rates in 
Ratsdokument 14115/17 (betreffend Grenzkontrollen), Rats-
dokument 14116/17 (betreffend polizeiliche und justizielle 
Zusammenarbeit in Strafsachen) sowie Ratsdokument 
14114/17 (betreffend Rückführung). Siehe zuvor Brodowski, 
ZIS 2018, 493 (510) m.w.N. Zur Nutzung der im SIS gespei-
cherten Daten für Zwecke des Europäischen Reiseinforma-
tions- und -genehmigungssystems (ETIAS) siehe zudem den 
Kommissionsvorschlag in KOM (2019) 3 endg. v. 7.1.2019. 
81 VO (EU) 2019/818 des Europäischen Parlaments und des 
Rates v. 20.5.2019 zur Errichtung eines Rahmens für die 
Interoperabilität zwischen EU-Informationssystemen (poli-
zeiliche und justizielle Zusammenarbeit, Asyl und Migration) 
und zur Änderung der VO (EU) 2018/1726, (EU) 2018/1862 
und (EU) 2019/816, ABl. EU 2019 Nr. L 135, S. 85; die VO 
(EU) 2019/817 betrifft die Bereiche Grenzen und Visa. 
Kommissionsvorschlag in KOM (2017) 794 endg. v. 
12.12.2017; erweitert durch KOM (2018) 480 endg. v. 
13.6.2018; siehe hierzu und zur Position des Rates          
Brodowski, ZIS 2018, 493 (509 f.). Zu ECRIS-TCN siehe 
oben V. 9. 
82 Ratsdokument 9481/19. 
83 Ratsdokument 8526/19; siehe ergänzend Ratsdokument 
9168/19, S. 5. 

d) Digitale Strafjustiz 

Ein Diskussionspapier der österreichischen Ratspräsident-
schaft schlägt die Schaffung einer „schnellen, verlässlichen 
und sicheren IT-Infrastruktur ‚Digitale Strafjustiz‘“ vor, mit 
der insbesondere elektronische Verfahrensakten, aber auch 
weitere strafverfolgungsrelevante Informationen zwischen 
nationalen Strafverfolgungsbehörden, Eurojust und anderen 
Agenturen erleichtert ausgetauscht werden können.84 
 
VI. Zusammenarbeit mit Drittstaaten und Internationa-
len Organisationen 

1. Europarat 

a) Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO) 

Die Europäische Union beantragte einen Beobachterstatus in 
der Gruppe der Staaten gegen Korruption (GRECO), die 
unter dem Dach des Europarats durch gegenseitige Evaluati-
onen und „peer pressure“85 die Compliance mit den Stan-
dards des Europarats gegen Korruption86 überwacht.87 Nach 
Auffassung mancher Mitgliedstaaten soll dies nur ein erster 
Schritt hin zu einer Vollmitgliedschaft in diesem Gremium 
sein, wobei die daraus folgenden rechtlichen und finanziellen 
Konsequenzen erst noch zu prüfen sind.88 
 
b) Übereinkommen über Computerkriminalität89 

Auf seiner 3697. Tagung am 6. und 7.6.2019 genehmigte der 
Rat der Europäischen Union – Justiz und Inneres – die Teil 
nahme an Verhandlungen über ein Zweites Zusatzprotokoll 
zum Übereinkommen des Europarats über Computerkrimina-

 
84 Ratsdokument 14345/1/18 REV 1. 
85 Ratsdokument 9336/19, S. 1. 
86 Insbesondere das Strafrechtsübereinkommen über Korrup-
tion (SEV Nr. 173, BGBl. 2016 II, 1321, 1322); siehe hierzu 
u.a. Europarat, Explanatory Report to the Criminal Law Con-
vention on Corruption, 1999, abrufbar unter 
https://rm.coe.int/16800cce441999 (2.12.2019); Henning, 
Arizona Journal of International and Comparative Law 18 
(2001) Heft 3, 793 (821 ff.); Waßmer, in: Grütz-
ner/Pötz/Kreß/Gazeas (Hrsg.), Internationaler Rechtshil-
feverkehr in Strafsachen, 47. Lfg., Stand: Juli 2019, III. C. 
6.3 m.w.N.; Wolf, Maßnahmen internationaler Organisatio-
nen zur Korruptionsbekämpfung auf nationaler Ebene, 2006, 
S. 19 ff., abrufbar unter 
http://www.foev-speyer.de/files/de/fbpdf/DP-031.pdf 
(2.12.2019). 
87 Vgl. KOM (2019) 273 endg. v. 6.6.2019. Siehe ergänzend 
den Vorschlag eines Beschl. des Rates über den im Namen 
der Europäischen Union auf der Vollversammlung der Grup-
pe der Staaten gegen Korruption (GRECO) oder im Minister-
komitee des Europarates hinsichtlich des Beschlusses über 
Gewährung des Beobachterstatus in der GRECO für die Uni-
on zu vertretenden Standpunkt, Ratsdokument 9884/19. 
88 Vgl. Ratsdokument 9390/19, S. 5. 
89 Siehe zuvor Brodowski, ZIS 2018, 493 (511); ergänzend 
Ambos (Fn. 53), § 11 Rn. 4. 

https://rm.coe.int/16800cce441999
http://www.foev-speyer.de/files/de/fbpdf/DP-031.pdf
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lität.90 Zwar ist ein Beitritt der EU zu diesem Übereinkom-
men (und damit auch zu dessen Zusatzprotokollen) nicht 
vorgesehen. Allerdings begründet Art. 3 Abs. 2 AEUV eine 
Zuständigkeit der EU für die Aushandlung des Zweiten Zu-
satzprotokolls, da dieses Regelungen zur unmittelbaren Zu-
sammenarbeit zwischen den Justizbehörden und zwischen 
Justizbehörden und Diensteanbietern (transnationale Heraus-
gabeanordnungen, „e-evidence“91) sowie zu audio-visuellen 
Zeugenvernehmungen enthalten soll. Im Verhandlungsman-
dat wird besonderes Augenmerk auf die Vereinbarkeit mit 
der GrCh, aber auch mit sekundärem Unionsrecht – etwa zum 
noch im Diskussionsstadium befindlichen Vorschlag zu      
„e-evidence“ – gerichtet. Einer solchen Kohärenz stehen im 
Zweiten Zusatzprotokoll vorgesehene zusätzliche Proze-
duren, Verfahrensgarantien und Ablehnungsgründe nicht 
entgegen. 
 
2. USA – „e-evidence“/CLOUD ACT 

Zugleich ermächtigte der Rat der Europäischen Union – Jus-
tiz und Inneres – die Kommission zur Aufnahme von Ver-
handlungen mit den USA über ein Abkommen über den 
grenzüberschreitenden Zugang zu elektronischen Beweismit-
teln („e-evidence“) für die justizielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen.92 Vor dem Hintergrund der Strafverfolgungspra-
xis – bei der breitflächig eine direkte Zusammenarbeit euro-
päischer Strafverfolgungsbehörden mit US-amerikanischen 
Diensteanbietern gepflegt wird – und der jeweiligen, diver-
gierenden Legislativmaßnahmen (Europäische Sicherungs- 
und Herausgabeanordnung93 einerseits, U.S. CLOUD ACT94 
andererseits) sollen „gemeinsame Vorschriften die spezifi-
sche Rechtsfrage des Zugangs zu Inhalts- und Nichtinhaltsda-
ten […] klären, die sich im Besitz von Diensteanbietern in 
der Europäischen Union oder den Vereinigten Staaten von 
Amerika befinden.“ Angestrebt wird hierbei eine direkte 
Übermittlung des Ersuchens an den Diensteanbieter und 
retour der elektronischen Beweismittel an die ersuchende 
Behörde („Privatisierung der Rechtshilfe“). Im Abkommen 
sollen sowohl die Anordnungsvoraussetzungen als auch mög-
liche Widerspruchs- bzw. Ablehnungsgründe seitens der 
Diensteanbieter aufgeführt und verfahrensrechtliche Garan-

 
90 Ratsdokument 10129/19; Verhandlungsrichtlinie in Rats-
dokument 10129 ADD 1/19; Empfehlung der Kommission in 
KOM (2019) 71 endg. v. 5.2.2019. Zum Übereinkommen 
über Computerkriminalität (SEV Nr. 185, BGBl. 2008 II, 
1242, 1243) siehe zusammenfassend Brodowski, in: Hauck/ 
Peterke (Hrsg.), International Law and Transnational Organi-
sed Crime, 2016, S. 334 (341 ff.). 
91 Siehe hierzu oben IV. 6. (ZIS 2019, 527 [537]); ergänzend 
Esser, StraFo 2019, 404; sowie noch sogleich VI. 2. 
92Ratsdokument 10128/19; Verhandlungsrichtlinie in Ratsdo-
kument 10128 ADD 1/19. Empfehlung der Kommission in 
KOM (2019) 70 endg. v. 5.2.2019. 
93 Siehe hierzu oben IV. 6. (ZIS 2019, 527 [537]). 
94 Aus europäischer Perspektive instruktiv Cording/          
Götzinger, CR 2018, 636; Determann/Nebel, CR 2018, 408; 
Gausling, MMR 2018, 578; Rath/Spies, CCZ 2018, 229; 
Burchard, ZIS 2018, 190. 

tien gewährleistet werden, wozu aber nicht nur (nicht näher 
spezifizierte) Verfahrensgarantien und „[b]esondere Garan-
tien für Daten, die durch Vorrechte und Immunitäten ge-
schützt sind“, zählen, sondern auch Möglichkeiten eines 
„Verbot[s] der Offenlegung“, d.h. die Ausgestaltung als 
heimliche Ermittlungsmaßnahme. Trotz Bekenntnissen dazu, 
dass Kohärenz zum „e-evidence“-Verordnungsvorschlag zu 
suchen sein wird, befürchtet nicht nur die „e-evidence“–
Berichterstatterin im Europäischen Parlament Birgit Sippel 
ein Spiel über die Bande zur Schwächung der Verhandlungs-
position des Europäischen Parlaments. 
 
3. Auslieferungsverkehr mit Island und Norwegen95 

Das Auslieferungsübereinkommen zwischen der EU und 
Island und Norwegen kann erst dann in Kraft treten, wenn 
neben Island und Norwegen auch alle EU-Mitgliedstaaten 
ihre jeweiligen Notifizierungen und Erklärungen hinterlegt 
haben. Zwischenzeitliche Verzögerungen in Italien konnten 
nunmehr überwunden werden,96 so dass das Abkommen97 
und, daran gekoppelt, auch eine Änderung des IRG98 zum 
1.11.2019 in Kraft treten konnte. 
 
4. Beteiligung der Schweiz und Liechtensteins an den Prümer 
Beschlüssen99 

Anfang Juni 2019 genehmigte der Rat der Europäischen 
Union – Justiz und Inneres – die Unterzeichnung und vorläu-

 
95 Übereinkommen zwischen der Europäischen Union und 
der Republik Island und dem Königreich Norwegen über das 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union und Island und Norwegen, ABl. EU 2006   
Nr. L 292, S. 2. Siehe zuvor Brodowski, ZIS 2016, 106 (119) 
m.w.N. Zu Auswirkungen von EuGH, Urt. v. 27.5.2019 – C-
508/18 und C-82/19 PPU (OG und PI) = ECLI:EU:C:2019: 
456 (oben V. 2. a) auf dieses Übereinkommen siehe Ratsdo-
kument 9974/19 ADD 1, S. 14. 
96 Vgl. Ratsdokument 6665/19; Ratsdokument 9390/19, S. 7. 
97 ABl. EU 2019 Nr. L 230, S. 1. 
98 Fünftes Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die inter-
nationale Rechtshilfe in Strafsachen v. 1.6.2017, BGBl. I 
2017, 1414; zum Inkrafttreten siehe BGBl. I 2019, 1999. 
99 Bei den sog. „Prümer Beschlüssen“ handelt es sich um 
Beschl. 2008/615/JI des Rates v. 23.6.2008 zur Vertiefung 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur 
Bekämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden 
Kriminalität, ABl. EU 2008 Nr. L 210, S. 1, sowie um Be-
schl. 2008/616/JI des Rates v. 23.6.2008 zur Durchführung 
des Beschlusses 2008/615/JI zur Vertiefung der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Bekämpfung 
des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität, 
ABl. EU 2008 Nr. L 210, S. 12; hierzu Jähnke/Schramm    
(Fn. 53), Kap. 7 Rn. 15 f. (S. 273 ff.); Mutschler, Der Prümer 
Vertrag, Neue Wege der Kriminalitätsbekämpfung auf euro-
päischer Ebene, 2010; Pörschke, Der Grundsatz der Verfüg-
barkeit von Informationen am Beispiel des Prümer Modells, 
2014, S. 110 ff. Einen Überblick über den Stand der Imple-
mentierung liefert Ratsdokument 5322/3/19 REV 3. Zur Zu- 
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fige Anwendung von Abkommen mit der Schweiz und Liech-
tenstein, auf deren Grundlage sich die Schweiz und Liechten-
stein am Prümer System des Datenaustauschs beteiligen 
können.100 

 
sammenarbeit mit Schweiz und Liechtenstein siehe zuvor 
Brodowski, ZIS 2017, 11 (26). 
100 Ratsdok. 9505/19; Kommissionsvorschläge zur Schweiz 
in KOM (2019) 26 endg., sowie KOM (2019) 27 endg., zu 
Liechtenstein in KOM (2019) 24 endg., sowie KOM (2019) 
35 endg., jeweils v. 31.1.2019. 
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B u c h r e z e n s i o n  

 

Jochen Feldle, Notstandsalgorithmen. Dilemmata im auto-

matisierten Straßenverkehr, Nomos Verlagsgesellschaft, 

Baden-Baden, 2018, 271 S., € 72. 
 

I. Die Digitalisierung ist für das Recht in vielerlei Hinsicht 

von Relevanz. Sie erfasst zahlreiche Lebensbereiche, die 

bereits für sich genommen regelungsbedürftig sind. Darüber 

hinaus ist es nicht ausgeschlossen, dass auch grundlegende 

Rechtsprinzipien im Zuge der Digitalisierung einen signifi-

kanten Bedeutungswandel durchlaufen. Beispielsweise wird 

in der gegenwärtigen Literatur die These vertreten, dass der 

Einsatz von Robotern regelmäßig zu einer zeitlichen Vorver-

lagerung rechtsgutsrelevanter menschlicher Entscheidungen 

führt und deshalb eine grundlegend andere normative Ein-

ordnung erfordert.1 So wird etwa erwogen, dass die Pro-

grammierung eines Roboters für Notstandssituationen keine 

Entscheidung zwischen menschlichen Leben notwendig 

macht, sondern eine reine Risiko-Nutzen-Abwägung dar-

stellt.2 Mit dieser These und mit weiteren Fragestellungen 

hatte sich Jochen Feldle in seiner Würzburger Dissertation zu 

befassen, die von Eric Hilgendorf betreut wurde und die im 

Jahr 2018 im Nomos-Verlag erschienen ist. Der konkrete 

Untersuchungsgegenstand dieser strafrechtlich orientierten 

Arbeit erschließt sich unmittelbar aus dem eingängigen Titel: 

„Notstandsalgorithmen. Dilemmata im automatisierten Stra-
ßenverkehr“. 

II. Gegliedert ist das Werk in einen einleitenden ersten 

Teil, vier Hauptteile (Teil 2 bis Teil 5) und ein Fazit. Im 

ersten Teil („Die Mobilitätsrevolution“) führt der Autor in 

drei Kapiteln in die Thematik ein und legt die zugrunde ge-

legten Prämissen dar: „In einer unvorhergesehenen Lage, in 
der ein Mensch nur noch reflexartig das Steuer herumreißt, 

kann ein technisches System pragmatische Entscheidungen 

treffen. […] Sind in Extremszenarien mehrere Interessen 
bedroht, könnte in Zukunft ein technisches System bestim-

men, welches Rechtsgut dem Wohl eines anderen geopfert 

wird“ (S. 22). „Damit ein System ‚urteilen‘ kann, muss der 
Mensch einen Verhaltenskodex implementieren, nach dem 

jede Situation bewertet und entschieden werden kann. Dies 

erfolgt in Form eines Codes. Während Sensoren, Radar und 

Kameras das Geschehen erfassen, trifft ein Algorithmus die 

endgültige Entscheidung. […] Ein solcher ‚Notstandsalgo-
rithmus‘ muss sowohl ethischen als auch rechtlichen Anfor-
derungen genügen“ (S. 23) – eine Forderung, die der Autor in 

den weiteren Teilen seines Buches in strafrechtlicher Hinsicht 

konkretisiert. 

III. Im zweiten Teil der Arbeit, der den Titel „Fahrassis-
tenzsysteme und autonomes Fahren“ trägt, wird der Leser mit 
der betreffenden Technik und Terminologie vertraut gemacht. 

 
1 Vgl. hierzu (mit Unterschieden): Hörnle/Wohlers, GA 2018, 

12 (23); Hevelke/Nida-Rümelin, Jahrbuch für Wissenschaft 

und Ethik 19 (2015), 5. 
2 Vgl. zu einer solchen These aus moralphilosophischer Sicht: 

Hevelke/Nida-Rümelin, Jahrbuch für Wissenschaft und Ethik 

19 (2015), 5 (10 ff.). 

Feldle legt hier dar, dass Dilemmasituationen im automati-

sierten Straßenverkehr „nach aktuellem Stand der Technik 
noch reine Gedankenspiele sind“ (S. 33), und macht vor 
diesem Hintergrund deutlich, welche technischen Schritte für 

die Etablierung eines automatisierten Straßenverkehrs nötig 

wären. In begrifflicher Hinsicht weicht der Autor von der 

Terminologie der Ethikkommission „Automatisiertes und 

Vernetztes Fahren“ des Bundesverkehrsministeriums3 ab, da 

er die Termini des vollautomatisierten Fahrens und des fah-

rerlosen Fahrens in entsprechender Weise verwendet (S. 45). 

Von einem vollautomatisierten Fahrzeug geht Feldle dabei in 

denjenigen Fällen aus, in denen „die zentrale Steuereinheit 
die normalerweise vom Fahrer getroffenen Entscheidungen 

komplett übernimmt und diesen damit ‚zum Beifahrer‘ 
macht“ (S. 44). 

Darüber hinaus diskutiert der Verfasser, inwieweit in die-

sem Kontext auch von autonomen Fahrzeugen gesprochen 

werden kann.4 Wie Feldle zu Recht darlegt, ist das Kantische 

Autonomieverständnis („Eigenschaft des Willens, sich selbst 
ein Gesetz zu sein“5) auf den vorliegenden Kontext nicht 

übertragbar, da „Fahrzeuge der kommenden Generationen 
[…] den Vorgaben der Entwickler und nicht eigenen Geset-

zen unterworfen sein“ werden (S. 47). Er plädiert aber im 
Einklang mit anderen Stimmen in der Literatur6 für einen 

technikbezogenen Autonomiebegriff: Danach fährt ein Fahr-

zeug dann autonom, „wenn es eine vorgegebene Strecke 

selbstständig bewältigt, für die eigentliche Fahraufgabe kei-

ner menschlichen Impulse bedarf und, wenn nötig, selbst die 

Initiative ergreift“ (S. 48 f.). Ein solcher Autonomiebegriff ist 
nach Ansicht des Rezensenten auch deshalb zu befürworten, 

da er die Antwort auf die Frage der menschlichen Verant-

wortlichkeit für maschinelles Handeln nicht präjudiziert.7 

IV. Der dritte Teil der Arbeit („Der Notstand im Straf-
recht“) dient laut Feldle dazu, „die Struktur des Notstandes 
und den rechtlichen Umgang mit derartigen Situationen dar-

zustellen“ und „zu klären, ob bereits etablierte Lösungsansät-
ze anwendbar sind“ (S. 51). Der Autor setzt sich hier mit 

gängigen dogmatischen Ansätzen zur Erfassung von Not-

standssituationen auseinander und kommt schließlich zu dem 

 
3 Vgl. den Kommissionsbericht v. Juni 2017, Bundesministe-

rium für Verkehr und digitale Infrastruktur, Ethik-

Kommission, Automatisiertes und vernetztes Fahren, S. 14, 

abrufbar unter: 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/beri

cht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile 

(3.12.2019). 
4 Vgl. zu diesem Begriff etwa Maurer, in: Maurer/Gerdes/ 

Lenz/Winner (Hrsg.), Autonomous Driving, Technical, Legal 

and Social Aspects, 2016, S. 1. 
5 Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten (text- und 

seitenidentisch mit Werkausgabe Bd. VII), 8. Aufl. 2014,     

S. 81. 
6 Vgl. etwa Hilgendorf, ZStW 130 (2018), 674 (675); Lenzen, 

Künstliche Intelligenz, Was sie kann & was uns erwartet, 

2018, S. 124. 
7 Vgl. hierzu Kuhli, in: Bung u.a. (Hrsg.), Festschrift für 

Reinhard Merkel, 2020 (im Erscheinen). 

https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/bericht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Publikationen/DG/bericht-der-ethik-kommission.pdf?__blob=publicationFile
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Ergebnis, dass die Programmierung eines autonomen Fahr-

zeugs für Notstandssituationen grundsätzlich nach den Wer-

tungen von § 34 und § 35 StGB zu beurteilen ist (S. 67, 101). 

Zugleich lehnt es Feldle ab, über die genannten Wertungen 

hinaus einen generellen Strafbarkeitsausschluss wegen er-

laubten Risikos anzunehmen – eine Ablehnung, die er damit 

begründet, dass die „gezielte Tötung eines Unbeteiligten […] 
das Maß dessen [überschreitet], was als sozialadäquat ange-

sehen werden kann“ (S. 89). 
V. Nachdem der Verfasser im dritten Teil dargelegt hat, 

dass die Notstandsregelungen gemäß § 34 und § 35 StGB 

prinzipiell auch für die hier interessierende Programmierung 

eines Notstandsalgorithmus einschlägig sind, untersucht er 

die „Konsequenz aus diesen Vorgaben und die genauen Vo-

raussetzungen ihrer Anwendung“ (S. 102). Hierzu dienen der 
vierte Teil („Hierarchie für autonome Fahrzeuge“) und der 
fünfte Teil („Alternativkonzepte“). In jenem Teil geht Feldle 

zunächst auf Güter unterschiedlichen Ranges ein (Kapitel 1), 

ehe er sich im zweiten Kapitel Gütern gleichen Ranges zu-

wendet. Soweit in Notstandskonstellationen Güter unter-

schiedlichen Ranges betroffen sind (z.B. im Fall eines Aus-

weichmanövers zum Schutz eines auf die Straße gelaufenen 

Menschen und zum Schaden eines am Straßenrand parkenden 

Autos), weist der Einsatz eines autonomen Fahrzeugs im 

Vergleich zu gängigen Notstandskonstellationen keine dog-

matischen Besonderheiten auf. Die Regelung des § 34 StGB 

lässt die Rechtswidrigkeit einer Rettungshandlung bekannt-

lich dann entfallen, wenn das geschützte Interesse das beein-

trächtigte Interesse wesentlich überwiegt. 

Tiefergehende rechtliche Probleme stellen sich deshalb 

erst im zweiten Kapitel des vierten Teils, welches solche 

Notstandskonstellationen behandelt, in denen Güter gleichen 

Ranges betroffen sind. Feldle beleuchtet hier unter anderem 

den Fall, dass ein automatisiert fahrender Wagen ein für 

einen Spaziergänger tödliches Ausweichmanöver durchfüh-

ren müsste, um ein auf die Straße gelaufenes unachtsames 

Paar zu retten. Ein Konsequentialist würde ein solches Aus-

weichmanöver möglicherweise mit dem Schutz einer größe-

ren Personenanzahl rechtfertigen.8 Allerdings ließen sich im 

Rahmen dieser Bewertung durchaus auch andere gesell-

schaftliche Folgen berücksichtigen, die zu einer abweichen-

den konsequentialistischen Einschätzung führen könnten: 

Stellt man etwa mit Hilgendorf auf die Folgen ab, die „die 
faktische Opferung Unschuldiger (oder gar eine entsprechen-

de Normierung!) auf die Gesellschafts- und Rechtsordnung 

im Ganzen hätte“,9 so könnten an der Richtigkeit des Aus-

weichmanövers im genannten Fall tatsächlich Zweifel beste-

hen. Argumentiert man hingegen von vornherein non-

 
8 Vgl. Lin, in: Maurer/Gerdes/Lenz/Winner (Fn. 4), S. 69 

(78). 
9 Hilgendorf, ZStW 130 (2018), 674 (686); vgl. auch zu den 

gesellschaftlichen Folgewirkungen im hypothetischen Fall 

einer Lebensrettung durch Organentnahme bei einem anderen 

Menschen: Hörnle, in: Putzke/Hardtung/Hörnle (Hrsg.), 

Strafrecht zwischen System und Telos, Festschrift für Rolf 

Dietrich Herzberg zum siebzigsten Geburtstag am 14. Febru-

ar 2008, 2008, S. 555 (559). 

konsequentialistisch, so könnte man ein zur Rettung zweier 

Menschen durchgeführtes Ausweichmanöver aus dem Grund 

als falsch ablehnen, weil es eine aktive Tötung darstellt, wäh-

rend das Nichtausweichen ein bloßes Sterbenlassen impli-

ziert.10 

Auch Feldle beleuchtet im vierten Teil zunächst, zu wel-

chen Lösungen die eben genannten philosophischen Grund-

konzeptionen führen. Aus seiner Sicht ist jedoch „eine ethi-
sche Theorie, welche die Konsequenzen von Handlungen 

völlig außer Acht lässt, ebenso wenig vernünftig“ wie eine 
Theorie, die ausnahmsweise nur solche Konsequenzen be-

rücksichtigt, die als gravierend eingestuft werden (S. 138). 

Allerdings liefert der Verfasser keine nähere Begründung für 

seine ablehnende Haltung gegenüber der deontologischen 

Sichtweise.11 Dieser Kritikpunkt ändert jedoch nichts daran, 

dass die rechtlichen Ausführungen, die den eben wiedergege-

benen philosophischen Darlegungen folgen, im Wesentlichen 

überzeugen. Der Verfasser setzt sich hier unter anderem mit 

dem 2006 ergangenen Urteil des Bundesverfassungsgerichts 

zum Luftsicherheitsgesetz12 auseinander und kommt zu fol-

gendem Ergebnis: „Bei der Entscheidung Leben gegen Leben 

verbietet sich sowohl ein qualitativer als auch ein quantitati-

ver Maßstab. Beide Kriterien verstoßen gegen die in Art. 1 

Abs. 1 S. 1 GG garantierte Würde des Menschen. Ob eine 

Person die Notstandsituation verschuldet hat, ändert an dieser 

Bewertung nichts“ (S. 251 f., Hervorhebung im Original). 

Weiter heißt es in der Dissertation: „Die Tötung Unbeteiligter 
bleibt ein Tabu, selbst wenn dadurch eine große Gruppe ge-

rettet werden könnte“ (S. 252).  
Damit wendet sich Feldle implizit gegen die Annahme, 

die Programmierung einer lebensgefährlichen Notstandsakti-

vität habe nach reinen Risiko-Nutzen-Erwägungen zu erfol-

gen. Eine solche Risiko-Nutzen-These wird in der Literatur 

zwar vertreten,13 ist aber nach der zutreffenden14 Ansicht des 

Autors letztlich abzulehnen: Es spielt nämlich „keine Rolle, 
ob die Identität der Beteiligten zum Zeitpunkt der Entschei-

dung feststeht. Denn die Tötung des Individuums A zur Ret-

tung von B, C und D verstößt nicht deshalb gegen die 

Rechtsordnung, weil es sich gerade um A handelt, sondern 

weil das Leben einer Person den Leben der anderen unterge-

ordnet und dadurch zum bloßen Rechenposten degradiert 

wird“ (S. 191). Zustimmungswürdig ist darüber hinaus auch 
Feldles Forderung, dass selbstfahrende Autos nur dann auf 

den Markt gebracht werden dürfen, wenn sie mit einer tech-

nisch möglichen Programmierung für Notstandssituationen 

ausgestattet sind (S. 252). 

 
10 Vgl. Lin (Fn. 8), S. 78. 
11 Eine derartige Begründung könnte etwa darin bestehen, 

dass die oben vorgenommene Unterscheidung zwischen einer 

aktiven Tötung und einem passiven Sterbenlassen nicht im-

mer eindeutig durchzuführen ist (vgl. in diesem Kontext etwa 

Hörnle/Wohlers, GA 2018, 12 [15]). 
12 BVerfG, Urt. v. 15.2.2006 – 1 BvR 357/05 = NJW 2006, 

751. 
13 Siehe oben Fn. 2. 
14 Vgl. hierzu auch Kuhli (Fn. 7). 
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VI. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Dissertation 

„Notstandsalgorithmen. Dilemmata im automatisierten Stra-
ßenverkehr“ eine lesenswerte Studie darstellt, in der die we-
sentlichen Aspekte der Thematik beleuchtet und diskutiert 

werden. Der Umstand, dass in dieser Rezension einzelne 

Ergänzungen vorgenommen wurden, ändert nichts daran, 

dass die von Feldle begründeten Ergebnisse durchaus über-

zeugen können.  

Prof. Dr. Dr. Milan Kuhli, Hamburg 


